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Petition der Straßenmeister der Rheinischen Provinzialverwaltuug.
Petition des Landwirts Wilhelm Keutmann in Obersiemcringhausennm nachträgliche Bewilligung

einer Brandentschädigung,
Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend die weitere Förderung des Baues von

Wasserleitungenin leistungsschwachen Gemeinden,
Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffenddie Errichtung nener landwirtschaftlicher

Winterschulenin Iülich, Rhcinbach und Dülken,
Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeinde-Oberförster.
Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend die Regelung der Vorflut von Wasserlänfen

bei Zusammenlegungen.
Sie sehen, meine Herren, das ist noch eine ganz reichhaltige Tagesordnung, und ich werde

mir also erlauben, Sie zu morgen 11 Uhr wieder hierher einzuladen. Wenn es Ihre Billigung
findet — das scheint ja der Fall zu sein. Ich darf das hierniit feststellen.

Wenn niemand mehr das Wort wünscht — es ist nicht der Fall — dann schließe ich
hiermit die Sitzung.

(Schluß 3 l/4 Uhr.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Donnerstag, den 14. März 1907.

Beginn 11 Uhr 20 Minnten.

1. Eingänge.
2. Antrag der 1. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltungstostendes Genossenschafts'

Vorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaftfür das Kalenderjahr vom
1. Januar 190? bis 31. Dezember1907.

3. Antrag der 1. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Bestellung von Amtskautionenseitens der Provinzialbeamtender Rheinprovinz.

4. Antrag der 111. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Aufnahme einer Anleihe zum Ankanf von Basaltsteinbrüchenfür die Zwecke der Provinzinl-
ftraßen-Verwaltung.

5. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentfchädigungen infolge:
a) von Rotz und Lungcnseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffenddie Abwehr und

Unterdrückung von Viehseuchen, und Ausführungsgesetz vom 12. März 1891),
d) von Milz- nnd Nauschbrand(Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung für

an Milz- und Nauschbrandgefallene Tiere),
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.
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«. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses, betreffend
den Antrag der Handelskammer zu Codlenz, „das Gesetz vom 18. Anglist 1902. betreffend
die Vorausleistungen zum Wegebau, für. die Nheinprovinz außer Wirkung zu setzen".

7. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses. betreffend
die Anfchaffuug eines Kraftwagens für Dienstzwecke. , , .. <

8. Antrag der 1. Fachkommissiou zum Bericht und Autrag des Prouinzialansschusses, betreffend
Nachsuchuug eines neuen Privilegs zur Ausgabe vvn Rheinproviuz-Aulc.hescheinen.

9. Autrag der 1. Fachkommissiou zum Haushaltsplan über die Verwaltungstosteu der Landcsbant
der Nhciuprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 190? bis 31. März 1908.

10. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgcerz.ehuug
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 sowie Vorauschlag für d.e Fürsorgeerz.chnngv-
Austalt Fichtenhain für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908 ^

11. Antrag der II. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provmzmlansschnffes, betrencno
die Errichtung weiterer Rheinischer Provinzial-Erziehungsanstalten für ältere Fürsorgezoglmgc
männlichen Geschlechts, katholischen und evangelischenBekenntnisses. .,..<,

12. Antrag der tl. Fachkommission zn dem Bericht nnd Antrag des Pruvinzialausschnsses, betreffend
die Rheinische Provinzial-Erziehungsanstalt für fchnlentlassene Fürsorgezöglmge mcmnl.chen
Geschlechts nnd katholischen Bekenntnisses zn Haus Fichtcuhain bei Crefcld. .....

13. Autrag der II. Fachkommissiou zum Bericht und Antrag des
Erlaß eiuer Hausordnung für die Fllrsorgeerziehungs-Abteiluug Freimersdvrf zn ^ranwe. er.

14. Autrag der l. Fachkommission znm Haushaltsplan über die Verumlt.ingskvften der Rhe,n.,che>,
Provinzilll-Feuerversicherungsanstalt für das Kalenderjahr vom 1. Januar 190? bis ^. ^e
zcnrbcr 1907. . ^ . ^ ,. < , c^ ^

15. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzmlausschusse-, betreffeud
deu Anlauf des Haufes Elisabethstraße Nr. 9 iu Düsseldorf. , . . „

t«>. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltuug ^ Prov.uz.almuseen
zu Bonn uud Trier für das Rechnungsjahr von, 1. April 190? bis 31 März 1.108

17. Autrag der I. Fachkommissiou zum Bericht nnd Antrag des Provinzmlausschuffes, betreffeud
die Erweiterung des Provinzialmuseums in Bonn.

,8. Antrag der II. Fachkommissiouzu den Haushaltspläne» der Provinzial-Heü- nnd Pflegeaustalttu
zu Anderuach, Bonn, Düreu, Galthauseu, Gmfeuberg, Iohannisthal uud Merz.g ffu oav
Nechuuugsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908. ^ ,^,^„5

19. Autrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinz« ans.chnffe.,
die Aeuderung der Austelluugsverhältuisse der Aerzte an den Provinzial-Hei- uud Mgcm mu n^

20. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des
Ermächtigung des Provinzialausschusseö znr Veräußerung eines zu der Heil- uno ^ugeanpa
Grafcnberg gehörigen Grundstückes. , . » . ^ ^„^.»,tt»«»v

21. Autrag der II. Fachkomnussion zn den Petitionen des dentschen Verban e « ^ ° leg
nnd -Pflegerinnen (Sitz Berlin) wegen Aufbessernng der Verhältn.sfe des Pflegepersonal» n.
den Provinzial-Hcil- uud Pflcgeanstaltcn.

22. Antrag der II. Fachkommissionzu den. Haushaltsplau für die ^
des Gesetzes vom 11. Inli 1891 für das Rechnnngsjahr vom 1. Apnl 190 b:s 31. Mar l908

23. Antrag der II. Fachkommission zn den. Hanshaltsplan für die ^rwaltnng ^ Landarnun
wefens der Rhei.N'rovinz für da? Rechnnngsjahr von. I. Apr.l ,907 b.s 31. März 1908,
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24. Antrag der II. Fachkommissionzu dein Haushaltsplan der Polizeistrafgeloerfondsund des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis
31. März 1908.

25. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Proviuzial-Arbeitsanstalt zn Brauweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

26. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhanses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

27. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstütznngmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsllnstlllten,sowie über die Kostender Unterbringung nnd des Unterhaltes von
Epileptikern,Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche bezw,
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

28. Antrag der II. Fachkommission zum Hanshaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie über den Funds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 190?
bis 31. März 1908.

29. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Aufnahme einer weiteren (dritten) Anleihe für Hochbauten.

30. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1907 bis 31. März 1908.

31. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Antrag
des AbgeordnetenKrawinkel auf Gewährung höherer Mittel für die Herstellung und Unter¬
haltung von «haussierten Wegen, zur Uebernahme solcher durch die Provinzialverwaltnng uud
zum Kreis- und Gemeindewegebau.

32. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Gewährung
von Beihilfenaus Fundst, und L zum Gemeinde- nnd Kreiswegebau für das Rechnungsjahr1906.

33. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschnssesüber die im
Jahre 1906 erfolgte Bewilligung von Beihilfen zu Armen- und Wegezweckeu gemäß
§ 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisung weiterer Dotatiuns-
renten an die Provinzialverbände.

34. Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
Anlage ^,, Voranschlag über die Verwendungdes Funds für den Neubau von Pruvinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendungdes Eiseubahnfnnds,
Anlage 6, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

35. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition der Straßenmeister der RheinischenProvinzial-
uerwllltung,welche bitten:
1. um Anstellungauf Lebenszeit,
2. um Erreichung des Höchstgehaltes nach 18 Dienstjahren,
3. nm anderweiteRegelung der Mietsentschädigung.

36. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition des Landwirts Wilhelm Keutmanu in Ober-
siemeringhansen, welcher um nachträglicheBewilligung einer Bmudeutschädiguugbittet.
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37. Antrag der IV. Fachkommission Zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die weitere Förderung des Baues von Wasserleitungen in leistungsschwachenGemeinden.

38. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung neuer landwirtschaftlicher Wiuterschulcu in Mich, Rhcinbachund Dülken.

39. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prooiuzialausschusses,betreffend
die Ausführung des Beschlusses des 46. Proviuziallandtags zur Petition des Vorstandes des
Vereins der Gemeinde-Oberförster,betreffend Vorschläge zur Verstaatlichungder Gcmeindeforst-
verwaltungen und zur erneuten Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeinde-Oberförster.

40. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Regelung der Vorflut von Wasserläufeubei Zusammenlegungen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll der Plenarsitzung vom
13. März liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten von Groute und Lehwnld.
Eingänge sind keine zu verzeichne,,. Wir treten dann direkt in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstandist:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Vcrwaltuugs-
kosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenofsenschaft.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Laer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Der Hanshaltsplan für die

landwirtschaftliche Berufsgenofsenschaft für das Rechnungssahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
190? schließt ab mit einer Mehransgabe von 18 850 Mark gegenüberdem Vorjahre und mit
insgesamt 149 700 Mark. Die Mehrausgabe ist bedingt durch eine Reihe von Vermehrungen von
Veamtenstellenund weiter durch Erhöhungen von Gehältern, die besoldnngsvlcmmäßig eintreten

Die Fachkommission hat gegen den Haushaltsplan nichts einzuwendenund zu beinerten
gefundenund fchlägt dem hohen Haufe unveränderteAnnahme dieses Haushaltsplanes vor.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet. Ich darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus mit
dem Antrage seiner I. Fachkommission einverstanden ist.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Bestellung von Amtskautionen feitens der
Provinzialbeamten der Rhcinprovinz.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete von Laer.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Die Verpflichtung der Staats¬

beamten Zur Bestellung von Amtskautionenist seit einiger Zeit durch ein Gesetz vom ?. März 1898
anfgehobenworden. Eine Reihe von großen Kommunalverwaltungensind dem Beispiele des Staates
gefolgt und haben ebenfalls für ihre Beamten die Verpflichtungzur Bestellungvon Amtskautionen
aufgehoben. Es wird nunmehr feitens des Provinzialausschussesvorgeschlagen, daß auch für die
Provinzialbeamten in gleicher Weise vorgegangen werden möge.

Die Gründe, die für die Aufhebung der Amtstantionen sprechen, smd „n wesentlichen
folgende: Diese Amtskautionenhaben für große Verwaltungen ein verhältnismäßig sehr geringes
Interesse. Die Erfahrnng hat gelehrt, daß sie einen wirklich wirksamen Schutz gegen Verluste nicht
zu bieten vermögen. Bei großen Verwaltungen steht in der Regel die Höhe der Amtskautionen

l,'
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in einem ungünstigenVerhältnis zu der Möglichkeit,Gelder bei Seite zu bringen, und die ver¬
brecherische Neigung, sulche Amtsdelikte zu begehen, wird durch die Stellung einer Amtstautiou
erfahrungsmäßig außerordentlichwenig beeinträchtigt. Es kommthinzu, daß ja Gott sei Dank die
Fälle, in denen Amtsdeliktedieser Art vorkommen, bei unseren Beamten ganz außerordentlich selten
sind und nur ganz verschwindende Ausuahmen bilden.

Auf der anderen Seite ist die Bestellungvon Amtskautiouenfür viele Beamte eiue sehr
große Last. Viele Beamte sind gezwungen,um die erforderliche Kaution aufzubringen, Gelder zu
leihen oder sich mit einem von den großen Instituten in Vcrbiuduug zu setzen, sie müssen dafür
Zinfen bezahlen,geraten in allerlei Schwierigkeiten,haben verhältnismäßig hohe Lasten und werden
dadurch in ihrer wirtschaftlichen Lage beeinträchtigt.

Aus dieseu Gründen ist, wie ich bereits erwähnte, die Aufhebungder Amtstautiou für die
Staatsbeamten erfolgt, und dieselben Gründe treffen auch für die Beamten der Provinzialver-
waltnng zu.

Es kommt hier uoch weiter in Betracht, daß die Frage der Amtskantionenbei den Beamten
der Provinzialverwaltung uicht iu gleichmäßiger Weife geregelt ist, und daß es sich hier alfo auch
darum haudelt, gewisse Unglcichheiteuund mau darf sagen, gewisse Ungerechtigkeiten zu beseitigen.
In höherem Umfange besteht die Verpflichtungzur Bestellung von Amtstautioncu bei der Landes^
bank, wo znm Teil recht beträchtliche Kautionen bestellt werden muffen, die aber anderseits wieder
gegenüber den Summen, die diesen Beamten anvertraut sind, eigentlich gar keine Rolle spielen. Es
haudelt sich ja bei den Summen, die bei der Landcsbankden Beamten zur Verwaltung übergeben
sind, nm sehr hohe Beträge, um Millionen.

Vergleichsweisedarf ich bemerken,daß bei einer anderen Anstalt der Provinz, bei der
Fenervcrsicheruugsanstalt,eine Verpflichtung zur Bestellung von Amtskautiouen überhaupt uicht
besteht. Schon diefc Ungleichheit,die zwischen den Beamten dieser beiden Provinzialanftalten zur¬
zeit vorhaudcu ist, müfse dazu uötigeu, hier einzugreifen.

Abgesehen von den Beamten der Landesbank gibt es noch eine Reihe von Beamten der
Provinzialverwaltung im eigentlichen Sinne, die Amtskautioneu zu stellen haben. Das sind die
Nendanten an den Provinzialanftalten, die Verwalter in den Provinzial-Heil- und Pflcgcaustalten,
der Arbcitsinspektoran der Provinzial-Arbeitsaustalt, der Matermlienvcrwalter dieser Arbeitsanstalt,
der Direktor des Landarmcnhauses,der Kauzleivursteheran der Zentralstelle, der Rendcmt an der
Landes-Verficherungsllnstalt,der Kafscnbotc bei der Versichernngsanstalt»nd der Kastellanam Provin-
zialmuscumin Bonn,

Meine Herren! Es wird Ihnen aus denselben Gründen, aus deuen der Staat die Amts¬
tautiou beseitigthat, empfohlen,auch für die Provinzialbeamten die gleichen Maßnahmen in Kraft
treten zu lassen. Die Konsequenzen einer derartigen Aufhebung zur Verpflichtungder Bestellung
von Amtskautioneusiud, daß die vorhandenenbestellten Kantioncu zurückgegebenwerden muffen, und
daß der § 9 des Reglements über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzialbeamten in Wegfall
kommt. Dieser 8 9 enthält zwar keine ausdrückliche Vcrpflichtuug, von den Provinzialbeamten
gewisser Kategorien Kantioncu zu erheben,aber er schreibt vor, in welcher Weise die Kautiouen der
Beamte» gestellt werden sollen, und wird uatttrlich gegenstandslos,wenn diese Kantiunsvcrpflichtung
überhaupt beseitigtwird.

Bei der Verhandlung ist in der Kommission von einer Seite der Antrag gestelltworden,
daß man noch weiter gehen möge, als der Vorschlag des Provinzialansschnsscs,indem mau die
Kantionspflicht nicht nur für Beamte, sondern auch für die nicht mit Bcamtencigeuschaftausge-
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statteten Angestelltenaufhebt. Demgegenüberwnrdc von anderer Seite bemerkt, daß ein derartiges
weiteres Vorgehen znrzeit noch nicht erforderlich fei, weil nach Anslnnft der Provinzinlverwaltuiig
Angestellteohne Veamteneigenschaft. die Kaution zu stellen hätten, zurzeit überhauptnicht vorhanden
find uud einstweilen auch nicht anzunehmenfei, daß derartige Personen demnächst augestellt werden
könnten. Es war aber doch zu erwägen, daß der Fall nicht ganz ansgeschlossenist, daß dlc Pro-
vinzialverwaltung einmal, namentlich für vorübergehende Dienstleistungen, Perfonen ohne Veamten-
qualitat annehmenwill, bei denen es wünfchenswcrt erscheinenkonnte, mit Rücksicht auf die besondere
Art der Tätigkeit oder die besondereVertrauensstellung.Kantionen zn erfordern. Ans diesem Grunde
hat die Kommission geglaubt, die Verwaltung nicht biudeu. sondern ihr darin freie Hand lassen zn
sollen, ob sie etwa in einzelnen Ausnahmcfälleuvon Angestellten ohne AeamtenqualitätKautionen
erfordern will.

Sie hat geglaubt, daß die fozinlcn Gesichtspunkte, die insbesondere geltend gemacht waren
für die Anfhebungder Kautionspflichtauch für die Angestellten, ohne Zweifel für d,c Provinz,^
vcrwllltnng und den Proviuzinlansschnßmaßgebendsein würden, wenn es sich »» Emzelfallcum die
Prüfung der Frage haudelt, ob eiuem derartigenAngestellte» eine Kantion abverlangt werde» tonnte
uud ob es gerechtfertigt sei, ihm die damit möglicherweisenoch verbundenen Beschwernisseaufzuerlegen.

Meine Herren! Der Antrag der I. Fachkommission geht iu Uebereinstimmungmit dem
Vorschlagdes Pruuinzialnusschusscsdahin:

„Der Provinziallandtag wolle die Aufhebung der Verpflichtungzur Bestellung von
Amtskautioncn seitens der Provinzialbcmnten gutheißen,geuehmigcn,da,; die znrzeit
von Provinzialbeamten gestellten Amtskautioncn zurückgegeben werden "'d daß der
8 9 des Reglements über die dienstliche!,Verhältnisseder Proviuzmlbeamte»fortfallt.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort.
(AbgeordneterFusbnhu: Ich bitte nms Wort!)
Sie haben das Wort. ^ ^ .., ..„ , ,.
AbgeordneterFnsbahn: Meine Herren! Mit Herrn OberbürgermeisterMarr, hatte

ich in der Kommissionvorgeschlagen, den Antrag iu der weitergeheudeu Fmssuug anznnchnien daß
er sich ans Provinzialbean.te nnd Angestellte beziehen sollte. Wir kamen dazu. Mi m der Moti-
vieruug des Autrages ausdrücklich gesagt wird, daß die Aufhebungder Kant.onspflich mcht^ "
Angestelltenz.itreffenfoll. die ohne Bea.nte.ieigenfchaft angestellt werden. Nun ist allerdingsspater
festgestellt worden, daß angenblicklichbei der Zeutralverwaltuuggar keine Ai.gestellten oh,,e Bea,,,te>r
eigenfchaft. die kautionspflichtig wären, vorhanden sind. Es ist aber uicht festgestellt wordeu, ov
sich uuter den Angestelltenbei den einzelnen Verwaltungenderartige Kautiouspflichtige smoe»

Der Herr Berichterstatterhat mit Recht daranf Hingewiefeu,daß es °m !°zm er Gest h ^-

pnnkt ist. der dazu führt, die Kantionspflichtaufznhebe». Aber diefer soziale Gest^P. '« ms
ga.iz eutschiedeu d.irchschlageudsein bei den Angestellten,die keinen
werden durch die Kautionspflichtviel stärker bedrückt. Das haben >mr ebe» bei der Kon mn,
Stadt Düsfeldorf, festgestellt, wo wir gefunden habe», daß gerade d.ese kleineren Augestelltensich
gewöhnlich die Kaution leihweise verschaffen, die dann vom Lohn ratennmseabgehalten wird

Der Antrag, wie er hier vorliegt, ist ja den Verhältuisfeuentsprechen,da. wie eben est¬
gestellt .norden ist. bei der Zentralverwaltung gar keine und wahrschein,chanch bei den einzelne»
Verwaltungen mir wenige Angestellte mit Kautionspflichtvorhandensind

Aber ich möchte doch die Gelegenheit benntzen,au d,e Verwaltung die Bitte zu richten,
daß der Herr Landeshanptmann von seinem Rechte, von den Angestellten Kcmtiouen zn verlangen,
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auch bei deu Einzelverwaltnngeu von diesem Rechte bei vorkommenden Anstellungenin möglichst
verschwindendenFällen oder gar keinem Falle Gebrauch macht, daß eben in der ganzen Verwaltimg
dieser soziale Gesichtspunkt der herrschendesein soll, daß diese kleinen Angestellten nicht durch Kcmtions-
pflicht bedrückt werden.

Ich hoffe, daß wir dadurch in die Lage kommen,nicht in den späteren Landtagen mit
Anträgen kommen zn müsse», doch uoch uachträglich die Kautionspflicht auch formell für die
Angestelltenaufzugeben.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
LandeshauptmannDr. von Reuvers: Meine Herren! Die Verwaltnng wird die Anregung,

die der Herr Abgeorduete Fusbahn eben gegeben hat, sich merken uud nach Möglichkeit berücksichtigen,
Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Neven Dn Mont.
AbgeordneterDr. Neveu Du Mout: Meiue Herren! GZ ist doch vielleicht nutwendig,

daß, nachdem die Sache im Hause augeschnitten worden ist, mit einigen Worten der Standpunkt der
Mehrheit der Kommission festgestelltwird. Die Herren der Kommission,die den der Ansichtdes Herrn
Abgeordneten Marx entgegengesetztenBeschlußgefaßt haben, haben die Absicht gehabt, in keiner Weise
der Entwicklungder Verhältnisse vorzugreifen. Wie der Herr Landeshanptmann ausgeführt hat,
gibt es augenblicklich keine Angestellten,die von dieser, sagen wir einmal Härte, betroffenwerden.
Die Provinzialvcrwaltnng hat aber so vielgestaltigeBetriebe, z. B. die Landcsbauk,die Feucrver-
sicheruugsanstaltund ähnliche Dinge, daß man nicht wissen kann, wie die Verhältnissesich einmal
entwickeln, und ob nicht in derartigen Betrieben auch eiumal jemand für längere Zeit augestellt
wird, der uicht sofort Beamter wird, von dem aber eine Kaution verlangt werden muß uud auch
verlangt werden kann, da er auch vollständig in der Lage ist, sie zu stellen.

Wir haben deshalb geglaubt, die Sache so annehmenzu sollen, wie sie der Proviuzial-
ausschußvorgeschlagen hat, um in kciuer Weise der Entwicklungder Verhältnissevorzugreifen,

Vorsitzender Becker: Das Wort wird nicht weiter verlangt. (AbgeordneterMarx: Ich
bitte um's Wort!) Das Wort hat Herr AbgeordneterMarx.

AbgeordneterMarx: Meine Herren! Ich muß doch noch einmal aussprechen,daß für
Beamte und Angestellte derselbe Grnnd der Aufhebung der Kaution bestimmend ist. Der Angestellte
wird vielleicht etwas weniger bestraft als der Beamte, wenn er eine Unterschlagungbegeht. Aber
das ist doch das minder Wichtige bei der Bestrafung. Die Hauptbestrafuug ist doch die der
Dienstentlassung, und deshalb meine ich, es besteht kein Unterschied zwischen Beamten und Angestellte»,
und deshalb kann ich auch der Schlußfolgerungdes geehrten Herrn Vorredners nicht zustimmen, daß
er sagt, iu dem einzelnen Falle kaun es doch einmal wünschenswert sein, eine Amtskantionzu fordern.
Meine Herren! Wenn ein Angestellter ans längere Zeit angestelltwird, dann ist er bezüglich der
Kaution genau so zu behandelnwie der Beamte. Ich stimme dem Herrn Fusbahn daher wiederholt
bei, daß es sozial nicht richtig ist, einen Unterschied zwischen Beamten und Angestelltenzu macheu,
auch wenn es sich um eine Anstellung in einem einzelnenFalle handelt.

Meine Herren! Es ist eine Täuschung, wenn man sagt: ich stelle den Angestelltenauf
längere Zeit an und fordere von ihm eine Kantion. Was Herr Neven Du Mout im Auge hat,
ist eine Anstellungauf Grund eines privaten Dienstvertrages oder vorübergehenderLeistnng. Das
scheidet aber bei dem allgemeinen Satze aus, der besagt, daß der Beamte nnd der Angestelltegleich
zn behandelnseien. Ein derartiges Vorgehen wird den Herrn Landeshauptmann nie beschränken,
wild auch keine Verwaltung beschwuren,wenn man allgemein festsetzt, daß für die Beamten und
Angestelltendieser Grundsatz einheitlich gelten soll.
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Meine Herren' Nun kommt aber hier noch etwas ganz besonderes in Betracht: In den
Eiuzelverwaltungender Provinz sind ja die Direktoren berechtigt,Anstellungenvorzunehmennnd
auch unter UmständenKautionen zn verlangen. Was sind das nun nun für Anstellungen? Me.ne
Herreu! Die Leute, die der Direktor einer Anstalt auzuuehmen die Befugnis hat, s.ud d.e aller-
kleinsten Angestellten. Wie wir hier in der Stadt die Frage wegen unserer Straßeubahnange stellten
erörterten, hat alsbald Uebereinstimmungdarin geherrscht, daß gerade diesen kleinen Angestellten
gegenüber, wie sie also hier bei der Provinz die Anstaltsdirektorenanzustelleu habe» es durchaus
unangebrachtsei. Kautionen zu erhebe». Gerade gegenüber diesen kleinen Leuten smd d.e Kautwuen
iu einem Maße drückend, daß der Nutzen in gar keinem Verhältnis zu der Last steht, d.e oe»
Angestellte,,aufgebürdetwird. Daher meine ich. man müßte an dem Grundsatz festhalten: die
Kautionen sind aufzuhebengleichviel ob für Beamte oder Angestellte. <>, c,< 7 ^

Vorsitzender Becker: Jetzt meldet sich niemand mehr zum Wort. - ^5ch schließe die
Verhaudlnng uud darf feststelle», daß das hohe Haus dem Antrage seiner I. Fachkomm.ss.on be.ge-
getreten ist.

Wir kommen zum . c« - ,
Antrag der III. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Prvv.uz.al-
ansschnsses. betreffend die Aufnahme einer Anleihe znm Ankauf von
Basaltsteinbrüchen für die Zwecke der Proviuzialstraßeu-Verwaltuug.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Krnse. dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAogeordueter«°u Kruse: Meiue Herreu! 3"/^'^ des vvngen ^a re

hatte sich die größere Anzahl der Nasaltsteinbrnchbesitzer im Nheu, au und Nassau zu e u
Konvention, betreffend die Erhöhung des Preises für den
Konventioubezw. die einzelneu Mitglieder derselben hatten von dem .huen zustehenden Rech e d

Küudiguug der mit der Provinzialverwaltnng abgeschlossenenVertrage - es war em° 1^
Kündign» vorgesehe» - sofort Gebranch gemacht und waren dann an d,e Pwv.nzmlver tn
mit „neu Förde n ge» für den Basaltkleinschlag herangetreten. D.ese nenen Fordemng u erhöh m
die Preise, die bisher gezahlt wurden, nm etwa 25 bis 30°/« uud stellte,, pro Knb.kmeter
Mehmu wendnng von 2.25 Mark dar Da die Provinzialverwaltung zur Uuterhaltung .hre
großen Provinzialstraßeuuetzes- - sie hat ja über 6300 Km zu uu erhalte,. - 10«^ ^
iu, Jahre uötig hat. so würde das. falls auch noch die andern Stembruchbes.tzerd.e h r
Konvention nicht angehörten, sich der.Vereinigunganschließensollten, en.e zahrl.che Mehraufweuduug
zunächst für das Jahr 1907 von 225000 Mark betragen. ,..,.. . „,. ,.. ^„

Der Provinzialausschußhat sich veraulaßt gesehen, diesen Schw.er.gke.te.. e"tM "e '

iudem er zunächst den ihm bezw. der Provinz gehörigen Basaltste.ubruchauf den, Ah^e g,e ^u
der Gen.einde Oberpleis in Betrieb gefetzt hat. indem er dann nut ^saltsw" rmhbes.tzern ^
handelt hat. die noch nicht der Konventionbeigetretenwaren, nnd ...dem « ^ ^ch auä ^
den Mit liedern der KonventionVerhandluugenwegen Herabsetzuug es P^fts g fl e h . d

da»,, schließlich zu eiuer Ernmßiguug der Preisforderung um 50 Pfeuu.g Pr° "'kmeter gef.HU
haben Hierdurch ist eiuerseits bewirkt, daß von der
ebraucht werde., und audererseits.daß die Gesamtanfwenduugeud.e .ch «"be °«f 2^'000 «

angegeben habe, sich für den Basaltkleinschlag ans etwa 140 000 Mar ermaß.gt haben. Spez ell
durch d Inbe ri bsetznng des St inbrnchesans den. Hühuerbergehat d.e Prov.nz schon gegen den

Betrag für das laufeudeJahr noch 64 P emug pr° "'^
gewonnen Dieser Betrag wird sich nach den Angabendes Prvvinzmlausschusses vom 1. ^anuar 1908
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ab auf 1,34 Mark erhöhen; und es ist anzunehmen,daß bei dem Bezug von Basaltkleinschlagaus
günstiger gelegenen Steinbrüchen, wie das bei dem Steinbruch auf dem Hühnerberge der Fall ist,
sich dieser Gewinn noch erhöhen wird.

Andererseits sind die Steigerungen für den Basaltkleiuschlag,wie sich aus deu Verhand¬
lungen mit den der Konvention angehürigen Steiubruchbesitzeruergeben hat, voraussichtlichnoch
nicht zu ihrem Abschluß gekommen. Es sind vermutlich noch weitere Steigerungen zu erwarteu,
Uud deshalb hat der Proviuzialnusschußiu Erwägung gezogen, ob es für die Proviuzilllverwaltuug
nicht zweckmäßig sei, noch weitere Nasnltsteinbrttche zu erwerbe».

Die Mittel zur Erwerbung vou weiteren Vasaltsteiubrüchenkönnten zunächst aus dem
sogeuauuten Sammelfunds genommen werden, den Sie unter Titel IV 10 der Einnahmen des
Haushaltsplans der Straßenverwaltung für 1907, Seite 558/59 verzeichnet finden.

Dieser Sammelfonds ist dadurch eutstandcu, daß die Proviuzialverwaltuug wiederholt iu
die Lage kommt, von Geländen, welche zu den Provinzialstraßengehören, einzelne Parzellen, einzelne
Absplissezu verkaufen,die dann in diesem Fonds thesauriert werdeu. Der Funds ist aber weiter
dazu bestimmt, um im Falle von Geradelegnng von Straßen, von Straßeuerbreitcrung usw. not¬
wendigeGrnndstückc anzuschaffen;und er ist ferner dafür bestimmt, um notwendigeHandrißpläne
von den Provinzialstraßen und auch das Iuveuturienverzeichnis,das der Vollständigkeitermangelt,
zu ergänzen. Diefer Fonds beträgt zurzeit rund 180 000 Mark, und es ist wohl nicht anzunehmen,
daß bedeutendere Mittel ans diesen! Fonds für die Erwerbung von BasaltsteinbrüchenVerwendung
finden können.

Der Provinzialansschnßhat die Summe, die etwa notwendigsein wird, um Basaltsteiu-
brttche zu aquiricren, auf 1500000 Mark ermittelt. Es würde dadurch möglich sein, immerhin
eine so große Anzahl von Steinbrüchen anzukaufen,daß für eine lange Reihe von Jahren der
Bedarf an Bafaltkleinschlagin einem weitgehenden Maße gedeckt werden kann. Mangels verfüg
barer Mittel müssen diese 1'/^ Millionen durch eiue Anleihe aufgenommen werden, deren Verzinsung
uud Tilgung aus den durch die zu erwartende Verbillign»«, des Basalttleinschlags sich ergebenden
Ersparnissenbestritten werden kaun.

Nähere Vorschläge über bestimmteBrüche, die gekanst werden sollen, können naturgemäß
hier in der Öffentlichkeit noch nicht gemacht werden. Es würden dadurch selbstverständlich die
Preise für die Brüche sofort in die Höhe gehen, und würden die ganzen Verkaufsverhandlungenin
ungünstigerWeise beinflußt werden.

Der Provinzialansschnß hat deswegen dem hohen Hause den Autrag unterbreitet, der
Proviuziallandtag möge deu Proviuzialansschuß beauftrage!,, zum Ankauf von Basaltstcinbrüchen
1500 000 Mark durch eine Anleihe aufzubringenund diese Anleihe mit 3,6 Prozent zn verzinsen
nnd mit 2 Prozent zu tilgeu. Und weiter: der Provinzialansschnßmöge dem uächstcu Pruvinzial-
landtage über die getroffenen Maßnahmen Bericht erstatten.

Meine Herren! Ihre III. Fachkommission hat sich eingehend mit diese«! Autrage bc
schäftigt. Es ist dabei erwogeu worden, daß die Schwierigkeiten denn Ankauf von Basalt¬
stcinbrüchen nicht zu unterschätze!!siud. Einmal ist die Wertermittlung recht schwierig. Weiter ist
besondere Vorsichtauch hinsichtlich des Materials — es kommensogenannteSonnenbreuner vor,
die nachherbald zerfallen — geboten. Es ist jedenfalls mit großer Vorficht bei Ankauf dieser
Brüche vorzugehen.

Es sind aber in dieser Hinsicht der Kommission von den Vertretern der Provinzial-
verwaltung befriedigende Erklärungen abgegebenworden. Es ist auch darauf hiugcwiescuworden,
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daß in den letzten 6 Jahren bereits 20 Vasaltsteinbrücheder Pruvinzialverwaltung zum Kaufe
angebotenwurden sind, bei denen jedoch nur in einem einzigen Falle die Verhandlungenwirklich zu
einem Abschluß gekommen sind. - , «.<.,«,

Es ist dann weiter auch mitgeteilt wurden, daß bei den VerkaufsverhandlungenBerg-
sachverständige bei der Wertermittelung nnd auch bei der Begutachtungder Güte des Materials
herangezogen werden, , . „

Mit Rücksicht hierauf hat sich Ihre Kommission dem Antrage sympathisch gegenübergestellt,
Sie hält es für durchaus zweckmäßig, daß der Pruvinzialansschußbestrebt ist, sich von dieser Kon-
ventiuu nnd ihren Preisforderungen unabhängig zu macheu. und daß er sich die Bruche schern will,
uni einen großen Teil des erforderlichen Basaltstcinmaterialszu einem billigeren Preise zur Verfuguug
zu haben, ^ «, > s

Namens der III. Fachkommission habe ich daher die Ehre, den Antrag des ProvinzmI-
ausschusses. deu ich vorher bereits mitgeteilt habe, zur uuverandcrtenAnnahme zu cmpehlen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst der Herr Abgeordnete Spiritus.
AbgeordneterSpiritus: Meiue Herreu! Das beabsichtigte Vorgehe,, der Proviuzial^

Verwaltung,zur Ersparnng bei den Straßenbantcn selbst Steinbrüchezn erwerbenund zu betreiben,
ist im wesentlichen neu. da bisher nur in vereinzelten Fällen die ProviuzialverwaltuugSteinbruche
betriebe,, hat. Das dürfte Veranlass.mg geben, die Frage des Betriebs von Steinbrüchen durch
die Provinz von einigen anderen Gesichtspunkten zu beleuchten. < <. . z. n °

Der Herr Referent der Kommissionhat bereits zutreffendausgeführt daß m der Aus¬
wahl der Steinbrüche große Schwierigkeiteu obwalten, daß es nicht uumvgl.ch sei. daß bei Äntanf
eines Steinbruches eiumal eiu Mißgriff insofernnuterlaufeu könne, als em Arnch erworben w
der minderwertigesMaterial enthält. Ich kann anch nur meinerseitsdringendempfehlen,be. d m
Erwerb von Steinbrüchen seitens der Provinzialverwaltungdie denkbar größte Vorsieh anznwende»,
denn die Kenntnis des noch so erfahrenenTiefbanmeistersgenügt nicht nm zu beurteile,,, ob em
Steinbruch wirklich gutes Material birgt oder „icht. Dazu ist es uubedmgt „otweudig. auch die
Erfahruugcn von Geologenheranzuziehen. ., ^ c«. . -c,. in

Aber- meine Herren, was „.ich im wesentlichen veranlaßt, hier das Wurt zu ergreife»,ist
eiue audere Frage. Es ist die Frage der Erhaltung nnserer Naturschouheiteu.Ich/rkwe vorweg
daß ich den. Antrage des Pruvinzmlansschusses u»d uuserer Fachlumnnssion sympathisch g^ennber ch
und nicht etwa bezwecke, gegen diese Vorlage zn sprechen oder gegen ste zu stimmen >"h halte ,ch
imr für verpflichtet,aus allgemeinenErwägnngen mit Rücksicht ans unsere schone rheinische Hemmt

"'^ " BetÄ'eines Steinbrnches bringt natnrgemäßin allen Fällen eine gewisse SckMgnng

der Natnrschönheitenmit sich. Das ist uuvermeidlich. Der Wald mit de«l der Ber, be e t ^
„inß fallen, der Steinbruchunternehinerbringt dem Berge große Narben nnd W" "' °

uiemals verheilen. Aber, meine verehrte Herren, das liegt in der Ze.. das wg " " ^ «
hältnissen. Mit dem Wachstnn, des Verkehrs steigt die Notwendig eit znm
Wir müssen Basalt hab,,, da ist nichts zu wollen, uud ich bm der letzte, der aus seutnnentalen
Empfindnngenhier Vorschläge anderer Art machen würde. m>.^!,.,!«^,.w^„„«

A so in der Regel wird nichts dagegen zu fagen fein, wem. unsere Prov uz alverwaltn,
eiueu Steiubrnch erwirbt nnd betreibt. Aber nnr in der Regel. Es gibt aber Ausnahmen, w
der Betrieb eines Steinbrnches zu verurteilen ist und wo ich am allerwenigsten sehen mochte daß
nnsere rheinische Provinzialverwaltnng dazn übergeht. Steinbrüche zu erwerbe» und zn betreiben.
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Ich meine, in landschaftlichhervorragenden Gegenden. Zu unserer größten Freude geht in den
letzten Jahren durch ganz Deutschlandund durch unsere Heimatproviuzdas Bestrebender Erhaltung
unserer Naturschönhciten, In den Parlamenten ist man damit beschäftigt. Der im Herrenhausc
im vorigen Jahre eingebrachte Entwurf zur Erhaltung des Städtebildcs wurde dort iu erfreulicher
Weise erweitert, indem mau den Schutz des Landschaftsbildesin das Gesetz aufnahm. So ist das
Gesetz zum Abgeordnetenhaushinübergegangeu. Wir hoffen, daß dieses Haus, welches deu Entwurf
an eine Kommission verwies, an dem Zusatz des Herrenhauses,betreffend den Schutz des Landschafts-
bildcs, nichts ändern wird. Auch in unserer engerenHeimat, in der Rheinprovinz, ist man eifrig
bestrebt, die Naturdenkmälerzu fchiitzen. Hat fich doch unlängst in der Provinz ein Verein gebildet
zum Schutzeder Denkmalpflegeund zum Schutzeder Heimat, ein Verein, dessen Bestrebungenwir
gewiß alle die besten Erfolge wünschen. Und nicht zum weuigstcu ist von jeher der Provinzial-
landtag und die rheinische Prouinzialverwaltuug auf dem Posten gewesen,weuu es sich darum
handelte, für unsere landschaftlichhervorragenden Gegenden zn forgcu. Ich weise Sie auf die
wiederholtenBeschlüsse dieses huheu Hauses hin, durch die wir insgesamt 320000 Mark für die
Erhaltung des Siebeugebirges einstimmigbewilligt haben.

Meine Herren! Ich bin überzeugt, daß dieses Gefühl der Notwendigkeitdes Schlitzes
uusercr schönen Heimat wie bei uns allen, so auch bei der Provinzialverwaltung uud bei dem
Provinzialansschußobwaltet.

Ich habe darüber nachgedacht, ob ich einen Znsatzantrag znr vorliegendenVorlage stellen
sollte, etwa dahin gchcud,daß wir deu Proviuzialausschußcrsucheu möchten, beim Ankaufund dem
Betrieb von Steinbrüchen tunlichst auf die Erhaltung des LandschaftsbildesRücksicht zu nehmen
uud daß wir ihu ferner ersuchen möchten, in landschaftlichhervorragendenGegenden vom Ankanf
und Betrieb von Steinbrüchen überhaupt abzusehen.

Meine Herren! Ich glaube, diesen formellen Autrag nicht stellen zu sollen, glaube aber,
hier im Hanse diese Erwägungen uud Empfindungenaussprechen zu solle», um in weiteren Kreisen
unserer Provinz Bedenken auszuräumen, die entstehen könnten, wenn wir heute beschließen, die
Provinz soll selbst Steinbrüche ankaufen uud betreibe». Ich bin der Ueberzeugung,daß die Gründe,
die ich hier vorzutragen die Ehre hatte, bei der Provinzialverwaltung und bei dem Pruvinzinl-
ausschnßvollauf gewürdigt werdeu uud daß keiuc Steinbrüche gekauft werde», deren Betrieb den
Erfolg haben könnte, unsere liebe Heimatproviuzin ihrer landschaftlichenSchönheitzu schädigen. (Bravo).

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann,
Landeshauptmann I)r. von Renvers: Meine Herren! Das Verfahren der Provinz,

Nasaltsteinbrüchezu kaufeu, um nicht in eine Zwickmühle hincinzugeraten,wie es uns jetzt passiert
ist, ist uicht ganz nen, sonderu wir verfolgenhier nur schon begangeneBahnen, Die Provinz hat
schon vor Jahrzehnten, als damals die Besitzer von Basaltsteinbrttchenmit deu Preise» iu die Höhe
gingen, Steinbrüche gekauft. Wir haben zwei Steinbrüche im Siebengcbirge erworben. Wir habe»
den Hühncrberg, von dem eben die Rede war, gekauft, uud haben Limbergskopfgekauft.

Meine Herren! Nnn hat Herr OberbürgermeisterSpiritus gesagt, wir möchten uus jetzt
nicht an die schönen Gegendenwagen uud sie durch Steinbrüchevernnzieren. Nicht nnr das Gefühl,
das wir alle für unsere schöne Heimat haben, wird uns davon abhalten, sondern vor allem der
Satz: ein gebrannt Kind scheut Feuer, Die beiden Steinbrüche, die wir seiner Zeit gekauft haben,
sind ohne Nutzen geblieben. Wir mußten fie damals, als die Aktion zur Erhaltung des Sieben¬
gebirges eingeleitetwurde, im Interesse des Siebeugebirges aufgebe». Diese Erfahrung wollen wir
selbstverständlich uicht zum zweiten Male machen. Wir werden aus allen den Gegenden, die zum
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Beispiel das Siebengebirgeumfaßt, und ähnlichen Distrikten beim Erwerb der Steinbrüche sicher
fern bleiben. Es bedarf also, glaube ich, einer derartigen Resolution nicht, wie sie zuerst vom
Herrn OberbürgermeisterSpiritus ins Auge gefaßt wordenwar. Wie gesagt, wir find durch die
Erfahrungen gewitzigt und werden uus dauach richte«. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand znm Wort. — Dann schließe ich die.
Verhandlung und darf feststellen, daß das hohe Haus den. Antrage der III. Fachkommission bei¬
getreten ist.

Wir kommen zum Antrag der IV. Fachkommission:
Zum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von
Viehentschädigungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterFreiherr von Loö, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterFreiherr vou Loö: Meine geehrtenHerren! Der Haus¬

haltsplan über die Verwaltung der Fouds zur Gewährung von Viehentschädiguugen hat ni diesem
Jahre einige nicht sehr erhebliche Aenderungen auszuweisen. Zunächstsiud die Einnahmen gestlegcn.
weil einerseits der Reservefondsgewachsen ist und seine Erträgnisse höher gewordensmd. Wir
haben für den Fonds für Pferde 1000 Mark mehr eingesetzt und für Rindvieh 1750 Mark. Dann
ist auch der Posten für Abgaben der Viehbesitzer erheblich in die Höhe gegangen, und meine Herren,
nicht deshalb, weil die Prämie in die Höhe gesetzt worden ist, sondernerfreulicherweise, weil sich
die Viehbestände erheblich vergrößerthaben. Wir können daher diese Erhöhung nur freudig begrüße».
Sie beträgt für den Fonds für Pferde 1029 Mark und für Rindvieh 8137 Mark.

Die Ausgaben find auch entsprechend gesteigert,weil einerseits die Hebungsgebührensich
entsprechend der größeren Zahl des Viehes vergrößert haben und weil aus demselben Gruude auch
die Entschädigungen,die gezahlt werden müssen, höher einzusetzensind.

Meine Herren! Der ganze Etat balauziert für die Abteilung Pferde mit 65 960 Marl
und für Rindvieh mit 303 525 Mark. ^ , ^

Ich habe namens der IV. Fachkommission den Antrag zu stellen, diesen Haushaltsetat
unverändert zur Annahme gelangenzu lassen.

VorsitzenderBecker: Er meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnismit dem Antrage der IV. Fachkommissinn fest.

Wir gehen über zum: . .
Antrag der III. Fachkommission znm Bericht uud Antrag des Provlnzlal-
nusschnsses, betreffend den Antrag der Handelskammer zu Coblenz. „das
Gesetz vom 18. August 1902, betreffend die Vorausleistungen zum Wege¬
bau, für die Rheinprovinz außer Wirkung zu setzen".

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Lucas.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Lucas-Solingen: Meine Herreu! Es liegt ein Hutrag

der Handelskammer in Coblenz vor auf Aufhebung der Vorausleistungenzum Wegebau, °e»er
gesagt, der Beiträge zur Wegeunterhaltung. „ o v« cc- 'K

Der Provinzialausschuß hat sich dagegeuausgesprochen, uud die III. Fachkommission ist
ebenfalls mit allen Stimmen gegen eine, die aber auch mir schwache» Widerspruchdagegenerhob,
der Meinung, es bei dem bisherigenZnstande bewenden zu lassen. ,,. , ^ .

Die Gründe dafür finden Sie. meine Herren, in Nr. 26 der Drucksachen erschöpfend und
zutreffendausgeführt. Unter diesen Umständennnd bei der Geschäftslage des Hauses, der reichliche»
Tagesordnung, meine Herren, darf ich mich wohl sehr kurz fassen.

12»
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Wer von einer Einrichtung den größten Vorteil hat, oder wer ihr den meisten Schaden
zufügt, der mag auch etwas zu der Unterhaltung beitragen. Das ist nicht mehr als recht nud
billig nnd entsprichtden Grundsätzen,wie sie der § 9 des Kummunalabgabengesetzes ausgesprochen
hat und von denen Kommunensehr gern uud reichlich Gebrauch machen.

Es ist nun nicht ersichtlich,meine Herreu, weshalb die Provinz darin einen anderen
Standpunkt einnehmensollte. Es ist damit ja keine Verkehrserschwcrung irgendwieverbuudcn uud
der finanzielleEffekt, meine Herren, ist auch nicht unerheblich,denn er liegt nicht nur darin, daß
diese 120 ()(»() Mark Mehreinnahme jährlich im Etat stehen und jährlich darin stehen werden —
vielleicht auch noch mehr — sondern daß diese Bestimmung gleichzeitigauch auf eiuc pflegliche
Behandlung der Straßen hinwirkt. Wenn man ein großes Fuhrunternchmen hat, so kann man die
Straßen schlecht uud man kann sie gut behandeln,nnd wenn man weiß, daß man zn ihrer Unterhal¬
tung beizutragen hat, dann nimmt man sich eben in acht, so daß also nicht nur die 120 000 Mark,
sondern auch dies uuch den Vorteil darstellen, den die Provinz durch die Aufrechterhaltungdiefcr
Ncstimmuugcuhat.

Mit den 120 000 Mark aber, meine Herren, könnten Sie 3 Millionen als Anleihe ver¬
zinsen. Sie machen '/b bis '/« "/» der Umlage für die Provinz aus, und diese Gelder könnten
sehr wohl auf einem anderen Gebiete des Wcgeuuterhalts — sagen wir einmal für den Kreis- und
Gemeindewegeban der Provinz noch nützlich angewandt werden. (Hört! Hört!)

Mit der Gewerbesteuer hat die Sache ja eigentlich gar nichts zu tun, denn die Gewerbe¬
steuer entspricht vielfach gar nicht der Größe des Betriebes. Sagen wir einmal, ein Gefchäft
renssiert nicht, es hat 2 Jahre nichts eingebracht,so kann es unter Umstäudcubei dem größten
Fuhrwerksbetriebedoch in der III. Gewerbesteucrklassc stehen und einen sehr minimalen Beitrag
abführen. Die Gesichtspunkte,unter denen die Gewerbesteuer veranlagt wird, haben mit der hier
vorliegenden Frage einer Leistung uud Gegenleistunggar nichts zu tun, und die Ausführungen der
Handelskammerin Coblenz sind nach dieser Richtung hin meiner Ansichtnach uubcachtlich. Auch
ist hier kein besonderer Unterschied zwischen Landwirtschaftund Industrie zu konstruieren,wie das
die Handelskammerin Coblenz tut, deuu hier handelt es sich mehr darum, schweres Fuhrwerk uud
leichtes Fuhrwerk, vorübergehende und dauerndeBenntznngzu uuterscheideu, uud die Landwirte haben
doch mir das leichtere Fuhrwerk, und wenn man dazu nimmt, daß die Provinz überhaupt Beiträge
unter 200 Mark gar nicht einzieht, so würden Sie schon dabei wahrscheinlich annehmenkönnen,
daß, selbst wenn die Bestimmuugcuanders waren, doch nur in einer geringfügigen Weife gegenüber
der Laudwirtschaftdavou Gebrauch gemacht werden tonnte.

Das Gesetz, meine Herren, ist außerordentlichschwierig in der Handhabung. Aber damit
haben wir nichts zn tun, und wir können uns nnr freuen, daß die Handelskammerin Coblenz
bezüglich der Handhabung sagt, sie müsse rückhaltlos nuerkeuueu, daß die Herauziehuugerfolge uuter
Auwendnng richtiger Grundfätze nnd auf Grund sorgfältiger Beobachtung,und man kann also nur
der Provinzialvcrwaltuug sein Kompliment dazu machen, daß es ihr gelungen ist, dieses außer¬
ordentlich schwierige Gesetz mit fu uugeticucrwenig Anfechtungenin die Wirklichkeit zu übersetze»,
uud wenn dazu uuu außerdem eiue sehr schonende Heranziehung in den geeigneten Fällen erfolgt —
wie wir z. B. in der Drncksache sehen zn 25°/° unter dein normalen Satz — uud wenn wir uns
erinnern wollen, daß noch gestern der Herr Landeshauptmann gesagt hat, daß die reglcmentarischen
Bestimmungen, die die Provinz hat, nicht in schroffer Weise angewendetwerden, fondern überall
auch uach Recht nnd Billigkeit verfahren wird, fu haben wir, meine Herren, leinen Anlaß, nns an
dem bisherigen Verfahren irgendwie zn stoßen, und ich glaube deshalb, dem Plenum des hohen
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Hanfes den Vorschlag der III. Fachkommission hier unterbreitenzn können, es bei dem bisherigen
Zustande bewenden zn lassen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Caspers.
AbgeordneterCaspers: Meine Herren! Wenn die Handelskammervon Cublenzdazu

gekommen ist, hier einen besonderen Antrag zu stellen, dann hat das seinen Grund darin, daß
gerade ans dein Bezirk Coblcnz fortgesetzt sehr große Klagen gegen diese Veranlagung vorgebracht
werden, und meines Dafürhaltens stellenweise mit Recht. Der Unterschied in der Festsetzung der
Pauschalsummeist ganz gewaltig groß. Es ist mir besonders ein Fall bekannt,wo ein Schwcmm-
steinindnstricller,der ungefähr 2 Millionen Steine produziert, und zwar unter schwierigen Ver¬
hältnissen, so daß er den Reingewinn auf ungefähr 4000 Mark schätzt, jetzt eine Pauschale von
1800 Mark bezahlensoll. Ja, meine Herren, bei einen: Einkommen von 4000 Mark eine Pauschale
zur Vorausleistung von 1800 Mark zu zahlen, das ist doch ein bischen weitgehend, dabei muß man
in Betracht ziehen, daß der Mann - - teilweise ist er Landwirt und uebenbeibeutet er semcu
Nimmstcin ans — diesen Betrieb eingerichtethatte, bevor dieses Gesetz bezüglich Erhebung einer
Vorausleistung erlassen wurde Der Maun wäre heute tatsächlich gezwuugcu, seinen Betrieb voll¬
ständig aufzugeben,deuu mit 1800 Mark Paufchale für die Vorausleistunggegenüber 4000 Mark
Einkommenkann der Mann nicht wirtschaften. Jedenfalls ist er nicht konkurrenzfähig. Er ver¬
frachtet ungefähr 35 000 Tonnen, während z. B. die Kährlicher Tunwerke, die 75 000 Tunneu
verfrachten,nur mit einem Pauschale von 1000 Mark herangezogenwerden, das steht mcht im
richtigenVerhältnis, meine Herren.

Ich zweifle ja nicht, daß die III. Fachkommission ans Grund ganz eingehender Prüfung
der Vorlagen der Befchwcrdcn zu ihrem Beschlusse gekommen ist, aber, meine Herren, ich glaube,
daß in folcheu Bezirke» doch recht vorsichtig zu Werte gegangen werden muß. und ich mochte anregen,
ob es nicht möglich wäre, in solchen schwierigenFällen, wo schon längere Verhandlungenstattfanden,
eveutl. den Kreisausschuß gutachtlichzu höreu. Die Herren in dem Kreisausschnsse s,nd dort
beheimatet und sind in der Lage, genau die Verhältnissezn kennen,und so können solche nnbe-
nbsichtigte Härten nach Möglichkeit vermiedenwerden. Ich möchte diese Nnregnng hier gegeben haben.

Vursitzcndcr Becker: Das Wort hat der Herr Landesversicherungsrat Dr. Vossen.
Lllndesversicherungsrat Dr. Vossen: Meine Herren! Ich möchte mir erlauben, ganz kurz im

Auftrage des Herrn Landeshauptmannanf die Anregungen des Hern, Abgeordueten Caspers einzugehen.
Wir sind durch die Bestimmungendes hohen Hauses gezwungen, das Gesetz betreffend die

Vorausleistungen auznwenden und zwar au der Hand der Grundsätze,die das hohe Haus selbst
erlassen hat. .„

Wenn der Herr AbgeordneteCaspers soeben die Anregung gegeben hat, daß in gewissen
Fällen der Kreisausschuß gehört werden möge, so würde das nicht geuau den Bestimmungen des
Gesetzes entsprechen, insofern in Zweifelsfälleuebeu der Vezirtsausfchußdiejenige Stelle ist, die bei
Differenzenzwifcheu der Verwaltung und den betreffenden Betrieben zn entscheidenhat.

Daß gewisse Harten vorkommen können, ist bereits in der Drucksacheselbst gesagt worden.
Nach Möglichkeitwerden diese Härten aber durch die bereits genannten, Grundsätze, namentlichdie
vertraglichenBestimmnugenvermieden. Anch der Fall, daß ein Betrieb gegenüber emem andere»
Betriebe benachteiligt ist, kann gewiß vorkommen,namentlich kann es vorkommen, baß nn kleiner
Betrieb dauu sehr hohe Abgabenzn zahlen hat, wenn er eben gezwungen ist, eine große Straßen¬
strecke zu beuutzeu. Das sind aber, meine Herren, Härte», die im Gesetz selbst begründet s.nd »nd
die sich nicht durch die Amueuduugals solche mindern lasse».
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Die Debatten über die Vorausleistungensind in diesem hohen Hause ja nichts nenes, und
ich glaube, ich kann mich darauf beschränken, Sie auf die Drncksacheund die eingehenden Beratungen
in der Fachkommission hinzuweisen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Abgeordnetevon Stedman.
Abgeordnetervon Stedman: Meine Herren! In der III. Fachkommission ist die Sache

erwogen worden, und ich habe dieselben Bedenken dagegengeäußert wie Herr Caspers. Als ich dem
Wunsche Ausdruck gab, daß man seitens der Provinz, da wo Beschwerden hervortreten,doch besonders
vorsichtig verfahren und, wenn irgend angängig, eine neue Ermittelung eintreten lassen möchte, ist
mir dies mit dem Bemerken,daß man bereits jetzt die forgsamste Zahlung eintrete« lasse, zugesagt
worden. Es ist ja leicht möglich, daß der betreffende Berichterstatter— sagen wir Straßcnmeister
oder dergl. — der für die Provinz die Erhebungen anstellt, einmal für den betreffenden Gewerbe¬
treibenden gerade einen unglücklichen Tag antrifft, so daß er ihm außerordentlichviele Wagen auf¬
schreibt. Ich will auf denselben Mann, den der Herr Vorredner in unserem Kreise im Auge hatte,
zurückkommen.Der könnte unter Umständen gerade au dein Zähltage 10, 12, 15 Wagen haben
ausführen lafsen, die alle »ach derselben Baustelle in Coblenz fuhren und immerhin die 6 Kin auf
der Straße zurücklegten. Es wäre das also für den betreffenden Gewerbetreibendenein großes
Pech gewesen.

Ich habe aber, wie gesagt, von der Provinzialverwaltung die Zustimmuug bekommen, daß
in solchen Fällen, da wo Beschwerde erhoben wird, sorgsamste Nachprüfung eintreten soll.

Wenn nun hier Herr Caspers den Wnnschausspricht, daß für solche Fälle die Kreisaus-
schüffe gehört werden möchten, so kann ich das nur uuterstützeu in dem Sinne, daß die Ermittlungen
des Umfanges der Straßeninanspruchnahme möglichst richtig gestellt wird. Ich möchte nur dem
Mißverständnis vorbeugen, daß etwa dann die Kreisansschüsse berufen sein sollen, um nach anderen
Maßstäben die Höhe der Vorausleistung zu ermittelu. Billigkeitsrücksichten, die vorgeschobenwerden,
klingen sehr gut und schön, es darf aber dabei nicht aus dem Auge gelassen werden, daß die Voraus¬
leistungen sich doch danach richten müssen, ein wie großer Schaden durch den Straßenbcnutzer ver¬
ursacht wird. Wenn die Vorausleistung sehr erheblich ist — dann ist das eben ein Zeichen, daß
der Betreffende auch der Provinz einen sehr großen Schaden tut, uud daß er sich darum nicht
wundern darf, wenn er verhältnismäßig hoch zur Vorausleistungherangezogenwird. —

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Lucas.
AbgeordneterDr. Lucas-Solingen: Meine Herren! Der Herr Caspers hat soeben ein

Verhältnis zwischen der Leistungsfähigkeitder Betriebe und der Heranziehung zu Vumuslcistuugcu
konstruiert. Das gibt es eben nicht. Hier kommt es lediglich darauf au, welche Anforderungen
an die Straßen gestellt werden, und wenn Herr Caspers soeben dieses eine Beispiel von einem
Schwemmsteinfabrikantenangeführt hat, der 35 000 Tonnen auf einer Straße befördert — ja,
meine Herren, so macht das auf die Tonne 3'/u bis 4 Pfennig, zn denen er herangezogenwird.
Das ist nicht übermäßig viel nud darauf kommt es allein an, denn man kann unter Umständen
den größten Betrieb haben und dabei ganz lcistungsunfähigsein. Das hindert aber nicht, daß die
Straßen doch in ganz erheblicher Weise abgenutzt werden und vielleicht dann erst recht, wenn nicht
gleichzeitig durch eiue Schutzbestimmung, durch diese Heranziehung zu den Wegelasten eine gewisse
pflegliche Behandlung der Straßen dem betreffenden Betriebe anempfohlenwird.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterCaspers.
Abgeordneter Caspers: Ja, meine Herren, es ist mir vollständig bewußt, daß der

BezirksausschußdiejenigeBehörde ist, die die Entscheidunghat. Ich habe auch keinen Antrag
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gestellt. Ich habe nur den Wunsch ausgesprochen, daß bei derartig schwierigen Fällen der Kreis-
llusschuß eben zu der Feststellunggutachtlich gehurt werden möge, weil doch diese Fälle nur gerade
zeigen, daß manchmal die Feststclluugentatsächlich unzutreffendsind. In diesem Fall, der mir
gerade vorschwebt, weiß ich ganz genau, daß der Betrieb seine Schwemmsteinc nnr zum Teil auf
der Staatsstraße verfrachtet, uud den größerenTeil nach dem Hinterlandc über die Vicinalwcgc,
und vielleicht hat gerade bei der Feststelluug,wie das eben der Herr Landrat von Stedman aus¬
geführt hat, ein unglücklicherZufall mitgespielt. Der Fabritaut hatte vielleichtgerade während
zwei oder drei Tagen große Lieferungennach Coblcnz auszuführen, und weuu daun Pro Tag so
und so viel Fuhren festgestellt wurden, während er an anderen Tagen nur für ein Drittel seiuer
gauzeu Produktion die Chaussee auf der ganze» Wegestreckcbenutzt hat.

Deshalb glaubte ich den Wunsch hier äußern zu müssen, daß bei derartigen Feststellungen
der Krcisausschnßgutachtlich gehört werde. Das würde dauu wenigstens auch dazu beitrage,,, daß
eiue Beruhigung bei den Leuten eintritt, wenn sie hören und wissen, daß auch dieser Weg noch
beschüttenworden ist, um eiue möglichst geuaue und gerecht? Feststelluug zu gewährleisten.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Laudcsversicheruugsrat Dr. Vofsen.
Landesvcrsicherungsrat Dr. Bussen: Ich möchte noch kurz darauf bemerken: in diesem Sinne

ist die Heranziehungdes Kreisausschusfes natürlich der Provinzialverwaltungnur fehr willkommen. Wir
tönuen mir sehr froh sein, wenn uns die Feststellungen von kompetenter Seite gegeben werden denn
wir sind jetzt eben im wesentlichennnr auf das angewiesen,was wir von unseren Aufsichtsbeamten hören.

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet, ich schließe d,e
Verhandlung, Gegenanträge liegen nicht vor. Ich stelle fest, daß das hohe Hans dem Antrage
der III. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen znm ^ ^ «,.>>,
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzia -
ausschusses. betreffend die Anschaffung eines Kraftwagens für Dienst-
zwecke.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Pastor.
BerichterstatterAbgeordneterPastor: Meine Herren! Die I. Fachkommission ha die

Gründe, welche in der Vorlage des Provinzialansschnsses.betreffenddie Anschaffung emes Kraft¬
wagens, iu Nr. 37 der Druckfache,, niedergelegt sind, voll gewürdigtund für richtig befuuden und
schlägt Ihnen vor. zn beschließen, die Anschaffungeines Kraftwagens für die Verwaltung zu
genehmigen. , „ r_. ^ < ^..

Nnr in einem Pnnkte hat die I. Fachtommission eine Abänderungfür erwünscht gehalten,
indem sie bittet, das hohe Hans wolle beschließen, den für die Anschaffung des Kraftwagensvorge¬
seheneu Betrag nicht a»f 20 000 Mark zu beschränken, sondernans 25 000 Mark zu erhohen.

Meine Herren! Was zuuächst die grundsätzliche Frage anbelangt °b ^e Verwaltn,g nr
Anschaffnng eines Kraftwagens übergehe» sollte, so erscheint es erklärlich daß die Verwaltuug zum
Zwecke der Vereisungder ansgedehnten Provinz es als erwünscht hält. stch'"t einem du,er besten
Verkehrsmittelausgestattet zu fehen. Die Kommission war der Ansicht,daß d.e Beschaffuug e.ms
Kraftwagens für die Provinz znm Zwecke der Venntzung durch den Herrn La., eshanptma,^ die
Beamten der Verwaltung nnd die Mitglieder des Provinzialansschnsseszur Ausführmig vou Re, eu
vou großem Werte »nd durchans erwünscht sei. daß aber speziell er Wer der Anschaffung des
Kraftwages auf den. Gebiete der Straßeuverwaltung zn snchen sti. da d.e Aere.suug der Straße,,
Besichtigungder Ansführungsarbeitenauf deu Straßeu und die Kontrolle der Beamten wesentlich
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erleichtert und manche Dienstreise auf die Hälfte oder auf ein Drittel des Zeitmaßes zurückgeführt
werden würde.

Wenn, meine Herren, die Kommission Ihnen empfiehlt, zu beschließen, die Auschaffungs-
tosten bis zum Betrage von 25 000 Mark zu erhöhen, so sollte hiermit für die Verwaltung
keineswegs die Richtschnurgegebensein, mm nubcdingt einen Wagen zum Preise Uon mehr als
20 000 Mark anzuschaffen.

Meine Herren! Bei der Kommissionwaren für diese Entschließungfolgende Erwägungen
maßgebend: Man sagte sich, für die Verwaltung mit ihrem ausgedehntenWirkungskreise,wo auch
vielfach gebirgiges Gelände iu Betracht kommt, ist gerade die Anschaffungeines kräftigen Wagens
am zweckmäßigsten, denn ein kräftiger Wagen wird sich auch als am dauerhaftestenerweisen. Auf
der anderen Seite crfchien es ja möglich, daß gerade der Pruuinzialuerwaltnng Uon den zum
Angebot aufgefordertenFirmen bezüglich der inneren und äußeren Ausgestaltung des Wagens eiu
Angebot gemacht würde, das sie am liebsten annehmenwürde, daß dieses Angebot aber nnf einem
Preise fnßte, der über den Betrag von 20 000 Mark hinausginge, uud die Kommission möchte nicht
gern die Verwaltung in die Lage setzen zu sagen: Ja, den Wagen, der mir nun am zweckmäßigsten
erscheint, kann ich mir nicht beschaffen, weil eben die Mittel dazn nicht ausreichen.

Dies vorausgeschickt,meine Herren, erwähneich, daß die Angaben des Pruvinzialansschufses
bezüglich der Ausgabekusteuauch in der Kommissioneiner eingehenden Erörterung nnd Prüfung
unterzogenworden find, daß man sich aber selbstverständlich gesagt hat: ja, diese einzelnen Summen
werden natürlich nach dem Bedürfnis und uach dem Umfangeder Benntznngdes Wagens variieren, sie
laffen sich eben nur cmuähcrud greifen und tatsächlich sind sie nach der Ansicht der Fachkommission auch
ziemlichrichtig gegriffen. Das wesentliche ist, meine Herren, daß die Gesamtansgabesnmmemit
10 000 Mark von der Kommissionals richtig nnd auch voll ausreichendbefuudeu worden ist. Auch
die Frage der Deckung ist einer eingehenden Erörterung unterzogenworden nnd auch hier find die
einzelnen, von dem Pruvinzialausschuß iu Ansatz gebrachten Beträge uon der Kommission als
zutreffendbefundenwurden.

Meine Herren! Die I. Fachkommission schlägt deshalb dem hohen Hause vor, die Vcr-
waltung in den Besitz dieses modernsten der Verkehrsmittelzu sctzcu uud entsprechend dem Vorschlag
des Provinzialllnsschnssesdie Genehmigungznr Beschaffung des Wagens zu erteilen mit der Maß¬
gabe, daß der Verwaltung ein Betrag bis zu 25 000 Mark zur Verfügung gestelltwird.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe,da sich niemand
zum Wort meldet, und darf feststellen, daß das hohe Hans mit dem Antrage der I. Fachkommission
einverstandenist.

Wir verhandeln weiter über den
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Pruvinzial-
ausschusses, betreffend Nachsnchnng eines neuen Privilegs znr Ausgabe
von Nheinprovinz-Anleihesch einen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteHneck.
BerichterstatterAbgeordneterHneck: Vor ca. 8 Jahren wurde der Rheinpruuinz durch

AllerhöchsteKllbincttsurdrevom 20. Mai 1898 das Privilegium erteilt, daß sie durch Vermittlung
der LcmdesbantAnleihescheine ausgeben könne, in der Höhe, daß die Snmme die statutenmäßig
sicher gestellte» und jeweilig noch nicht amortisiertenDarlehen nicht übersteigendürfe. Dieses Re¬
gulativ wurde mittelst KöniglicherVerordnungvom 16. November 1899 durch eine Ergänznng vom
2. Inni 1900 ersetzt.
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Auf diese Bewilligungengestützt hat die Rheinprovinz durch Vermittlung der Landesbauk
für 245 Millioneu Anleihe begeben und in diesem Jahre mit einer weiteren Ausgabe von
ca. 30 Millioneu bcgouncu. Dieses Privilegium läuft mm am 19. Mai 1908 ab und da sich
dieses Privileg sehr gut bewährt hat, indem es der Landesbant gestattete und ermöglichte,je nach
dem Zinsfuß und der Lage des Geldmarktes sich Betriebsmittel zu beschaffen und auf einer dem
Bedürfnis entsprechendenHöhe zn halten, so soll die Ernenernng dieses Privilegs bei der König¬
lichen Staatsregierung beantragt werden.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen daher vor:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Provinzialausschnßzn beauftragen,
bei der Staatsregierung dahin vorstellig zu werden, daß auf Grund des Art. 8 der
Königlichen Verordnung vom 16. November1899 das der Rheinprovinz durch Aller¬
höchste Kabinettsordre vom 20. Mai 1898 zur Ausstellungvon Rheinprovinz-Anleihcn
nach Maßgabe des Regulativs vom selbigen Tage (geändert 2. Inni 1900) erteilte
Privileg auf weitere 10 Jahre, vom 20, Mai 1908 ab, verlängert werde, ferner den
Provinzialausschnß zu ermächtigen, mit der Staatsregierung die etwa erforderlich
erscheinenden Festsetzungenüber die Bedingungender nachgesuchteu Rechtsgewähruug
zu treffen."

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle das Einverständnis des hohen Hauses mit dem Antrage der I. Fach¬
kommission fest.

Meine Herren! Was den GegenstandNr. 9 anbelangt, so besteht der Wunsch bei den,
Herrn Berichterstatter,die Angelegenheit noch einmal in der Kommission beraten zn sehen, weil der
Vcschlußentwurf,den die Kommissionverfaßt hat, nicht ganz in dem Ihnen vorgelegten Antrage
der Kommission enthalten sein soll. Es ist also der Wunsch vorhanden,daß die Angelegenheit noch
einmal in der Kommissionberaten wird. Ich nehme an, daß Sie damit einverstanden sind, daß
nur den Gegenstandheute von der Tagesordnung absetzen. Er wird dann in der I. Fachkommission
noch einmal zur Sprache kommeu.

Dann kämen wir zum GegenständeNr. 10:
Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. Venn.
Berichterstatter Ageordneter Dr. Venn: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger für das Rechnungsjahr190? schließt ab iu Einnahme
und Ausgabe mit 1650 700 Mark, also mit einem Mehr gegen das Vorjahr von 158 900 Mark.
Hiervon entfallen auf den Provinzialverband '/«, d. h. nach Abzug einiger Sondcrcinnahmen,
540 200 Mark, demnach 52 000 Mark mehr wie im Vorjahre. An diesem Mehr sind zunächst
beteiligt die allgemeinenVerwaltungskostcnmit 6600 Mark, die sich in, wesentlichen ans dem
Aufrücken einiger Beamten in höhere Gehaltsstufen und aus der Vermehrungdes Personals infolge
Anwachsensder Geschäftezusammensetzen.Der übrige Teil ist erforderlichfür die Verpflegung,
Ausbildung und Erziehnng der gegen das Vorjahr größerenZahl von Zöglingen.

Nach den angestellten Berechnungen wird sich der reine Zuwachs von Zöglingen, also der
gesamte Zuwachs nach Abzug der Abgänge, für das kommende Rechnungsjahr auf mindestens
250 Köpfe stellen. Zudem hat der Gesnmt-Durchschnitts-Pflegesatz mit Rücksicht ans die fortgesetzte
Steigerung der- Anstaltskusten auf 267,50 Mark erhöht werden müssen.

13
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Bei Erörterung der Bewegung ans dein Gebiete der Fürsorgeerziehungwurde seitens der
Verwaltung mitgeteilt, daß in der Zeit vom 1. April 1901 bis 31. März 1900 im ganze»
überwiesen wurden sind:

in Preußeu über ...... 33 500 Zöglinge,
darunter aus der Rheinprovinz . . 5 244 „

Auf je 10 000 Einwohner entfallen hiernach, wenn man der Berechnungdas Mittel der
Bevölkerungsziffernvom 1. Dezember 1900 und 1, Dezember 1905 zugrunde legt

in Preußen ....... 9,»» Zöglinge,
in der Nheinprouinz .... 8,»» „

Die Rheinprovinz steht hiernach nm etwa 500 Zöglinge unter dem Durchschnitt, ebenso
wie sie auch zu Zeiteu des Zwangserziehnngsgesetzcs stets weniger Zöglinge auszuweisen hatte, wie
das übrige Preußen.

Am 31. März 1901 entfielen auf je 10 000 Einwohner
in Prenßeu ......... 3,2« Zwangszöglinge,
in der Rheinprovinz ...... 2,,» „ ;

statt nahezu 1900 Zwangszöglingehatte die Nheinprouinzdamals nur etwas über 1200.
Nach Anficht der Kommission sind die Gründe hierfür in der verschiedenartigen Anwcndnng

des Gesetzes seitens der Nerwaltungs- uud Gerichtsbehördenzn suchen; ans andere Weise sind su
auffallendeVerschiedenheiten, wie sie in Stadt- uud Laudtreisen mit gleichen wirtschaftlichenund
sozialen Verhältnissenbestehen, nicht zn erklären.

So entfielenz. B. am 1. April 1906 auf
Cöln ........ 9,22
Bonn ........ 21,84
Elberfeld ....... 26,»,
Barmen ....... 12,8?
Offen Stadt ...... 16,8?

„ Land ...... 4,?4 Zöglinge.
Jedenfalls ist die geringereZahl uun Zöglingen nicht etwa auf eiuc mindere Anwendung

der Ziffer 1 des 8 1 des Gesetzes zurückzuführen,denn es entfielen von den Gesamtüberweifnngen
cmf eben diese Ziffer

in Preußen ........ 25,« n"/»,
in der Nheinprouinz aber nahezu. . 29 «/,.

Besondersbemerkenswert ist noch feruer der Umstand, daß von den sämtlichen schulentlassenen
Zöglingen im schulentlassenen Alter zur Fürsorgeerziehunggelangt sind

in Preußen nicht ganz ...... 41°/n,
in der Nheinprouinz aber volle . . . 47"/°,

und wenn man ans dieser Berechnungdie Stadt Berlin, in welcherdie Zahl der Schnleutlassenen
sich aus bekanntenGründen auf über 56«/„ stellt, wegläßt, fo stellt fich das Verhältnis für die
Nheinprouinznoch erheblich ungünstiger.

Die Kommission war der Meinung, daß es im Interesse einer besseren und aussichtsvolleren
Erziehung und im Interesse einer erheblichen Ersparnis von Kosten dringend wünschenswert sei, daß
die Minderjährigen in jüngeren Lebensjahren zur Fürsorgeerziehung gelangten, als es
bisher der Fall sei. Von der Stellung besonderer Anträge nach dieser Nichtnng hin wurde aber
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mit Rücksicht auf die im Schoße der Staatsregicrimg hinsichtlich der Abänderung des Gesetzes
und namentlichder Ziffer 1 schwebendenErwägungen indessen abgesehen.

Von Interesse war dann weiter uoch die Mitteilung der Verwaltung, daß uuter der
Voraussetzungeines jährlichen Bruttozuwachsesvon 1000 FNrsorgczöglingen der Beharruugszustnud,
nlso die Zeit, zu welcherder Zugang und der Abgang sich gegenseitig aufheben, in etwa 2—3
Iahreu zu erwarten stehe; allerdings hätten sich die Vercchnuugeu für den im laufendenJahre zu
muarteuden Zugang jetzt bereits als unzutreffendherausgestellt, denn es seien bis zum heutige,.
Tage bereits 1250 Minderjährige (seit 1. April 1906) neu überwiese,,.

Was dann den Haushaltsplan für die FürsorgecrziehungsanstaltHaus Fichtenhain bei
Crefcld anbelangt, so ist darauf hinzuweisen, daß dieser Etat nur als ein Versuch angesehen werden
darf, die voraussichtlichen Einnahmen „ud Ausgabe,, dieser Anstalt in übersichtlicher und erschöpfen¬
der Weise zn gruppieren. Ob die in dem Entwurf des ProviuzialausschusscsmitgeteiltenZiffern
zutreffe,, werden, läßt sich in den meisten Punkte,,, da es an Erfahrungen noch gebricht, zurzeit
noch nicht übersehe,,. Der Etat selbst aber ist nur eine Unterabteilung des Haushaltsplanes über
die gesamten Fürsurgcerziehuugskostenund werden die letzteren durch etwaige Abweichungen der
Ziffern des Entwurfes von der Wirklichkeit nicht wesentlich alteriert werden.

Der Etat bietet insofern noch etwas bemerkenswertes,als er in Abweichungen von allen
übrigen Anstaltsetats die Verzinsungund Tilgung des gesamten Anlagekapitals besondersvorsieht.
Es ist dies darauf zurückzuführen,daß, wie Ihnen bekannt ist, der Staat sich weigert, an den
Bautosten von Provinzial-Fürsorgeerziehuugsanstaltenbeizutragenund iu einem dieserhalb gegen ihn
angestrengtenProzesse in höchster Instanz obgesiegt hat.

Meine Herren! Im übrigen fand sich in dem Haushaltsplänenichts zu eriuucruund ich darf
Ihueu „amens der II. Fachkommission den Antrag des Provinzialausschusscs zur Auuahmcempfehlen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. ^- Ich schließe die Verhandlung
und stelle fest, daß das hohe Haus dem Autrage seiner Fachkommission beigctreten ist.

Wir gehen zum nächsten Gegenstandder Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung weiterer Rheinischer Provinzial-
Erziehungsllnstalten für ältere Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts,
katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete vr. Venn.
BerichterstatterAbgeordenter Dr. Venn: Meine Herren! Die Ihnen wegen der Errichtung

weitererRheinischer Proviuzial-Erziehuugsaustaltenfür ältere Fürsorgezöglingc männlichen Geschlechts,
katholischen uud evangelischen Bekenntnissesseitens des ProviuzialausschussesunterbreiteteVorlage
stellt sich als ein Zwischenbericht dar.

Der 46. Rheinische Provinziallandtag hat .,<«..<
a. den Provinzialausschußermächtigt,mit der Errichtungvon zwei Rheinischen Provmzial-

Erziehungsaustllltenfür altere Fursorgczüglingemännlichen Geschlechtsund katholische,,
sowie evangelische« Bekenntnissesnach Maßgabe der entwickelten Gesichtspunkte, vor¬
zugehen,

Ulid

d. den Provinzialausschußbeauftragt, die erforderlichen Beträge zunächst vorschußweisebei
der Laudesbauk gegen 3'/2«/0 Zinsen zn entnehmen und dem Provinziallandtag demnächst
über die Ausführungder Aufgabe uud die Deckung der Kosten eine Vorlage zn uuterbreiten.

13»
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Der Provinzialausschuß ist mit der Ausführung dieser Beschlüsse zurzeit noch beschäftigt.
Für die katholische Anstalt ist ein Gelände an der Provinzialstraßc von M. Gladbach nach Rhein-
dahlen am Dorthauser Heidhof, auf Rheindahlener Gebiet, angekauftworden und dürfte mit dem
Bau in nächster Zeit begonnenwerden.

Seitens der Verwaltung wurden der Kommission die vorläufig festgestellten Baupläne zur
Kenntnisnahmeunterbreitet und einige Bemerkungenüber die Lage und Zweckmäßigkeitdes Geländes
hinzugefügt.

Es wurde weiter mitgeteilt, daß von der Errichtung eines besondersabgetrennten einge¬
friedigten Gebäudes zur Aufnahme besondersverwahrloster,aufsässiger und unverträglicherElemente
mit Rücksichtauf das in der Anstalt Fichtenhain bereits bestehende gleichartigeHaus vorläufig
Abstand genommen,dagegen erwogenworden sei, der Anstalt einen Pavillon für lungenkranke Für-
sorgezüglinge anzugliedern.

Für die evangelische Anstalt ist, so wurde mitgeteilt, ein passendesGelände noch nicht
gefunden, es sollen geeignete Objekte in der Nähe von Solingen und Ronsdorf einer Besichtigung
seitens des Provinzialausschussesunterzöge»werden.

Weiteres habe ich nicht zu bemerken, und so darf ich auch diefeu Autrag des Provinzial¬
ausschusses namens der II. Fachkommission zur Annahme empfehlen.

VorfitzenderBecker: Es meldet fich niemand znm Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle das Einverständnis des hohen Hauses mit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir kommen zum
Antrage der II. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die Rheinische Provinzial- Erziehungs¬
anstalt für schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts
und katholischen Bekenntnisses zu Haus Fichtenhain bei Crefeld.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Venn.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Die Ihnen hier seitens des

Provinzialausschussesunterbreitete Vorlage stellt sich als ein Abschluß der sämtlichen hinsichtlich
dieser Anstalt seitens der früheren Provinziallandtage gefaßten Beschlüsse dar. Die Anstalt Haus
Fichtenhain ist gegenwärtig nahezu vollbelcgt und in vollem Betriebe. Das gesamte Anstaltspersonal
ist den Beschlüssen des hohen Hauses entsprechend angestellt,die Bau- und Grunderwerbskostcnsind
in der von dem hohen Hause noch zn beschließendenAnleihe mit enthalten und es rechtfertigt fich
hiernach der Antrag des Provinzialausschussesvon dem hier Mitgeteilten Kenntnis zn nehmen und
alle hinsichtlich dieser Anstalt früher gefaßten Beschlüsse für erledigt zu erklären.

Meine Herren! Ich darf Ihnen den Antrag des Provinzialausschusseszur Annahme
empfehlen.

Vorsitzender Becker: Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir kommen zum
Autrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Erlaß einer Hausordnung für die Fürsorge¬
erz iehungs -Abteilung Freimersdorf.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Venn.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Nach ß 17 des Gesetzesüber

die FürsorgeerziehungMinderjähriger haben die Kommnnalverbändefür die Verwaltung der von
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ihnen errichtetenErziehnngs- nnd Besserungsanstalten Reglements zn erlassen,du der Genehmigung
der zuständigen Herren Minister bedürfen in Betreff derjenigenBestmunungeu,welche steh auf du
Aufnahme. die Vehaudluug, den Unterricht und die Eutlassnng der Zoglmge bezuhen.

Diese Reglements sind nach den U 8 und 35 der Provmzmlorduu.u, on dem
Provinziallandtag zn beschließen.Zn dem von dem Prov.nz.alausschnß^ Mnn du r

BestimmungenvorgelegtenEntwürfe eiuer Hansordnnng für die n. Branwerler ernchte F^ r g e-
erz ehungsabteilung für fchulentlafsene männliche Msorgezöglinge ha d:e Kommlsstm:n ch zn
erinnern gefnuden Die Bestimn.uuge« halten sich im Rahmen der für du übnge Prov M^
anstalten bereits bestehenden Vorschriftennnd es haben die zuständigen Herren Münster auch erklart,
die Hausordnung in der vorliegenden Fassung genehmigen zu »vollen. >,;...;^.,<Mn>s^

Hiernach darf ich namens der II. Fachkommission den Antrag des Prov.nz.alansschnsses
zur Annahme empfehlen. ^, ^ , ^^ n,«_ ^,i

Stellvertretender Vorfitzender Graf von Fürstenberg-Stammhe.m: .tth stelle dm
Antrag zur Diskussion.^ Da sich niemand zum Wort meldet, schluße rch du D.sk»,swu, der
Antrag ist also nach dein Beschluß Ihrer Fachkommisstun angenommen.

Wir kommen sodann znm 14. Gegenstandder Tagesordnung. Das ist:
Antrag d r I. Fachkommission zum Haushaltsplan über d'e Verwaltung^
kosten der Rheinischen Provinzial-Fenerversichernugsanstalt für das
Kalenderjahr vom 1. Januar 1907 bis 81. ^zember 190?

wozu ich dem AbgeordnetenHerrn Spiritus, der Berichterstatterist das Wort erwle
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herreu! Du ^hen sch° Pro »M'

Feuerversicherungsanftalthat in dem verflossenen Geschäfts re vom
1906 weder erfolgreichgearbeitet. Es dürfte Sie interefs.ereu m e.n p«" "^
Ergebnisse uuser er Versichernugsaustalt«orgetrageu zu erhalten.^ Imm°brla erstcher^ge.. a^
sich von 393 422 auf 39534« also um 2924 vermehrt, du M°b'wve^
n 198837, also .... 7042. Die Gesamtzahl der Versicherungen belauf ^

Das gesamte Verfichernngskapitalbeträgt iiber 4 Milliarden uud zwar ' Ml«m e «u ^^
Versicherungenund über eiue Milliarde au Mobilarversicherungen.D.e Zunahm n ««s^ ng

kapital im abgelaufenenJahre betrug 237 Millionen Mark. Du Gelamtnn^ n ^ ^^
hat fich selbstverständlich anch vernuhrt, nnd zwar .st em Mehr an "°b"
167000 Mark nnd an Mobilarbeiträgen von 109000 Mark, insgesamtem Mehr von 276000 Mark

"" ^U/die S^ «"geht, so hat 'e ^ iu^bge^. ^ in.
gefmnt 7651 Schäden mit eiuem Gesan.tschadenslapitalvon ^,«535 Mm l^

Die vermehrtenArbeiten, die sich aus der erhöhtenTat.gte.t er F^v^.^ w
ergeben,bediugeunatnrgemäß anch eine Vermehrungdes ^""ls. welch^
anstatt arbeitet. Hierans erwachsen höhere Ausgabe., uud er ^"t. d e^ "^ t °^>
wird, setzt sich in den mehrangefordertenBeträgen im wesentl.chen aus den Antragen ans .'^eyr
bewilligungfür Besoldnngcnzusammen. , ,, Stellen

Es erübri t sich wohl, hier anf die einzelneu Posttwnen ""/ 8"'°''' "" °,e ue S ^
kreiert oder Verschiebungen ans vorhandene»Nüreaustellen in euu h°h°r SteMmg orge.om
wordeu sind Insgesamt erfordert der Titel Befolduugeuein Mehr von ruud 21000 N art D.M
^mmen audere Änliche Ausgabe., die du Versicherungsanstaltfür .hre Zwecke zu lersten hat, d.e
auch in einzelnenPuukten erhöht im Etat in die Erscheinung treten.
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Was diese persönlichen Ausgaben angeht, so ist im Etatsentwurf in Titel II ein Pusten
für die Wahrnehmung der Iustitiargcfchäfteder Anstalt mit 1500 Mark vorgesehen. Dieser Betrag,
der im Etat in Klammern steht, ist in der Anfaddieruug uicht enthalten. Es wird in den Er¬
läuterungen bemerkt, daß diese 1500 Mark Mehr im Falle der Bewilligung verwendet werden
würden, um einen Oberbeamteu der Provinzialverwaltung nebenamtlichmit den Iustitiargeschäften
bei der Proviuzial-Versicheruugsaustaltzu betrauen. Sie haben aber bereits gestern bei der Beratung
des Etats der Zeutralverwaltuug beschlosseu, in dieser Hinsicht anders vorzugehen,nämlich in den
Etat der Zeutralverwaltuug, au welchen nach dem uorliegcudcuEtat der Fcucrversicherungsanstalt
12 000 Mark für die Wahrnehmung der Geschäfte der Zentraluerwaltung im Interesse der Feucr-
vcrsicheruugsaustaltabzuführen find, statt dessen 14 000 Mark einzusetzen, um aus dem Mehr von
2000 Mark einen Oberbeamteu der Provinz als Vertreter des Herrn Landeshauptmanns in den
Geschäften der Provinzial-Feuerversichcrungsaustaltzu besolden. Dieses ist also Ihr gestriger
Beschluß, uud wenn Ihnen heute seitens der Fachkommission vorgeschlagen wird, die Ausgaben bei
Titel IV des Etats der Feuerversichernngsanstaltdementsprechend von 12 000 auf 14 000 Mark
zu erhöhen, so ist das nur eine Folge dessen, was gestern beschlosseuwordeu ist.

Ihre Fachkommission glaubte bei dieser Gelegenheit die Anregung geben zu sollen, daß
späterhin noch ein höherer Betrag von der Versicherungsanstaltan den Etat der Zentralverwaltuug
abgeführt werden möge, als die jetzige Summe uou 14 000 Mark, da sie der Meinung ist, daß die
gesamtenLeistungenund Arbeiten, die bei der Zeutralverwaltuug im Interesse der Versicherung^
anstatt vorgenommenwerden, höher zu veranschlagen und einzusetzen seien als mit 14 000 Mark.

Ein anderer Posten, der eine Erhöhung der Ausgaben dieses Etats bedingt, ist die Ein¬
richtung der Vezirksvertretuugin Essen, die zum ersten Male im Etat erscheint. Die Bezirks-
vcrtreter sind gehobene Geschäftsführerder Sozietät. Sie tonnen selbständig Versicheruugeu abschließen
uud bewähren sich dort, wo in großen Bezirken reichlich Anträge auf Versicherungeingehen. Für
die Einrichtung in Essen ist iusgesamt ein Betrag von 9000 Mark erforderlich. Ferner ist ein
Mehr von 50000 Mark bei Titel V, bei den Ausgaben für gemeinnützige Zwecke vorgesehen.Dort
waren „für vorzugsweisewirksameLöschhilfe und zur Verbesserungder Feucrwehr-Einrichtuugeu"
im vorigen Jahre 50 000 Mark eingesetzt.Jetzt werden 100 000 Mark verlangt. Diese wesentliche
Erhöhung grüudet sich darauf, daß durch das am 1. Januar 1907 iu Kraft getretene Gesetz vom
21. Dezember 1904, betreffend die Organisieruug des Fcncrlöschdienstesund die Einrichtung von
obligatorischen Feuerwchreu erhebliche Mehraufwendungenin den Landgemeindenentstehenwerden,
und daß jetzt schon zahlreiche Anträge auf Gewährung von Subventionen vorliegen. Es wurde
dabei erwogen, daß die Unterstützungweniger leistungsfähigerGemeinden auf dem Gebiete des
Feuerlöschwesensnaturgemäß der Provinzial-Fenerversichcrungsanstaltzugute kommt, indem den
Brandschädendadurch mehr vorgebeugtwürde.

Meine Herren! Diese Mehrausgaben bedingen insgesamt einen höheren Aufwand von
91500 Mark bezw. durch den noch hinzu gekommenen Betrag von 2000 Mark einen Mehraufwand
von 93 500 Mark, der aus den eigenenEinnahmen der Versicherungsanstaltgedeckt wird. Dem
Hauptetat erwachst dadurch keine Belastung.

Ich habe im Auftrage der Fachkommissionnoch über zwei Punkte kurz zu referieren.
Zunächstwurde iu dem letzten Landtage wiederholtangeregt, es möge versucht werden, ob nicht die
Bestimmung unserer Satznng, wonachdie Ueberschüsse der Feuerversicheruugsanstaltuur für Zwecke
dieser Austlllt und im Interesse der Versichertenverwendet werden dürfen, eine Aenderung dahin
erfahren könne, daß die Ueberschüsse auch für gcmeiuuützige Zwecke weiterer Art auf den« Gebiete
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der Provmzialverwlllti.ng Verwendung finden könnten. Wie uns in der Kommissionmitgeteilt
worden ist, hat jedoch der zuständige Minister, der Herr Minister des Innern, sich leider zu diesen
Anregungenund Vorschlägen ablehnendverhalten, und es wird wohl keine Aussicht vurhaudcusei»,
daß den Wünschen dieses Hanscs in dieser Hiusichtiu naher Zeit entsprochen wird.

Dann, meine Herren, soll ich Ihnen noch kurz vortrage«, daß uuscrc Verstchernngsanstalt
in neuester Zeit dazu übergegangenist, auch Waldbestäudegegen Fenersgefahr zu versichern. Die
Anrcgnng dazu gab der Wunsch der Waldbesitzer,namentlich der waldbesitzendeuGemeinden, ihre
Waldbestäudebei der Landesbankbeleihen zu können. Das Kuratorium der Landesbnukhat sich
dieser Anregung sympathisch gegenüber gestellt, allerdings an die Erfüllung des Wunscheszwei
Voraussetzungen geknüpft:erstens,daß der Wald durch eine» entsprechendenBetriebsplan forsttechmsch
richtig bewirtschaftet werde, und daß zweitens der Waldbestandgegen Fenersgefahrbei der Provinzml-
Fcuervcrsicheiui.gsanstaltversichert werde.

Zur Ausführung dieses Beschlusses des Kuratoriums der Landcsbaukhat die Proviuzral.
Feuerversicherungsanstaltsich entschlossen, die Waldversicherungiu deu Geschäftsbereich der Anstalt
aufzunehmen. Sie hat die erforderlichen Vorarbeiten dazu eingeleitet, Prännentanfe ausgearbeitet,
besondere Versicherungsbedingungenentworfen. Die Anstalt ist sich dessen bewußt, daß kaum em
Zweig der Fenerversicherungso wenig aussichtsvollist, wie gerade die Waldversicherung,weil in
den Kreisen der Waldbesitzererfahrungsgemäß eiuc große Abneigung gegen die Versicherung des
Waldes besteht und weil eine günstige Prämieubcmcssungnur dann möglich ist, wenn es gelingt,
ein recht großes Waldareal in der Versicherung zu vereinigen nnd so das nach der Statlstü erhebliche
Risiko auf weitere Kreise zu verteilen. Wir haben in der Rheinprovinzin, private» und Kon,nmnal°
besitz, also mit Ausschlußdes unversichert bleibende,, fiskalischenBesitzes, eine W°ldflache von rund
620 000 Ka. Sollte es gelingen,etwa '/» dieses Areals zu gewiuuen, so würde nach Ansicht des
Direktors der Versicherungsanstaltes voraussichtlich möglich sei», die jetzige», vorläufigsehr medrigeu
uud mäßigen Prämiensätze beizubehaltenoder noch weiter zu ermäßigen, um dadurch die Neigung
der Waldbesitzerzum Beitritt zu erhöhen. Nebenbeibemerkt,schwanken d,e Prä.menmtze ,e nach
der Holzart, den, Alter der Bestände und dem etwaige» Vorhandenseinvon besonderengefahr-
cihöhmde» Umstände». . ^. c-^ /,

Wir habe» es i» der Fachkommission mit Freude» begrüßt, daß Misere Feuerverficherungs-
mistalt sich dieser wichtige» Aufgabe der Waldversicheruugaugeuomme»hat, welche bisher, soweit
uns berichtetwurde, unr von einer Privatversichenmgsgesellschaft betriebenwvrde» ist. Es w»r0e
sehr im Interesse der Sache liegen, wenn dieses verdienstvolle Vorgehen der Anstalt von bestem
Erfolge begleitet sein würde. .„, . . >. .

Das sind die Bemerkmige».die ich Ih»e» im Auftrage der Komnusfiou ^"' ^ ' '
uud ich bitte, deu Haushaltsplau über die Verwaltuugstoste»der
mit der Maßgabe zu geuehmige».daß die Eiuuahme bei Titel II - das find de E m h».
a»s eige»e» Mittel» der Austalt ^ uud die Ausgabe bei Titel IV 1 ^ das ,st der Zuschuß au
deu Heutraletat — um je 2000 Mark höher eingestellt werden. . . .,

^Dieser Antrag liegt allerdings «icht gedruckt vor. ist aber die Konferenz des gester..
bereits gefaßten Beschlusses. ^, ^ , ^F> ^ „ ,

«vertretender V°rsitze»der Graf v°» de»
A»trag zur Dist»ssio». - Da sich »iemaud zum Worte meldet, schließe ich die D.stnsfion »
erkläre deu Autrag Ihrer I. Fachkommissio» mit deu Znsätze»,w,e S,e fie ,a m ^hrer gestrigen
Abstimmungbereits erledigt habe,,, für angenommen.
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Wir kommen sodann zum 15. Gegenstandunserer Tagesordnung: Das ist der
Antrag der I. Fachkommission znm Bericht und Autrag des Provinzial-
llusschnsses, betreffend den Ankauf des Hauses Elisabethstraße Nr. 9 in
Düsseldorf.

Berichterstatterhierzu ist cbeufallsder Herr Abgeordnete Spiritus, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Spiritus: Meiue Herren! Das furtgesetzte Wachsen der

Geschäfte der Provinzialverwaltnng macht es naturgemäß erforderlich,für passende Räume für die
Verwaltung zu sorgeu. Ans diesen Erwägungen wurde schon vor einiger Zeit neben der Dienst¬
wohnung des Herrn Landeshauptmanns ein Haus Elisabethstmße Nr. 10 augekauft. In diesem
Hause sind, wie Sie wissen, die Geschäftsräumeder Abteilung für Fürsorgeerziehunguntergebracht.
Aber bald reichten auch diese Räume uicht mehr aus, und es ergab sich die Notwendigkeit, eine
Etage des daucbeu gelegenenHauses, Elisabethftraße Nr. 9, zu mieteu. Der Eigentümer des
Hanfes stellte bald darauf das Haus zum Verkauf, uud der Ausschuß hielt es im Interesse der
Provinz für erforderlich, dasselbe zu erwerben. Er hat es für den Kaufpreis von 100 000 Mark —
mit den darauffalleudcuNebenkosten, wie Umsatzsteuer, Stempel usw. für die Summe von insgesamt
103 199,15 Mark erworben. Dadurch siud uun drei Häuser nebeneinanderin der Elisabethstmße
im Besitze der Pruviuz. Das Haus hat aber nicht die Tiefe, wie die anderen Häuser, und da
bot sich Gelegenheit,von einem Hause aus der Fricdrichstraße,welches hiutcu au das Haus an der
Elisabethftraßeanstößt, ein Stück Hintergebäudefür 40 000 Mark, mit den Nebenkosten insgesamt
41265,10 Mark zu erwerbeu. Die aufgewendetenKosten belaufen sich also insgesamt auf
144 464,25 Mark.

Sie werden gebeten,nachträglichdiese Ankäufegenehmigen zu wollen uud die Finanzierung
ans der neuen Anleihe zu beschlicßeu.

Während der Taguug des Landtages hat sich mm Gelegenheitgeboten, noch ein weiteres
Hans in jenem Häuserblock zu erwerbenbezw. an die Hand zu bekommen, nämlich das numittclbar
daran anschließende Hans, ElisabethftraßeNr. 8. Es ist uns in der Kommission mitgeteilt worden,
daß dieses Haus für kurze Frist der Provinzialverwaltnng znm Preise von 78000 Mark an die
Hand gegeben ist. Wenn die Kommissiou diesen Preis auch für recht hoch hält, so hat sie doch mit
Rücksicht auf den Umstand, daß die Lage des Haufes zu den anderen Häuscru im Provinzialbcsitz
sehr günstig ist, sich eutschlosscu,Ihnen vorzuschlagen, dieses Haus zu einem Betrage von
höchstens 78000 Mark zn erwerben.

Sie werden also in Erweiterung des ursprünglichenAntrages betr. nachträglicher Geneh¬
migung der Ausgabe von 144 464,25 Mark gebeten, noch den Kredit für den Erwerb des Hauses
Elisabethftraße 8 bis zu dem angegebenen Höchstbctragc von 78 000 Mark zn beschließen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion.— Es meldet sich uiemand Zum Wort. Dann schließe ich die Diskussion uud erkläre
hiermit den Antrag des Pruvinzialausschusfcsmit dem Erwciteruugsautrage der I, Fachkommission
für angenommen.

Wir gehen dann zum 16. Gegenstandder Tagesordnung über, dem
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Prouiuzialmuseen zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr
vom 1. April 190? bis 31. März 1908,

wozu cbeufalls der Herr AbgeordneteOberbürgermeisterSpiritus das Wort hat.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meiue Herren! Ich kann mich fehr kurz fassen.

Der Etat erfordert ein Mehr an Einnahmen aus Proviuzialmitteln von 5830 Mark, um damit
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die notwendigenMehrausgaben in gleicher Höhe zu decken. Diese Mehrausgaben sind im Etat
eingehend erläutert. Es sind im ganzen unbedeutende Positionen, die teils auf Gehaltsbeträgc,teils
auf Ausgaben sachlicher Art für die Verwaltung entfallen.

Ich möchte im Auftrage der Kommissionnur zu einem Punkt eine kurze Ausführung
machen. Das betrifft die Besuchszeit der Provinzialmuseen. Bisher sind unsere Provinzialmuseen
Znm unentgeltlichenBesuch nur an Sonn- und Feiertagen und an einem Tage iu der Woche, und
zwar von 11 bis 1 Uhr geöffnet. Es wurde in der Kommission ausgeführt, daß es erstrebenswert
fei, die Zeit für den uuentgeltlichcn Besuch unserer Museen auszudehnen. Es wurde insbesondere
darauf hingewiesen, daß, wenn, wie ja nach Ihrem noch zu fassenden Beschlusse wahrscheinlich ist,
demnächstin dem Bonner Provinzialmnseum die wertvolle, interessanteWefendonl'fche Gemälde-
Gallerie Aufnahme gefnnden haben wird, es dann doch uni so mehr erwünschtist, wenn dem
Publikum zu seiner Belehrung und Bildung Gelegenheitgegeben wird, häufiger unentgeltlich insbe¬
sondere das Nonner Provinzialmusenmzn besuchen.

Die Frage, wie weit es sich empfiehlt,auf eine Vermehrungdes Besuches des Provinzial-
mnscums hinzuwirken,steht heute nicht znr Diskussion.Es ist nur eine Anregungin der Kommission
gewesen, die auch hier ini Plenum ausgesprochen werden sollte. Die Kommission erwartet aber, daß
seitens der Provinzialverwaltung dieser Anregung tunlichst Folge gegeben wird, zumal mit der
vermehrtenOffenhaltung der Mufeen im ganzen nur unerhebliche Kosten für Anffichtspersoual und
fonstige andere sächlicheAusgaben verbundensein dürften. Die Kommissionsteht auf dem Stand¬
punkt, daß es im Interesse der Bildung und Belehrung weiter Kreise erwünscht sei, daß unsere
Provinzialmuseennicht an zu vielen Tagen geschlossen sind, sondern, wie das bei den Königlichen
Mnsecn und auch bei den meisten Museen in städtischerVerwaltung der Fall ist, öfter dem
Publiknm zugänglichgemacht werden möchten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag Zur Diskussion. — Es meldet sich niemand zum Wort, dann schließe ich die Diskussion uud
erkläre den Antrag für angenommen.

Wir kommen dann zum 1?. Gegcustaudder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommiffion zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschnsses. betreffend die Erweiterung des Provinzialmufeums in Bonn.

Dazu ist Berichterstatterder Herr Abgeorduete Laudrat von Groote, dem ich Hiernut das
Wort erteile.

Berichterstatter Abgeordneter von Groote: Meine verehrtenHerren! Der Proumzml-
landtag hat im vorigen Jahre bereits die Notwendigkeit anerkannt, das Provinzialmusenmm Bonn
durch einen Anbau zu erweitern. Das Bedürfnis war namentlichdarin begründet,daß einmal die
Sammlungen des Mufeums außerordentlichangewachsen waren, so daß damals bereits die 5« diesem
Zwecke zur Verfügung stehenden Räume überfüllt waren; zweitens darin, daß die Provinz die ^cr-
Pflichtnnghat, in diesem Mnsemn die Bibliothekdes Vereins von Altertnmsfreundenunterzubringen
und außerdem auch die Verpflichtn««gegenüberder Universität, einen Hörsaal dort einzurichten;
drittens lag das Bedürfnis vor, die Arbeitsräume für die Museumsverwaltuugzu erweiternund
das Denkmalarchivin sachgemäßer Weise unterznbringen. Schließlich war auch em besonderer Anlaß
für den Erweitnngsblln eingetreten,weil die Stadt Bonn die Wesendont fche Sammlung erworben
und sich bereit gefuudeuhatte, diese Gemäldcsammluugin dein Provinzialmuseumaufzustellen nnd
dafür einen Betrag, gewissermaßen als Miete, in Höhe von 5500 Mark zn zahlen. Meine Herren!
Der Landtag hat das Bedürfnis für deu Erweiterungsbaufvgar für so dringlichgehalten, daß er
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nicht, entsprechend dem Vorschlagedes Proviuzialausfchuffcsdie Entscheidungüber die Baupläne
dein nächsten Provinziallandtagc vorbehalten, sondern den Proviuzialausschuß beauftragt hat, im
Verein mit einer zu diesem Zwecke gewähltenKummissionvon Mitglieder» des Landtages die Ent¬
scheidung zu treffen.

Der Proviuzialausschußim Verein mit dieser Kommission hat in zwei Sitzungen die Frage
in eingehender Weise erörtert. In der ersten Sitzung lag ein Projekt vor, das zunächst schon aus
dem Gruude die Billigung nicht gefundenhat, weil der Anbau dreigeschossiggedacht war, während
das alte Museum nur zweigeschossigangelegt ist. Es stellte sich aber mich damals schon hernns,
daß mit dem Betrage von 300000 Mark, ans welchen die Baukostenbeschränkt waren, nicht das
Erforderlichezn leisten war. Die Schwierigkeiten lagen hauptsächlich darin, daß der Anbau in der
Außeuarchitekturmit dem bestehenden Bau in Einklang gebracht werden mußte, und daß andererseits
auch deu heute wesentlich erhöhten Anforderungenan eine zweckmäßigeEinrichtungder Ausstellnngs-
ränme namentlichhinsichtlich der Belichtung Rechnung getragen werden mußte. Es wurde nun ein
neues Projekt aufgestellt, das uach eingehender Erürternng die Billigung des Provinzialnusschuffcs
nud der Kommission fand. Die Pläne find hier in der Wandelhalleaufgestellt,und vielleicht haben
die Herren Gelegenheitgenommen,einen Blick hineinzuwerfen. Die Kosten für diesen Bau belaufen
sich aber auf 500 000 Mark.

Es wird nunmehr von der I. Fachkommission,welche gleichfalls die Ausführung des
Erweiterungsbaues nach diesen Plänen und Kostenanschlägenfür zweckmäßig erachtet hat, Ihnen
vorgeschlagen, daß Sie der Ausführung nach Maßgabe des neuen Planes Ihre Zustimmung geben
möchten.

Ich habe noch zn bemerken,daß mit Rücksicht auf die erweitertenRänme, welche danach
für die Wefendont'scheSammlung zur Verfügung stehen werden, und auf die höheren Kosten,
welche das neue Projekt verursacht, die Stadt Buun sich bereit gefundenhat, die ursprünglichauf
5500 Mark angenommeneMiete auf 7000 Mark zu erhöhen.

Ferner ist zu bemerken, daß die Einrichtungslustenfür das Mufeum in den: Betrage von
500000 Mark nicht enthalten sind. Der Vorschlagder I. Fachkommission geht also dahin:

„Der Provinziallllndtag wolle die Errichtung des Erweiterungsbauesfür das Pruvinzial-
mufeum iu Vuuu uach deu vorgelegte» Plänen genehmigen und die Baukosten im
Betrage von 500 000 Mark aus der neuaufzunehmendenAnleihe bewilligen."

StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstcnberg-Stammhcim: Meine Herren! Ich
eröffnedie Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Worte. Dann fchlicße ich die Diskussion
und erkläre deu Antrag, wie er Ihnen von der I. Fachkommission vorgeschlagen ist, für angenommen.

Wir kummeu zum 18. Gegenständeder Tagetordmmg:
Autrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Anderuach, Bonn, Düren, Galkhausen,
Grafenberg, Iohannisthal und Mcrzig für das Rechuuugsjahr vom
1. April 1907 bis 31. März 1908.

Ich erteile dem Herrn AbgeordnetenLandrat Minien als Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterMinien: Meine Herren! Ich darf wohl zunächst auf Seite

286 und 287 des Etats verweisen. Es sind da die gesamten Etats zusammengestellt und es zeigt
sich, daß die Etats eine Mehreinnahme von 442 800 Mark anfweifeu, von denen 414 800 Mark
darauf zurückzuführen sind, daß wir gestern wie bekannt eine Erhöhnng der Wegekosten von 1,35
anf 1,50 Mark in der vierten Klaffe angenommenhaben.
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Meine Herren! Trotz der höheren Belegungszifferund trotz der sonst in den Etats
vorgenommenenSteigerungen an Gehältern, an Lohnen und an Beköstigung,bleibt der Zuschuß
ans Provinzialmitteln um 167100 Mark geringer als im vorigen Jahre. Sie finden das in der
letzten Kolonne, Seite 287. Es ist das eben auch auf die erhöhtenPflegesätze zurückzuführen.

Im allgemeinenmöchte ich für die Etats vorausschicken:Die Erhöhung ist in allen Etats
gleichmäßig zurückzuführen zunächst auf die Erhöhung der Befoldungen — Sie sehen auf der vorletzten
Spalte die Erhöhung mit 34 278 Mark angegeben; das ist uuvermeidlich,es beruht auf dem
Besoldnugspllln —; ferner auf anderen perfönlichen Ausgaben mit 55 952 Mark — es smd das
Summen, die entstandensind durch die Aufbesserungder Gehälter der Assistenzärzte, zweitens der
Bureaugehülfen, die sich nun bis 2000 Mark stehen und die nach 5 Jahren ja auch Mietszufchuß
erhalten, drittens ist die Steigernng auch dem Handwerks-und Dienstpersonalzuteil geworden.

Dann, meine Herren, finden Sie einen Hauptpostender Erhöhung in Titel III 1 in der
vorletzten Spalte mit 82 800 Mark für Beköstigung. Das bedarf ja keiner weiteren Ausführung.
DieselbenGründe, die zur Erhöhung der Pflegesätzegeführt haben, liegen auch hier vor, bei der
Erhöhung der Ausgaben für die Beköstigung:die höhereuLebensmittelpreise.

Dann, meine Herren, ist uoch ein wichtigerPunkt Titel III 6: Heizung. Da ist em
Mehrbetrag von 34 500 Mark erforderlich infolge der erhöhtenKuhlcnvreise.

Dann ist noch unter 11 zu erwähnen eine außergewöhnliche Aufwendung von 14000 Mark.
Es sind hier als außergewöhnliche AufwendungenUnterhaltungen der Gebäude eingesetzt, die keine
dauernde Mehrbelastung darstellen.

Das sind die Punkte, die ich zu den Etats im allgemeinen anzuführenhabe.
Im übrigen ist zum Etat der Pflegeanstalt Andernach zu bemerken, daß sie aus

Provinzialmitteln in diesem Jahre keinen Zuschuß beansprucht. Weiter habe ich Zum Etat w
Anstalt Andernach nichts zu erwähnen, und ich kann mich wohl, glaube ich, der Geschäftslage
entsprechend, nur auf einen Punkt noch befchränken, der eine Aenderunggegen den bisherigen6 at
bedeutet, das ist bei dem Etat der Heil- uud Pflegeanstalt Iohannisthal. Da ist für den zweckn
Lehrer auf Seite 402 eiu Gehalt von 2000 Mark gegen 1800 Mark im Vorjahre eingesetzt.Der
Stelleninhaber ist der Lehrer Welter, der bisher an der Anstalt in Trier beschäftigtgewesen ist.
Er ist jetzt zur Anstalt Iohannisthal verfetzt und foll endgültig angestellt werden. Er hat nun
versäumt zur richtigenZeit zu beantragen, daß ihm auch die früheren Dieushahre ,n Anrechnung
gebrachtwerden möchten,wie dies bei der als erste Lehrerin angestellten LehrerinSteffes geschehe»
ist. Daraus darf dem Mann natürlich kein Nachteil erwachsen.Sie werden nun gebeten, ihm von
den 12 Dienstjahren, die er zum Teil an dein Landarinenhausein Trier und zum Teil nn ^olls-
schuldienst zugebracht hat. 6 Jahre als pensionsfähige Zeit anzurechnen. Er würde dadmchnoch
weitere drei Alterszulagcn u 200 Mark zu erhalten haben, und es müßte daher statt des Betrages
von 2000 Mark ein Betrag von 2600 Mark eingefetzt werden.

Im Einverständnis mit Ihrer II. Fachtommission erlaube ich mir daher zu bitten:
„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneteu Haushaltspläne mt der Maßgabe
annehmen, daß das Gehalt des Lehrers Welter an der Provinzial-Heil- uud Pflege¬
anstalt Iohannisthal auf 2600 Mark festgesetzt werde. , , , «^

Der Provinziallandtag wolle ferner genehmigen, daß die entstehende Mehrausgabe
über den Etat hinaus verrechnet werde und falls die Mehransgabe nicht aus laufenden
Einnahmen gedeckt werden taun, der Mehrbetrag aus der zur Verfügung des
Provinziallandtages stehenden Mehreinnahme gedeckt werde."
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenbcrg-St am inHeim: Ich eröffne die
Diskussion.— Da sich uiemaud zum Wort meldet, schließe ich sie und erkläre den Autrag, wie er
Ihnen soeben von der II. Fachkommiffiou unterbreitet worden ist, hiermit für angenommen.

Wir treten dann in die Verhandlung des 19. Gegenstandesder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommiffiou zu dem Bericht uud Autrag des Proviuzial-
ansschusses, betreffend die Aenderung der Anstellungsvcrhältuifse der
Aerzte an den Proviuzial-Heil- uud Pflegeaustalten.

Berichterstatter ist ebenfalls wieder Herr Landrat Minien, dem ich hiermit das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Minten: Meine Herren! An den Pruvinzial-Hcil- und

Pflcgcanstaltcuhaben wir zurzeit, abgesehen von dem Direktor, Oberärzte und Assistenzärzte.Obfchou
nun das Gehalt der Assistenzärzte in den letzten Jahren von 1500 auf 1800 Mark mit Steigungen
von 250 und 200 Mark bis zum Höchstbetrnge von 4000 Mark erhöht worden ist, wobei daneben
noch freie Station in der I. Tischklassc gewährt wird, hat sich doch herausgestellt,daß ein großer
Mangel, zumal bei den Heil- und Pflegeanstalten,besteht. So find z. B. jetzt 6 Asfistenzarztstellcn
«»besetzt. Dieser Mangel au Aerzten ist in erster Linie wohl darauf zurückzuführen, daß überhaupt
jetzt der Zudrcmg zum ärztliche»Beruf geringer geworden ist, dann aber wohl vor allem daranf,
daß es nicht jcdermanus Sache ist, sich gerade das psychiatrische Fach zu wählen. Um so mehr
muß die Pruviuzialverwaltuug jedoch Wert darauf legen, ein gutes Aerztematerial zu bekommen.

Ich muß noch nachholen:Unsere Assistenzärzte sind jetzt uur auf dreimonatliche Küudiguug
angestellt. Es ist alfo keine dauernde Lebensstellung;es ist keine Stellung, worin sie fich eineil
Familienstand, ein eigenes Heim gründen können. Dein Beispiele der anderen Provinzen folgend,
soll jetzt hier auch zwischen Oberärzten und Assistenzärzten die Stellung eines sogenannten Anstalts-
arztcs eingeschoben werden — nicht Abtcilnngsarztes, damit nicht der Anschein erweckt wird, als
wenn er irgendwieselbständiger Dirigent einer Abteilung wäre. Der Anstaltsarzt soll, nachdem er
fünf Jahre mit Erfolg als Assistenzarzt tätig gcweseu ist, definitivaugestelltwerden. Er muß
natürlich dann auch ein Anfangsgehalthaben, das etwas höher ist als das Gehalt, das der Assistenz¬
arzt nach fünf Jahren haben würde. Der Assistenzarzthat heute nach fünf Jahren ein Gehalt
von 2300 Mark. Es ist deshalb in Aussicht gcuommcu, das Gehalt des Austaltsarztes mit
2400 Mark beginnen zn lassen, als Höchstgehalt aber das der Assistenzärzte beizubehalten,also
4000 Mark. Dann aber ist vorgesehen,daß ihm als Ersatz für die Beköstigung in der I. Tisch-
klasse, falls er fich verheiraten will, ein Netrag von 800 Mark zu dem Gehalt zugelegtwird.
Fcruer bekommter Familicnwohuung, die mit 700 Mark cvalniert ist. Es würde alfo der ver¬
heiratete Anstllltsarzt als Anfangsgehalt 2400 Mark uud für Emolumentc 800 Mark haben, das
find 3200 Mark, nnd er würde schließlich ein Endgehalt habe» von 4800 Mark uud daneben noch
eine Familienwohnnugmit freier Heizung, Beleuchtung,Garten nsw.

Meine Herren! Die Einrichtnngeines Anstaltsarztcs bedingtnatürlich, daß die Proviuzial-
vcrwaltuug mit der Errichtung von Wohnhäusern,von Arztwuhnnugenvorgeht, uud es ist deshalb
auch schon in der neuen Anleihe eiu Betrag vou 200 000 Mark zu diesem Zwecke vorgesehen, um
sieben Arztwohuuugcuerbauen zn können.

Meine Herren! Dauu hat es sich aber auch als notwendigheransgestellt,entsprechend
dem Beispiele der audcreu Provinzialvcrbände das Höchstgehaltder Oberärzte höher zu bemessen.
Nach nnserer Nesolouugsorduungbeziehen heute die Oberärzte als Endgehalt einen Betrag von
5400 Mark. In Drucksachc Nr. 20 fiudcu Sie eine vergleichende Uebersicht der Gehälter, die in
anderen Provinzen gezahlt werden, und Sie werden daraus ersehen, daß die Rheiuproviuz mit dem
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Gehalt für die Oberärzte etwas im Rückständeist. Es wird Ihnen deshalb vorgeschlagen, das
Gehalt der Oberärzte und ebenso das Gehalt des Anstaltsarztcs an der Arbeitsanstalt in Bran-
Weiler, der in dieselbe Kategorie klassifiziert ist, statt mit 5400 Mark mit 6000 Mark auszuwerfen.

Sodanu aber hat Ihre II. Fachkommission auf den Antrag des Provinzialausschnsses noch
weiter beschlossen, daß den Oberärzten an Stelle der im Nornmlbcsoldungsplanvorgesehenen Emo-
mcnte ans ihren Antrag die Emolumentc der unverheiratetenAnstaltsärztc gewährt werden können,
das soll also heißen, daß der Oberarzt, der unverheiratetist, statt einer Familienwuhnnngdie übliche
Zweizimmerwohnungbekommt,und daß er statt der Pension, die er sich sonst im Haushalt leisten
müßte, die freie Station in I, Klasse bekommt. Meine Herren! Es ist erklärlich,daß manche
Oberärzte, die nicht verheiratet sind, das entschieden vorziehen würden, weil der eigene Haushalt
ihnen ja teurer seiu würde als die 800 Mark, die ihnen vergütet werden.

Meine Herreu! Das hat noch den weiterenVorteil, daß dadurch auch Wohnungenvon
unverheiratetenOberärzten für verheirateteNnstaltsärzte frei werden.

Ich erlaube mir daher namens der II. Fachkommission den Antrag zu stellen:
„Der Provinziallandtag wolle den Bericht und Antrag des Pruvinzialausschnsscs, dessen
beide Sätze Sie in der Vorlage selbst finden und die ich deshalb wohl nicht mehr zu
verleseu brauche, mit dem Zusatz als Nr. 3 annehmein Den Oberärzten können an
Stelle der im Normalbesuldungsplanevorgesehenen Emolumentc auf ihren Autrag die
Emolumenteder unverheiratetenAnstaltsärztc gewährt werden."

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Verhandlung. — Da sich niemand zum Worte meldet, schließe ich die Diskussionnnd erkläre den
Antrag Ihrer II. Fachkommission für angenommen.

Wir kommen sodann zum 20. Gegeustaudcnuscrcr heutigen Tagesordnung. Das ist der
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ermächtigung des Pruvinzialausschnsses zur Ver¬
äußerung eines zn der Heil- nnd Pflegeaustalt Grafenberg gehörigen
Grundstückes.

Berichterstatterist ebenfalls wieder Herr AbgeordneterLandrat Minien,
Berichterstatter AbgeordneterMinien: Meine Herren! Zn der Pruuinzial-Heil- und

Pflegeaustalt Grafenberg gehört eine Parzelle bezeichnetGemeinde Ludcnberg Ftnr XVII 667/102,
GemeindeGerresheim Flur XVI 2340/79, im ganzen zirka 6 Murgen groß Diese Parzelle liegt
ziemlich weit von der Anstalt entfernt und ist schon mitten in die Bebauung hineingekommen,indem
sowohl gegenüber der Parzelle, wie zn beiden Seiten der Parzelle sich die Bebauung mächtig
eingestellt hat, so daß also jetzt das Gruudstück uou Bauteu eingeschlossen ist. Das Grundstück wird
jetzt noch landwirtschaftlichbenutzt, uud, mciuc Herren, es ist erklärlich,daß bei einer großen
intensivenBautätigkeit in der Nähe die Feldfrüchtesehr geschädigt werden, daß der Ertrag dadurch
sehr minimal wird.

Wenn es nnn auch im allgemeinenGrundsatz sein muß, daß das Areal der Austalteu
nicht verkleinert,foudern daß möglichst angestrebtwird, es zu vergrößern, um den Anstaltsinsassen
genügendGelegenheitznr Arbeit im Freien zn geben, so liegt hier der Fall so, daß es doch wohl
wirtschaftlicher ist, wcun man diese Parzelle, die mindestens den Wert von 15000 Mark pro
preußischen Morgen hat, verkauft. Es sotten hier mehrere Kanfliebhaber vorhanden seiu. Es müßte
dann natürlich das Erträgnis dazu verwendet werden, um entwederin Grafenberg ^ was aber
nebenbei bemerkt wegen der hohen Preise sehr schwierig ist — oder aber bei den anderenAnstalten,
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etwa in Bonn oder Düren, die einen noch kleineren Grundbesitzhaben als Grafenberg, das 160
Morgen hat, diese Summe zum Ankauf wieder zu verwenden.

Ihre II. Fachkommission läßt Sie daher bitten, folgenden Veschlußentwnrf zu genehmigen:
„Der Provinziallandtag wolle den Pruvinzialausschußermächtigen,die Parzellen: Ge¬
meinde Gerresheim Flur XVI 2340/79 und Gemeinde LudenbergFlur XVII 667/102
zum Preise von mindestens15 000 Mark pro Morgen zu «erkaufen und den Kaufpreis
zum Erwerben von Gruudstückeu bei den Proviuzialaustaltcu Grafenberg, Andernach,
Bonn oder Düren zu verwenden."

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Ich eröffne die
Verhandlung. — Wenn sich niemand znm Wort meldet, schließe ich dieselbe nnd erkläre den Antrag
den Ihre II. Fachkommissionin Uebereinstimmungmit dem Antrage des Pruvinzialausschusscs
gestellt hat, hiermit für genehmigt.

Wit gehen sodann über zum 21. Gegenstandder Tagesordnung. Das ist:
Antrag der II. Fachkommission zn den Petitionen des deutschen Verbandes
der Krankenpfleger uud -Pflegerinnen (Sitz Berlin) wegen Anfbessernng
der Verhältnisse des Pflegepersonals in den Provinzial-Hcil- und Pflege-
llnstalten.

Auch hierzu hat Herr AbgeordneterMinien als Berichterstatter das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Minien: Meine Herren! Dem hohen Hause ist ciuc

Eingabe des deutschen Verbandes der Kranken-Pflegerund -Pflegerinnen (Sitz Berlin) im Namen
des Pflegepersonals der Anstalt Galkhansen bei Langenfeld, soweit sie Mitglieder der Ortsgruppe
des Verbandes siud, und ferner eine Eingabe desselben Verbandes namens des Personals der Anstalt
Grafenberg zugegangen. In diesen beiden Eingaben wird so ziemlich übereinstimmendausgeführt,
daß manche Punkte zu Klagen Veranlassung geben, uud es wird um Abstellungdieser Beschwerden
gebeten. Es sind da folgendevier Punkte von dem Verbände aufgegriffen.

Erstens wird ein höherer Lohn verlangt mit der Motivierung, daß zwar vor zwei Jahren
eine Erhöhung eingetreten fei, daß aber die älteren Pfleger davon keinen Vorteil hätten. Im
übrigen wäre die Tätigkeit so anstrengend,daß sie auch höher bewertet werden müsse.

Zweitens verlangen sie übereinstimmendeine längere Erholnngszeit. Ich bemerke,daß
auch schon jetzt von den einzelne,: Anstaltsleitern — generell läßt sich das nicht regeln — den
Pflegern Erholungszeiten zugestanden werden und zwar etwa an jedem 10. Tage ein ganzer freier
Nachmittag, außerdem noch mehrere freie Stunden, wie es in den Plan hineinpaßt, nnd ferner ein
Jahresurlaub von acht Tagen.

Drittens verlangen sie nach fünfjähriger Dienstzeit Anstellung mit Pensionsberechtignng.
Hier möchte ich von vornherein bemerken, daß auch jetzt schon zur Sicherstellungdienstunfähig
gewordener Perfonen, durch die vom 42. Proviuziallandtag festgefetzten Grundsätzebetreffs der
Invaliditäts- und Altersversicherung der uicht ruhegehaltsberechtigten Angestellten Fürsorge getroffen ist.

Viertens verlangen sie eine bessere Verpflegung,mit der Motivierung, die Verpflegungder
III. Tischklassc entsprächenicht den Bedürfnifsen für ihr leiblichesWohl nnd ihren anstrengenden
Dienst, sie sagen die Anstaltsdirektorenkönnten das innerhalb des Rahmens des Etats nicht aus¬
führen, es müßte daher fchon eine höhere Verpflegnngsklafse für sie bewilligt werden.

Meine Herren! Diese Eingabe ist also nicht direkt von den Pflegern oder Pflegerinnen
unserer Anstalten ausgegangen, fondern von dem dcntfchen Verbände der Krankenpflegerund Pfle¬
gerinnen (Sitz Berlin), der eine Unterabteilung der christliche» Gewcrkfchaftcn ist.
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Meine Herren! Es entspricht nicht dem parlamentarischenUsus, daß man Petitionen, die
unter einem Gesamtnameneingehen, in dem hohen Hause zur Verhandlungstellt. Dieselbe Praxis
befolgt auch unser preußisches Abgeordnetenhaus.

Aus diesem Grunde hat der Pruvinzinlansschußbeschlossen - - und die II. Fachkommission
hat dem zugestimmt— daß die Petitioueu als nicht geeignet znr Verhandlungim Provinziallandtagc
zu erachten seien.

Ich bemerke noch, daß das Personal von Grafenberg und Galkhauseubisher mit diesen
Wünschen nicht an den Herrn Landeshauptmauuherangetretenist, sondern daß es hier direkt eine
Eingabe der christlichen Gewerkschaft namens der Pctenteu ist.

Stelluertretender VorsitzenderGraf von Fiirsteuberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussionund stelle fest, da sich niemand znni Wort gemeldethat, daß der Antrag des Herrn
Berichterstatters angenommenist.

Wir kommen fudaun zum 22. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Hanshaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnung?-
jähr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

Ich erteile hierzu ebenfalls Herrn Abgeordneten Landrat Miuteu als Berichterstatter das Wort.
BerichterstatterAbgeurducterMinten: Ich habe Ihnen da eigentlich nichts anderes vor¬

zutragen, als was ich Ihnen schon im vorigen Jahre bei diesen, selben Etat vorgetragenhabe und
was Sie auch hier auf Seite 471 genau erläutert finde».

Ich habe weiter keine Ausführungen zu machen.
Stellvertretender Vorsitzender Graf vou Fürstcnberg-Stammheim: ^ch "offne die

Dislnsfion. - Es meldet fich niemand zum Wort. Dauu fchließe ich die Diskussion und erkläre
den Antrag der II. Fachkommission für angenommen.

Wir kommen zum 23. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II, Fachkommission zu dem Haushaltsplau für die Verwaltung
des Landarmenweseus der Rheinprovinz für das Rechnungszahr vom
1. April 1907 bis 31. März 1908.

Hierzu hat ebenfalls der Herr AbgeordneteLandrat Minten als Berichterstatterdas Wort
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Dazu ist nur zn bemerkendaß

sich jetzt zum ersten Male in Einnahme und Ausgabe ciu Betrag aus der Dotat.ousrcnte findet ni
Höhe von 129 565 Mark. Meine Herren! Das find die 30°/°, die ans der Dotatiousreute zur
UnterstützungleistungsschwacherKreise und Gemeindenbestimmtsind.

Weiter habe ich keine Ausführungen zn machen. «n„ .s. s'
Stelluertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wunsch Yierzu

jemand das Wort? ^ Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich die Disknfswn für geschlossn
und den Antrag, der eben von dem Herrn Berichterstattervorgebracht ist, für angenommen.

Wir kommen zum 24. Gegenstandder Tagesordnung: «» <> -^ .
Antrag der II. Fachkommifsion zu dem Haushaltsplan der P°l'ze'str°f-
gelderfouds uud des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds fnr das
Rechnungsjahr vom 1. April 190? bis 31. März 1908

Hier ist ebenfalls der Herr Landrat Minten Berichterstatter,dem lch das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Minten: Meine Herren! Anch hier ist nichts zn bemerken.

Es handelt sich mir um durchlaufende Posten.
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StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Auch hier verlangt,
wie ich sehe, niemand das Wort. — Dann kann ich deu Autrag für angenommenerklären.

Wir gehen über zum 25. Gegcustandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Vrauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907
bis 31. März 1908.

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten von Bemberg-Flamersheimals Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Bemberg-Flamersheim: Zn diesem Haushaltsplan

darf ich mir wohl zunächst eine kurze Bemerkungzu dem Titelblatt anf Seite 473 des Etats
gestatten. Sie finden hier einige Angaben über die Belegung der Provinzialarbeitsanstalt zu
Brauweiler; und zwar weichen diese Angaben für das Jahr 1907 gegen das Jahr 1906 nicht
unwesentlich ab. Die Zahl der männlichenKorrigendenist zwar in derselben Höhe wie 1906 auf
1090 angegeben. Es ist also zn bemerken, daß keine Erhöhung eingetreten ist, und es wird
voraussichtlich uicht eiumal die Zahl von 1090 erreicht werden. Dies hängt damit zusammen,daß
in einer Zeit äußerst günstiger wirtschaftlicher Konjunktur, iu der wir uns jetzt befinden,erfahrungs¬
gemäß, wie das ja auch schon früher beobachtet worden ist, die Zahl der der Provinzialarbeitsanstalt
zu überweisendenBettler, Landstreicher :c. herunterzugehen pflegt. Die Zahl der weiblichen
Korrigenden ist anstatt auf 225 blos auf 195 berechnet. Dies ist eine Folgeerscheinungder
Fürsurgegesetzgebnng, da nach den Bestimmungen derselben, die jungen weiblichenElemente nicht
mehr der Provinzialarbeitsanstalt überwiesen werden. Die Zahl der männlichenLand- und Orts-
arinen ist auf statt 120 wie im Jahre 1906 auf mir 50 augenommenworden. Dies rührt daher,
daß die verbleibende Differenz von 70 dem Landarmenhause in Trier überwiesenwerden konnte,
nachdem dort die Epileptiker fortgenommenund der Anstalt Iohannisthal überwiesenworden sind.
Die Zahl der Fürsorgezüglingcist auf statt 165 auf 150 augcuummeu. Dies wird den tatsächliche»
Verhältnissenungefähr entsprechen.

Wenn ich auf die einzelnenPositionen des Etats komme, so darf ich zn Titel II der
Einnahme bemerken,daß jetzt an Pflegekosten12 045 Mark weniger angesetzt sind. Dies hängt
im wesentlichen damit zusammen, daß, wie eben schon bemerkt, die Zahl der der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu überweisenden Land- uud Ortsarmen mit 70 weniger angenommenwurden ist.

Hinsichtlich der übrigen Positionen darf ich Ihre Aufmerksamkeit wohl einige Augenblicke
auf Titel I, 19 der Ausgabe richten. Sie finden dort die Bezüge und Ncbeubezüge der Anstalts¬
aufseher und Werkmeisterim einzelnen angeführt. Hierzu muß ich bemerken, daß vor kurzem
eine Petition dieser Angestelltenbei der Pruvinzialverwaltung eingegangen ist, die ihre Bezüge
verbessert sehen wollen nnd zwar mit der besonderen Bcgründuug, daß die Lebens- und Teuerungs-
vcrhältnissein Vrauweiler besonders ungünstig wärcu. Eine Aenderung der Besoldungsvcrhältuisse
kam nun aber nach Ansichtder Verwaltung wie auch der II. Fachkommission uicht iu Betracht, da
ja der Vesoldungsplan erst im vorigen Jahre neu festgestelltworden ist. Ebenso schien eine
Teuerungszulagefür eine einzelne Klaffe von Beamten bedenklich.Dagegen ist tatsächlich festgestellt
worden, daß die Mictsentschädigungvon 160 Mark, die den Aufsehern, die keine freie Wohnung
haben, zugestanden worden ist, im Verhältnis zu den tatsächlich gezahlten Mieten etwas zu genug
bemessen erscheint. Es wird deshalb vorgeschlagen, diese Mictsentschädigungvon 160 auf 210 Mark
im Jahre zu erhöhen. Als Folge würde sich ergeben,daß ebenfalls für diejenigen Werkmeister und
Aufseher,welche eine Dienstwohnunghaben, der pensionsbercchtigte Betrag dieser Mietwohnungen
anstatt mit 160, in Znknnft mit 210 Mark einzusetzen wäre.
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Die Anträge, die die II. Fachkommission infolge dieser Verhältnissestellt, finden Sie in
der Drncksache Nr. 54 zum Ausdruck gebracht. Die Gesamtausgaben,die dadurch gegen den Etat
mehr eingestellt werden müsseu, belaufen sich ans 1800 Mark im Jahre.

Im übrigen schließt der Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt,zu dem sonst nichts Besonderes
zu bemerken ist, in Einnahme mit 560 000 Mark gegen 556 000 Mark im Vorjahre ab. Zu den
Anlagen des Etats ist ebenfalls nichts Besondereszu sagen.

Ich bitte deshalb, dem Antrage der II. Fachkommission zuzustimmen,der dahin lautet.-
„Der Prouinzillllandtag wolle den vorbezeichnetcn Haushaltsplan mit der Maßgabe
annehmen, daß die Mietsentschädignugder Aufseher und Werkmeistervon 160 ans
210 Mark erhöht und der pcnsionsberechtigte Wert der Mietswohnnngenans 210 Mark
festgesetztwerde.

Der Provinziallandtag wolle ferner genehmigen, daß die entstehendeMehrausgabe
über den Etat hinaus verrechnet werde und, falls die Mehrausgabe nicht ans laufenden
Einnahmen gedeckt werden kann, der Mehrbetrag aus den znr Verfügungdes Pruvinzial-
landtages stehenden Mehreinnahmengedeckt werde."

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag derselben Kommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses
zu Trier.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete von Bemberg-Flamersheim.
BerichterstatterAbgeordnetervon Bemberg-Flamersheim: Zn diesem Etat ist eigent¬

lich nichts besonderes zu bemerken. Die Belegnngszifferbeträgt 430 Kopfe wie im vergangenen
Jahre. Es ist nnr eine kleine Verschiebunginsofern eingetreten, als anstatt 275 Ortsarmen nur
200. dagegenanstatt 155 Landarmen 230 aufgcnommeu sind. Das Resultat kommt also wieder
auf dieselbe Zahl von 430 heraus.

Im übrigen schließt der Etat dieses Hanscs, der keinen Provinzialzuschußerfordert, mit
einem kleinen Uebcrschuß in Höhe von 2500 Mark ab. Die Einnahmen und Ausgaben betragen
151 900 Mark, gegen 153 400 Mark im Vorjahre.

Die II. Fachkommission schlägt Ihnen die unveränderteAnnahme dieses Etats vor.
Vorsitzender Becker: Auch hier scheint einstimmiges Einverständnis zu herrschen. — Ich

schließe die Verhandlung und stelle das fest.
Wir kommen zum .

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohltätigteitsanstalten :c.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete von Bemberg-Flamersheim
BerichterstatterAbgeordnetervon Bemberg-Flamersheim: Zu diesem Ant ist eben¬

falls nur wenig zu bemerken. Er schließt in Einnahme ab mit einem Betrage von 20430 Mart,
dem eine gleiche Ausgabe gegenübersteht. < ^ m «

Das einzig Erwähnenswertewäre vielleicht zn der Einnahme nnter Titel III ^ir ^ zu
sagen. Sie fiuden da den Betrag von 10000 Mark ansgesetzt. Dies ist die lahrliche Summe
der Stiftnng Znr Fürsorge für verkrüppelte Personen, die seinerzeit W 45. Nhe.mscheP,^„z,al-
landtag als Erinnernng an die silberne Hochzeit des Kaiserpaares beschlossen hat. Aus tneser
Stiftnng sind in, vergangenenJahr zum ersten Male Beiträge in Höhe von nngefahr5000 Mark

15
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an 23 Krüppel im Unterstütznngswegeverteilt worden. Die zur Verfügung steheude Summe ist
als» nicht ganz aufgebrauchtworden. Aber es ist hierbei zu bemerken, daß die Stiftung mehr nud
mehr bekannt und mehr und mehr in Anspruchgeiwmmcn wird und daß voraussichtlichder zur
Verfügung stehende Betrag im Laufe des Jahres voll zur Verwendunggelangen wird.

Auch hier schlägt Ihuen die II. Fachkommission die uuveräudcrteAnnahme des Etats vor.
Vorsitzender Becker: Bedenken dagegen scheiueu auf keiner Seite vorhanden zu sein. —

Ich schließe die Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.
Wir kommen zum

Antrag der II. Fachkommission znm Haushaltsplau über die Koste» der
Leitung und Beauffichtignng der baulichen Unterhaltuugsarbeiten, sowie
über den Fonds zur Erneuerung maschineller Anlagen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLaeis.
BerichterstatterAbgeordneterLaeis: Ueber deu Haushaltsplau bezüglich der Kosten für

Leitung uud Beaufsichtigungder baulichen Unterhaltnngsarbeitensowie über den Fonds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in den Provinzialaustalten habe ich folgeudes vorzutragen: Bei den persöu-
licheu Ausgaben sind Mindervergütungeuau einen der Herren Bauleiter iu der Höhe von 400 Mark
eingetreten,dagegen eine Mehraufwendung von 300 Mark entstanden für Reisen, Baurevisiouenuud
Leitungen von Herren der Zentralstelle, insofern örtliche Banbureaus nicht mehr bestaudeu. Diese
Ausgaben schließen daher mit 7500 gegen 7600 Mark des Rechnungsjahres 1906 ab. Bei den
sächlichen Ausgaben sind die durch früheren Beschluß des hohen Hanscs etatsmäßig einznstellenden
60 000 Mark zur Erneuerung maschineller Anlagen in den verschiedenenProvinzialanstalten eingesetzt,
hierzu an sonstigen Ausgaben 300 Mark, ergibt insgesamtMark 67 800. Nachdem die Abrechnung
für das Jahr 1905 erfolgt, weist die Aufstellung vom 25. Februar 190? einen Bestand im
Ernenernngsfonds von 65 371,77 Mark ans, welcher sich wie folgt zusammenstellt:

Bei der Abrechnungim Vorjahr Bestand ..... M. 23276,8?
Hierzu die etatsmähige Bewilligung für das Jahr 1906 „ 60 000,—

ergibt zusammenM. 83 276,8?
Die Ausgaben im Lanfe 1906 und bis dahin betragen „ 17 905.10
Hiernach Bestand des Erneuerungsfonds wie vor . . M. 65 371,77

Meine Herren! Auf meine Veranlassunguud uach weiterer Prüfung der Sache hat sich
die II. Fachkommissionerneut mit der Frage dieses Erueuerungsfonds beschäftigt und habe ich
hierüber folgendes zu berichten: Als das hohe Haus vor 2 Jahren znm ersten Male diesen
Ernenernngsfonds in den Etat einbrachte, fehlten wohl einerseits noch die praktischen Unterlagen
zur richtigen Bemessungder Höhe dieses Betrags, wenngleich anderseitsauch damals schon — durch
Herrn AbgeordnetenOberbürgermeisterMarx — Bedenkenerhoben wurden, welche die Summe von
jährlich 60 000 Mark als zu gering erachteten.

Der vorhin von mir vorgetrageneAusweis eines Bestandes von nur 65 371 Mark für den
Erneuerungsfonds maschineller Anlagen muß uuu tatsächlich als wesentlich zu gering, auch selbst bei
jährlich wachseudeu ähnlichenBeträgen erkannt werden und die II. Fachkommissionmöchte daher,
mit Genehmigungdes hohen Hauses dem Provinzialausschuß in Erwägung geben, für den nächst¬
jährigen Etat anderweiteFeststellungendieses Jahresbeitrags vorzuschlagen.

Wir besitzen eine ganze Reihe heute veralteter nnd auch wohl mehr oder weniger aufge¬
brauchter Maschiueunulagen,welche eines Tages durch notwendig werdende, außerordentlichhohe
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GeldaufwendungenunliebsameUebermschnngeu bereitentonnten, wenn wir nicht rechtzeitigfür die
Beschaffung und Bereitstellungausreichender Mittel zu diesem Maschinen-Reservefonds besorgt sind.

Im Auftrage der II. Fachkommission habe ich sodann zu beantragen:
„Der Provinzillllandtagwolle den Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichenUuterhaltungsarbeitensowie über den Fonds znr Erneuerungmaschineller
Anlagen, in der Höhe von 67 800 Mark genehmigen."

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung uud stelle die Zustimmung des hohen Hauses zu dem Antrage der II. Fachkommissionfest.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission, zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Aufnahme einer weiteren Anleihe für Hoch¬
bauten.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr Abgeordnete Laeis.
Berichterstatter Abgeordneter Laeis: Ueber den Stand der bisherigen 3 Anleihen, die

Irrenanstaltsbauschuld, die I. uud II. Anleihe hat der Herr Landeshauptmann in der 2. Plenar¬
sitzung bereits eingehendberichtet. Sie finden im übrigen alle hierauf bezüglichen Einzelheitenin
der Drucksache Nr. 18.

Die jetzt zu beautrageudeAnleihe wird bedingt
^. Dnrch eine Reihe von Neubauten, Grnnderwerbenusw., deren Ausführungenbereits früher

vom hohen Hanse genehmigt wurden und wozu die Landesbankdie entsprechendenVor¬
schüssegeleistet,

L. Durch neue Bauausführungen, weiter aber auch durch wesentliche, sich als erforderlich
erweisende Erweiternngenbestehender Anlagen, Verbesserungen in den maschinellenAnlagen
und dergleichen.
Ueber die Summen im einzelnendarf ich wohl wiederum auf die Aufstellungenm der

Drucksache18 Bezug uehme» und nnr knrz berichten, daß unter die ausgeführtenoder in Ausführung
begriffenen Anlagen fallen
der Neubau der Provinzial-Fürsorgeanstalt Hails Fichtenhain,
der Neubau der Provinzial-Blindencinstaltin Neuwied mit Nebengebänden sowie Nen- uud Ausban

der Provinzial-Tanbstnmmcuanstaltdaselbst, . .
ein Betrag von 259 000 Mark für Erweiternngen und Umbauten an den verschiedenen Provmzial-

Taubstummcnanstllltcn,
die Neubauten der Pruvinzial-Hcbammenlehranstalteuin Elberfeld uud Cöln,
ein Mehrbedarf von 420 000 Mark zum Neubau der Heil- und Pflegeanstalt Iohanuisthal.
die Kosten für die Erweitnngsbauten der Museen Trier und Bonn mit 30000 bezw, 500 000 Mark,
weiter die Bauausführung der Verbrechcrstationuud sonstigerErweiternngsbautenm Brauweiler

laut den Beschlüssen des 46. Provinziallaudtages und endlich , , .. . ,.< ^
zur Deckung eines Restbetrages von 12 039 Mark aus der Aufuahmeder 2. AnleiheherrHreud.

Die Gesamtsummeder Position ^ ergibt hiernacheinen Betrag von 4 445 773 Mart.
Was nun die Ergänzung dieser Summe von rund 4.5 Millionen zum Betrage von

7 Millionen betrifft, so ist auf Grund eingehender Prüfungen der in Betracht kommenden Ver¬
hältnisse festgestellt worden,daß behufs Uebersicht des notwendigen Geldbedarfsfür die uachsten Jahre,
weiterhin nm eine zweckmäßigeEiuteilung der Arbeiten herbeiführen zn können, em weitererAnleihe-
betrag erforderlichgewordenist.

15*
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Es sind diese weiteren Mittel bedingt teils durch die — inzwischen vom hohen Hanse
bewilligten — Erweiterungsbanten, teils zur Ausführung der ziemlich erheblichen Ausbauten an
Oekuuomiegebäuden, maschinellen Anlagen uud dgl, in Andernach,Bonn, Düreu, Grafenberg, Merzig
nnd Brauweiler, und wobei in der Anstalt Auderuachein Mehrbestand von 50, in Bonn ein solcher
uon 140 Plätze» oder Betteu durch diese Vergrüßeruugeuerzielt wird, ferner bedingen die Errichtung
vuu Wohnungen für Austaltsärzte, Beamte und Angestelltein Provinzialanstalteu einen Betrag von
450 000 Mark und endlich werden zur Deckung von Bauzinsen rund 227 000 Mark benötigt, da
sich unter den vurbenmmtenund in der Drncksache 18 im einzelnenzusammengestellte« Bauwerken
eine Reihe vuu Ausführungen befindet, deren Kosten zuuächstnur schätzungsweise ermittelt werden
konnten.

Es ergibt sich hieraus ein weiterer Anleihebctragvon 2 554 226 Mark, welcher zusammen
mit der unter ^ genannten Summe von 4 445 774 Mark den Gesamtbetrag von 7 Millionen
ausweisen. Auf Grund dieser Ausführungen und mit Bezug auf die Drucksache 18 habe ich namens
und im Auftrage der II. Fachkommission zn beantragen:

„Der Provinziallandtag wolle
1. sich mit dem Inhalt der Vorlage, insbesonderemit den darin aufgeführte« Aus¬

führungen einverstandenerklären — soweit das nicht bereits geschehen ist — uud
2. den Provinzialausschußbeauftragen, zur Deckung der dadurch entstandeneuund noch

entstehendenAusgaben eine Anleihe in Höhe bis zu 7 Millionen Mark, welche
mit 3 l/2 °/n zu verzinsen uud mit 1^ «/<, nebst den ersparten Zinsen zn tilgen ist,
aufzunehmenund die hierzu erforderliche staatlicheGenehmigungnachzusuchen."

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint nach keiner Seite eine Meinungsverschiedenheit
obzuwalten. — Ich schließe die Verhandlung uud stelle Ihr Einverständnis fest.

Wir treten ein in die Verhandlung des
Antrages der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterVeltmcm,dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterVeltmau: Meine Herren! Den erwähnten Haushaltsvlau

finden Sie auf Seite 643 ff. des Etatsentwurfs. Der Eutwurf weift keine wefeutlichen Ver¬
änderungen gegen das Vorjahr auf. Aus der Summe von 63130 Mark, die als Zuschuß aus
Provinzialmitteln zur Leistung von Zuschüssen für Vereine, welche der Kunst und Wissenschaft dienen
sowie für öffentlicheSammlungen, welche diese Zweckeverfolge,:, ausgeworfen worden ist, sind
27 500 Mark in den vorliegendenEtat eingestellt und der Nest wird zur Unterhaltung des Pro-
vinzilllmuseumsund der Provinzialkunstaustalteuverwandt. Dieser Betrag von 27 500 Mark ist
gegenüberdem Vorjahre nur um 1500 Mark erhöht worden, 1500 Mark sollen als Zuschußfür
den Verein der Altertnmsfreunde in den Rheinlanden dienen. Wie eine Notiz im Etat bemerkt,
hat dieser Verein von Altertumsfreunden in den Rheinlanden seinen Sitz in Bonn, erstreckt aber seine
Tätigkeit über die ganze Provinz. Die von dem Verein herausgegebenenJahrbücher sind das
Zeutralorgau der Rheinische« Altertumsforschung,und es rechtfertigt fich auch dadurch eine Unter¬
stützung aus dem vorliegendenEtat der Provinz.

Die übrigen Posten des Etats, die wesentlich die Besoldung für die Beamten darstellen,
die den Knnstinstitntendienen, haben eine Veränderung nicht erfahren.

Die I. Fachkommission beantragt, den vorliegenden Etatsteil nach den, Entwürfe anzunehmen.
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zmn Wort. - Ich Meße die Verhand-
luug und stelle das Einverständnis des hohen Hauses mit den. Antrage der I. Fachkommyston fest.

Fachkommission zum Bericht des Prooiuzialausschnsses.
betreffend den Antrag des Abgeordneten Kraw.nkel auf Gewahrn
höherer Mittel für die Herstellung und Unterhaltuug oou chanss.erteu

Ber^terstatter ist der Herr Abgeordnete Freiherr von Hammerstein
BerichterstatterFreiherr von Hammerstein: Mm.e Herren Der Geg stand dm

ich Ihnen vorzutragen habe, berührt einen Teil des Provinzmlhanshalts nber d.e "n "ha m.g
Provinzialstraßen und über die Förderung des Gemeinde- uud Kre.swegebanes. ^ch habe muh
lediglich mit dem letzterenzu beschäftigen. . „ ^ >, c^,,- As,«^^,,^.'

Es ist den Herren bekannt, daß in. vorige.. Proviuz.allandtage
KrawinkelfolgendenMtrag gestellthat: - Der Herr Präsident w.rd nur wohl erlauben.:hn h.er
vorzulesen —:

Der Provinzillllandtag wolle beschließen: ^„ll„«. wn,
..Der Pr!vinzialansschnß wird ermächtigt,für die Herstellnng und UntnMu
chanssierten Wegen. Uebernahn.e solcher in Pr"vi'W"lverwaltnng. Gwah m.g von
Bei lfen zmn Kreis- nnd Ge.neindewegeban alljährlich weit größere M. e al b h

,. d^ Haushaltsplan der P^lv^ ^ ' ^^
zunächst für das Rechnungsjahrvom 1. April 190? d.s c^l. ^carz
eine Million Mark." . ,, >.; U,i^na dem

Auf Vorschlagdes Herr.. Abgeordnete.. Geheimrat
Provinzialansschußals Material überwiesen. Der Provinz.alansschnßb« "' ^ "^ ^^,
Hause darüber Bericht erstattet, was er mit dem Antrage Krawmkelgemach hab. Das Ergebms
ist. aß der Antrag Krawinkelvom Provinzialansschußn'Ht bemcks.cht.gt rde 'st.

5ur Bearünduna dieser seiner Stellungnahme hat der Prov.nz.alausschnß .n der Ha. p

sache ang^rt d^" zm Uuterstützungdes "^m ^«bew^
baues ausgeworfeneBetrag für das gegenwärtigeBedürfms M «W^esst« zu erachten ^ (H^
hört!!) Die Begründnng des Provinzialansfchusseskritisiert den An rag ...3 Absch.ttem^
den be den ersten, in denen zu der Frage der Neuherstellnngchanssierter W e . d er F ag
weiteren Ueb ena me von chanssierten Wegen anf die Provn^z Stellnng ^°"° «^ t. °^
mich hente nicht befassen, weil die Kommission die beiden Pmllte ««hr °der >°en er f^

Dagegen bedarf die Frage, ob wirklich ein Bedürfms ^erstarkm^
des Fonds für die Unterstützung des Gemeinde- nnd Kreiswegebm.es n.cht "ü ' °^°H«'W ^

Die Vedürfnisfrage ist vom Provinzialansschußverne.nt worden, wn. der ^e
Drittel der an den Fonds gestellten Fordernngen habe ent prochen w^m konmn. ^ct
mit einigen Zahlen belegen. Iu den letzten fünf ^«n ^ ^^
der Forderungen berücksichtigtworden Iu den ^",s"' ^ "' ' ^ ^ Nebersicht
spanne hat die Provinzialverwaltung dem Hanse ezuM) er e ngegaM 3^,^ ^^,^^
in den letzten Etats gegeben -su.d gefordert bewilligt ist. gibt
sind 4 337 000 Mark, also 30 <> Schon .e Tatsach. daß tuapp "' ,^^^,^ ^„„^,„t,
doch zu denken,ob wirklichdas Bedürfms so ger.ng war. ^^ K„«n!
Er hat gesagt die weiteren uns zugegangenenAnträge waren mcht begründet. Me.ne Herren.
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Die Kommission ist nicht in der Lage gewesen, die einzelnen Anträge nachzuprüfen. Ihr stand das
Zahlenmaterial in den Einzelfallen nicht in dem Maße zur Verfügung, daß sie die abgelehnten
Anträge nachprüfen konnte. Außerdem fehlt während der kurzen Landtagsdauer die nötige Zeit für
wirklich gründliche Nachprüfungen,ohne die die Ausführungen der Verwaltung nicht widerlegt werden
können. Ich glaube aber trotzdem,daß die ganz allgemeine Behauptung, die Mittel des Wegebau¬
unterstützungsfondsseien allsreichend,nicht aufrecht erhalten werden taun. Die Herren müssen sich
klar machen, daß die Anträge an den WegefondsL — um den handelt es sich in der Hauptsache
— nicht einfach auf einen Bogen geschrieben und dem Provinzialansschuß vorgelegtwerden tonnen,
sondern daß nach dem Reglement der 90 er Jahre fünf Punkte genau erledigt sein müssen.

Erstens ist eine tabellarischeUebersichtüber die Vermögens- und Steueruerhältuisse der
Gemeinde oder des Kreises, welche Anträge stellen, vorzulegen. Zweitens muß durch einen
Gemeinde- oder Kreistagsbeschlußdie Verpflichtung, den Wegebau iu einer bestimmtenZeitspanne
herzustellen,übernommensein. Drittens ist eine Erklärung des Kreisausschusscsüber das, was der
Kreis für den Weg leisten will, uud eine gutachtliche Acußeruug über die Notweudigkeitdes Weges
als eiues Teiles eines größerenStraßennetzes, also über die Frage abzugeben,ob der Weg lediglich
einem örtlichen Vertehrsbedürfnisoder einem durchgehenden Verkehrsbedürfuisgenügensoll. Endlich
muß ein vollständigesProjekt nebst Erläuternngsbericht und Kostenanschlag vorgelegt werden.

Meine Herren! Diese Vorarbeiten lassen sich nicht aus dem Aermel schüttelnund müssen
mühsam und sorgfältig iu der Regel durch Kreisbeamte geleistet werden. Schon die Tatsache, daß
also diejenigenAnträge, die auf den Fonds L entfallen, so eingehendbegründet sein müssen, gibt
uns eine gewisse Gewähr dafür, daß nicht ganz leichtfertig Anträge gestellt werden. Nun aber
gehen die Anträge zunächst vom Landrat an den Herrn Regieruugs-Präsidenteu uud erst von dort
an die Provinzialverwaltung. Es ist doch kaum anzunehmen,daß die Herren Regierungs-Präsidenten
gänzlichunbegründete,sachlich also nicht gerechtfertigte Anträge in den Mengen, also Zu 70 "/» der
gefordertenSumme, hier au die Provinzialverwaltung richten werden. Wäre das wirklich der Fall,
so hätte die Provinzialverwaltung den einfachen Ausweg, die Herreu Regieruugs-Präfidentenzu bitteu,
daß sie den Landräten die gewissenhafte Befolgung der bestehenden Vorschriftenzur Pflicht machen,
um der Provinzialverwaltung unnützeArbeit zn ersparen.

Meine Herren! Dann wurde als Gcgengrnnd gegen die behauptete Unzulänglichkeit des
Wegefonds am Montag hier von diesen: Platze aus geltend gemacht — es steht übrigens auch in
der Drucksache Nr. 23 —, daß von den bewilligtenBeihilfen im Oktober 1 200 000 Mark noch
nicht abgehobengewefen seien. Wir haben aber knrz darauf gehört, daß diese Snmme sich in fünf
Monaten, vom Oktober bis jetzt, um 600 000 Mark verringert hat. Wenn also die Hälfte des
nicht abgehobenenBetrages in den fünf Wintermonaten verbraucht ist, so kann meines Trachtens
nicht angenommenwerden, daß die Tatsache der Nichtabhebunggegen das Bedürfnis nach Erhöhung
der Mittel des Fonds spricht. Im übrigen sind ja die Grenzen für das Abheben durch das
Reglement gezogen, und der Provinzialausschußist eventuell in der Lage, znweitgehenden Hinaus-
zügerungender Abhebung einen Riegel dadurch vorzuschieben, daß er die gewährte Beihilfe wieder
zurückzieht.

Dann, meine Herreu, möchte ich zum Nachweiseder Notweudigkeiteiner weitergehenden
Förderung des Wegebaues die Tatsache anführen, daß in den verschiedenen Provinzen unseres
Vaterlandes die Zunahme der Länge der Kunststraßen eine größere, insbesonderein der eiueu
Provinz, die ich als Beispiel heranziehenkann — das Material für die anderenhabe ich mir nicht
beschaffen können — eine sehr erheblich stärkere gewesen ist, als im Rheinlande.
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Ich darf cmch da mit einigen Zahlen aufwarten. Im Jahre '«7« - «lsu nach Erlaß
der Dotatiousgesetze.nach Uebernahme der sogenannten Bezirksstraßen ,n d.e Unterhalt.«.«, der
Provinz - betrug die gesamte Lauge der Kuuststraßeuim Rheiulaude 7664 Km m der Prov.nz
Hannover 9044 1cm, Von. Jahre 1876 bis zu». 1, April 1900. also ... 24 Jahre,, ch .e
Straßenlänge gestiegen in Hannover auf 15 924 1cm. alfo eme Zunahme von 66 °. nn Rhe -
lande auf 1011? Km. also eiue Zmmhu.e von 32«/°. Meine Herren! Das ^t "er Zu-
nah.ne der Einwohnerzahl, mit der Zunahme der Stenertraft m d.eseu be.deu P^M " ^
leinen. Verhältnis. Die Eiuwohuerzahldes Nheinlandesist über dop^lt so groß ,me d Cmw hm.
zahl von Hannover, uud daß die Rheinprovinzvon allen Provinzen den größtenBetrag an du
Staatsstemrn auszuweisen hat. ist den Herren allen bekannt. Auch ... der Pr°vu. B ndenb.
hat sich gerade in diesem Jahre der Proviuziallaudtag mit der Frage passen >n se, ob das
Bedürfnis nach Herstellnng besteinterKreis- und Gemeindewege m.t ^e" bisher dmch den Hm.
haltspian der Provinz bereit gestellten Mitteln befriedigt werde., anu, D.ese Fra st nwm.
der Proviuzialansschnß hat die Summe vou 600 000 Mark, d.e b.sher ... Vrandmb b^
war. ans eine Million Mark erhöht. Der Herr Ober-Präsident der Provmz Brand n.ng hat ...
der Rede, mit der er den Laudtag eröffuethat. diese Erhöhung .^ .

Meine Herren! Das wären indirekte Beweise,
schwer wiegen. Aber ich kann Ihnen zur Förder.mg des Gemeu.de-uud Kre.^
wei Krön engen ans dem Hause die Notweudigkeit d« Erhö ung der M.ttel ^

ich, nicht so leicht zu widerlegensind. Der erste Kronzenge'st/'" « verehrtes M e^rH
Geheimrat Klein der. wie Sie wisse., zu den. Antrage Kmw"M m ^^
lau e Rede gehalten hat. dnrch welche sich wie ein roter Fadeu d.e

hindurchzieht daß ein dringendes Bedürfnis znr Ergänzung der Mittel ?« " K e.^
Wegebaubesteht. Wenn der Herr Präsident gestattet.
Rede des Herrn Geheimrat Klein wörtlich wiedergeben. Auf ft"e " e sm graph.M ^e
richtes über die Landtagsverhandlnngenim Jahre 1906 finden ^^ f" ende W te ^ch l e d

große Bedürfnis, das auf diesem Gebiete sich fand, niemals vertan.. ^^ « "'^ h^ ^
nach einer Mm, gesncht' Die Verhältnissein dieser Hmficht agen ab " ^'^ MmB°^
besonders schwierig, weil die Entwickeluug des öffentlichen Wegebauesh.er temen güust.gen Merlans

'"^E^weiter sagte der frühere Herr 2andeshanpt.na.nn Ich war M — wrch^
daß die Zustände auf diesen. Gebiete unbefriedigendfeim
m. habe ich stets nach einem Anskunftsmittel gebucht, dich Abh. fe ohne '°ße ^ g

Provinzialbndgets herbeizuführen. Auf Seite 118 a. a. O e. ^H ^ ^^'h t, nud
welcher fast bei jeder Sitzung des Provinziallandtages Nnl ß ^Ds»^^ ^
welcher die Quelle neuer - ich muß hiuzufügen- nicht "^rech '3 «^ ncdeul^ '
Proviuz bildet. Es steht fest, daß zahlreiche Ge.ne.nden be: uns w d« d,e technischen )
finanziellenKräfte haben, nm der ihnen°bliegeuden Wegeban ast ^ ^ ^ ,^.„,

Weiter auf Seite 119 a. a. O.: H.erzn .st allerdings °"' "'°^/^^^^^ daß die
erforderlich,nnd endlich anf Seite 120 Ich

^ 2.2^3-^ ä^ruch !^
^^nrr:^da?iN^^ 'i, mein! Herreu.
weit maßgebendersein wird als solche Berechnungen.
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Der frühere Herr Landeshauptmann schloß seine Ausführungen damit, daß er den Wunsch
aussprach, der Provinzialausschuß möge auf Grund der Ueberweisuugdes Antrages Krnwinkclals
Material demnächst dem Landtage eingehende Vorschlägemachen über die systematischeUnterstützung
des Kreis- und Gemcindewegebauesauf eiue längere Dauer von Jahren hinaus, vielleicht unter
fchärfererHeranziehung der Kreise auch zum Gemeiudewegcbau,

Meine Herren! Das war unser früherer Herr Landeshauptmann, Aber auch der jetzige
Herr Landeshauptmann hat iu unserer letzten Tagung die Frage, ob die Mittel des Wcgebaufouds
Zu erhöhe« seieu, sehr bestimmt bejaht. Ich darf auch hier kurz verlese», was er ausweislich des
stenographischen Berichts gesagt hat: „Aber was den Antrag Krawinkelbetrifft, eiue Million mehr
in den Haushaltsplan einzustellen. , , . (Zuruf: Ueberhaupt eine Million!) — überhaupt nur
eine Million? (Zuruf: Auf eine Million zu erhöhen!) . , , . Also Zu erhöhen auf eine Million,
um rund 300 000 Mark, so kann ich ja sagen, für die 300 000 Mark liegt gewiß in ärmeren
Kreifen ein Bedürfnis vor. Wir würden für die 300 000 Mark auch gewiß eine sehr gute Ver¬
wendung finden, das wäre eine nützliche Anlage. Aber im Moment haben wir kein weiteres Geld,
Das liegt lediglich in der Hand des Landtages, ob er 300 000 Mark mehr zur Verfügung stellen
will oder nicht. Ich will bemerken,das ist rund gesagt '/»°/<> der Steuern. Wenn der Landtag
dieses halbe Prozent znr Verfügung stellt, kauu die Verwaltung es ja nur mit Freuden begrüße».
Wir werden das Geld nützlich verwenden können, (Beifall.) (a. n, O. 113,)"

Meine Herren! Soviel Znr Frage des Bedürfnisses. Nun ist es ja sehr schön, wenn das
Bedürfnis anerkannt wird' aber abgeholfenwerden kann ihm nur, weun wirklich Mittel zn seiner
Befriedigung vorhanden sind.

In dieser Beziehung, meiue Herren, muß ich auch etwas historisch ausholen. Im vorigen
und vorvorigenJahre ist wiederhulentlich gesprächsweise, uud ich glaube auch im Plenum, die An¬
sicht vertreten worden: die Tätigkeit der III. Fachkommissionim Punkte der Unterstützungdes
Gemeinde-und Kreiswegebaucswäre ein Wettlauf der Armut um ein Almosen von der Provinz. Im
Zusammenhangedamit wurde behauptet, daß die Proviuzialverwaltuug auf diefem Gebiete schon
seit Jahren eine weitgehendeMnnifizenz gegenüber den finanziell weniger günstig gestellten und
wirtschaftlich weniger entwickelten Gebieten der Provinz ausübe. Ich glaube, meine Herren, diese
Ansicht ist nicht ganz zutreffend.

Wie ein Blick in den Haushaltsplan der Provinzialstraßenverwaltuug lehrt, ist dort auf
Seite 552 unter II 1s, als Zufchußaus der Dotationsrcnte nach den §§ 1, 2 und 4 Abs. 1 des
Dotationsgesetzesvom Jahre 1875 der Betrag von 440 000 Mark vereinnahmt. Im Spczialetat
für den Fonds zur Unterstützungdes Kreis- und Gcmeindewegebaucssind 350 000 Mark, also ^/»
obiger Summe in Einnahme gestellt. Die Mittel für Fördernng des Kreis- und Gemcindewege¬
baues stammen also bis zum Betrage vou 350000 Mark aus dem Dotationsgesetzvon 1875.
Dieses Dotationsgesetzsagt in ß 4 wörtlich: „Die Mittel werden überwiesen erstens, zur Für¬
sorge für den Neubau von chaussierten Wegen", — das ist bisher geschehenmit 90000 Mark —
„und zur Unterstützungdes Kreis- nnd Gemeindewegebaues".

Ich habe die Etats der Provinz durchgesehen vom Jahre 1876 an und habe darin
gefunden, daß im Haushaltsplan der Straßenverwaltuug ursprünglich 175 000, dann 190 000,
dann 237 000, dann 250000 uud endlich von 1890 bis zur Gegenwart 350000 Mark für die
Uuterstlltzuugdes Kreis- uud Gemcindewegebauesiu Einnahme gestellt sind. Und daraus, meine
Herren, daß iu dem Titel: „Kreis- nnd Gemeindewegebau"sich niemals ein Einnahmeposten aus
Provinzialabgabeu befundenhat, fchließe ich, daß seit dem Jahre 1876 der Provinzialausschuß uud
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mit ihm der Provinziallandtag auf dem Standpunkt stand: was wir hierfür leiste», geben wir in
Erfüllung der im Dutationsgcsetzuns auferlegtenPflicht,

Außer diesen. Gesetz, meine Herren, ist im Jahre 1902 das Ihnen bekamte »ene
Dotationsgesetz ergangen, welches den Provinzen wiederum neue Mittel (rund 740 000 Mary
zuwies, und zwar zur Erleichterung ihrer eigenen Armenlast und znr Unterstützung von leistuiW-
schwachcn Kreisen uud Gemeinden auf dem Gebiete des Armen- und Wegewesens Nach dem
Reglement, das im vorige,, Jahre zur Ausführung dieses Gesetzes hier im Pr°°U'Maudtage fest¬
gesetzt ist. wurde von der neneu Dotation der Betrag von ruud 300000 Mark den, Fonds zur
Unterstützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues zugewieseu. so daß dieser ,m ganzen mit Anisen
ruud 660 000 Mark beträgt. . ^. >>

Also, meine Herren, alles, was bis jetzt auf dem Gebiete der Unterstützung des Gememde-
uud Kreiswegebauesgegeben ist. das hat - selbstverständlich in sehr dankenswerter Weise - tue
Provinz gegeben nicht ans reiner christlicher Nächstenliebe,sondern nach meinem Dafürhalten m
Erfüllimg einer ihr gesetzlich obliegenden Verpflichtung,(Sehr richtig!) Die Summe belauft ich
seit 1876 in. ganze» auf 8.4 Millicme». also für 30 Jahre. Dieser Bewilligunggegenüber habe»
allem in den letzten 12 Jahren - ans der frühere» Zeit tonnte ich es nicht feststellen - die
Forderungen 11.4 Millio»en betragen. Also das. was in de« 30 Jahren gegeben ist. hat noch
nicht ausgereicht,um zwei Drittel der Fordenmge» für die letzte» 12 Jahre zu befriedigen.

Den. gegenüber. mei»e Herren, möchte ich darauf hiuweiseu.daß die Provmz Hauuovr
iu derselbe» Zeit durch Niileihe» 16.5 Milliimeu zur U.iterstützuugdes Kreis- uud Geme.ndewege-
banes nach einer mir hier vorliegenden Anfzeichnuug des Lmdesbaurats NesfeniUsverwende h°
nnd außerdem alljährlich verfügbare Mittel. Wen» Sie diese 16.5 Millionen Mit b^° verzm '
.ind amortisiere», so er ibt das ei«e Iahresbelastuug von 825 000 Mark a»f "undeste» 30
35 Jahre. Also die viel wemger leistm.gsfähige Provmz Hauuover, die chon "" I«h' ^° m
viel größeres Straßenmtz hatte als wir, gibt erheblich mehr für den Kreis- uud Gememdewegebau
aus als unsere Rhemprovmz. . ^ .. <« - m ^..^..l,»^

Weiter, meine Herren, darf ich nochmals darauf zurückkomme»,daß " P^"^^
de» Betrag zur Förderung des Kreis- und Gemeindewegebaues auch um 400000 Mart auf eme
Million Mark erhöht hat. ^ . . c>„„5.-> ,,,^

Nuu, meme Herre», wird »us eutgegeugehalteuwerdeu, was d°/« dem Fmds M
Unterstützuugdes Kreis- und Gemeindewegebaues steht, ist nicht alles, was wir tun. Denkt m d

Bezirksstraßen. Die Vezirksstmße» koste» der Provmz jährlich »ngefähr 3 MMone» M
Uuterhaltuug, diese Vezirksstraßeutrageu deu Rechtscharakter von G«^wege» und '^
ist das, was wir «r die Bezirksstraße»alljährlichausgeben,mich eme ErfM.ng "°" «"^M«l>"''
die wir bei Enipfm.g der Dotation übernommenhabe». Wir tu» viel ^hr, wie m müssen

Meme Herreu! Dem widerspricht zmächstdie Wortfassnngdes D°tatwn^
Ih»e» bereits wörtlich nntgeteilten Paragraphen 4 Nr. 1. der von
uud Gemeindewegebanes spricht, ist vou deu ..Bezirksstraßen"iiberhaupt nicht d' Rede °bwoh
Gesetzgeber der Begriff u»d das Wort „Bezirksstraße«"bekamt wäre» dem b° diese au ad
St lle des Gesetzes im 8 19 erwähut. wo von de» Verpflichtmgendes Staates bezw der Provmz
^ BaMW^ Rede ist. d. h. also vou der Berpflichtuug zur Hergabe der Proomzial aubeamten
ur Ueberwachuug »ud Leit»»g der Bau- ..»d Uuterhaltmgsarbe^

Die Bezirtsstraße» haben ihre Rechtsbasis in einer Kabmettsorw von W9 emem
Ministerialreskript von 1816. i», Chansseegeldtarifvon 1819. weiter .» der Kabmettsorder vo»
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1822, und endlich sind in den zwei vom Könige erlassenen Regulativen aus den Iahreu 1841 und
1855, Nach dem Regulativ von 1841 fällt die Unterhaltung der Bezirksstraßen den Bezirks-
straßeufouds zur Last, und kann au die Gemeiudeu zurückfalle»,weuu durch einen Beschluß der
Pruvinzilllstände mit königlicherGenehmigung die Streichung einer Straße aus der Liste der
Vezirksstraßeuerfolgt ist. Das Reglement von 1855 bestimmt allgemein: Die Bezirksstraßenfonds
haben die Rechte öffentlich-rechtlicher Korporationen. Also es wird eine Rechtsperson als Träger
der Unterhaltungslast für die Bezirksstraßen geschaffen. Die Mittel, die in diese Fonds hinein¬
flössen, zog der Staat ein durch Zuschlägezu den Steuern, die ans Grund der genanntenRegulative
und Kabiuettsurders erhuben wurden. In die in unserer Provinz vorhandenen Bczirksstraßeufunds
flössen 2—5 "/« der direktenStaatssteuern. Die Zahl 2—5 habe ich auch aus dem Regulativ
von 1855 entnommen.

Hiermit, meine Herren, glaube ich gezeigtzu haben, daß eiuuial rechtlichdie Bestimmungen
der Dotntionsgesctzevon 1873 und 1875 nicht ohne weiteres ans die Bcrirtsstraßeu Auweudung
zu erleide» habe», und daß znm anderen die Uebernahme der Vezirksstraßeuiu die Proviuzialvcr-
waltnng nicht eine Mnnifizenz der Provinz gegenüber den Gemeinden war. Vielmehr wnrden die
Beiträge, die bisher die einzelnenEinwohner der Provinz an die Nezirksstraßeufoudsentrichtet
hatten, nunmehr an die Proviuzialkasseeinrichtet, sie nahmen den Charakter von Prnvinzialabgaben
an, ihr Verteilungsmodus wurde ein anderer.

Aus der Rede des Herrn Geheimrat Klein vom vorigen Jahre habe ich ersehen, daß die
Summe, die derzeit bei Uebernahmeder Vezirksstraßenauf die Provinzialvcrwaltung an Stelle der
Beiträge an die einzelnenVezirksstmßenfvndsiu die Kommuunlkasse der Provinz abzuführen war,
12°/» des derzeitigenProuinzialsteuersullsbetrug. Meine Herren! Wenn man die Protokolle über
die Verhandlungendes Landtages aus dem Herbste 1875 nachlieft,so findet man, daß in etwa 10
Seiten die gauzeu Verhandlungenniedergelegt sind, durch die damals die Provinz diese 12«/« Steuern
übernahm. Weun die Proviuzialvertretuug und -Verwaltung darin eine vollständige Muuifizenz
gegenüber den Gemeinden gesehen hätte, ich glaube, man wäre nicht so schnell und glatt dazu
gekommen, diese 12 "/» Steuern zu bewilligen.

Nun, meine Herren, hätte es ja nahe gelegen, ans Grnnd dieser Ausführungen in der
Kommissiondeu Antrag Krawinkelohne weiteres wieder aufzunehmennnd das hohe Haus zn bitten,
schon in diesem Jahre den Betrag von 660 000 Mark, wie es im vorigen Jahre geschehen ist, auf
eine Million zn erhöhen. Meine Herren! Das hat die Kommission nicht getan. Sie hat geglaubt,
dafür sorgen zu mttsfeu,daß den Mitgliedern des Hauses eiu wirklich gründliches Material vorgelegt
wird, auf Grund defscu einmal festgestellt werden kann, was die Provinz bisher für die Vezirks¬
straßeu und für die Prouinzialstraßen in den einzelnenTeilen der Provinz ausgegeben und was
sie anf der anderen Seite für den Kreis- und Gemeindewegebaugeleistet hat. Das soll dann mit
den Leistungenanderer Provinzen verglichen werden, um eben zu zeigen, daß vielleichtauf diefcm
Gebiete unsere Nheinpruvinz nicht gauz an der Spitze marschiert. Weiter, meine Herren, ist iu
dem Autrage unter II vorgeschlagen,eventuell uach dem Ausfall der Erhebungen zu I ein neues
Reglement über die zukünftige Unterstützung des Kreis- nnd Gcmeindewegebausauszuarbeiten.
Diefer Gedanke beruht darauf, daß der Herr Landcshauptmcmnin der Sitzung am Montag erklärte,
die Bestimmungendes gegenwärtig giltigcn Reglements wären ihm in manchenPunkten hinderlich,
um die Verteilung der Fonds, so wie er es wünschte, nach dem Bedürfnis vorzunehmen. Drittens,
meine Herren, fagt der Antrag, es sollen, wenn auf Gruud der statistischen Erhebungen zn I, wie
auf Grnnd der eventuelleu Festsetzung eines neuen Reglements zu II ein wirkliches Bedürfnis nach-
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gewiesen ist, diesem Bedürfnis entsprechend schon im nächsten Haushalt neue Mittel oder höhere
Mittel eingestellt werden als bisher eingestellt waren.

Meine Herren! Damit geht der diesmaligeAntrag der Kommission lange nicht so weit,
wie der vorige. Es ist zunächst wiederumvoll und ganz in die Hand des Proviuzialausschusses
gegeben, was er auf dem Gebiete des Kreis- und Gcmeindewegebnues zu leisten gewillt ist und
was er im Interesse der Provinz für nötig und nützlichhält. Aber es soll eventuell durch die
Aunahme des Antrages schon darauf hingewiesen werden, daß im Falle eines nachgewiesenen Be¬
dürfnissesschon in, nächsten Hanshaltsetat entsprechend höhere Mittel bereit gestellt werden tonnen.
Es handelt sich hier um ein wirtschaftlichesBedürfnis. Die Aufwendung von Mitteln für den
Verkehr zur Befriedigung einer wirtschaftlichenForderung ist mehr oder weniger eine prodnltive
Kapitalanlage, Je eher diese Anlage gemacht wird, um so eher rentiert sie sich durch wirtschaftliche
Hebung der zurückgebliebenenTeile unserer Provinz.

Meine Herren! In den ärmeren und entlegenerenGebirgskreisenleben auch fleißige,
strebsame Einwohner, die ebenso gerne ein Plätzchenau der Sonne des wirtschaftlichenAufschwunges
erlangen möchten,wie die Bewohner der besser entwickelten, wirtschaftlichfortgeschrittenenTeile der Provinz.

Ich hoffe, daß, wenn der Provinzialausschuß und die Herren der Landesvcrwaltnngui
dein neu bewilligtenAutomobil demnächstihre Reisen antreten können, sie auch einmal die un¬
wirtlichen Gegendenmit den schlechten Wegen anfsucheu, und da ja ein ziemlich hoher Unterhaltungs-
fouds vorgesehen ist — ich glaube 10 000 Mark — so werden vielleicht ans diesem auch diejenigen
Unfälle an der Maschine selbst bestritteuwerden können, die gewiß in den ersten Iahreu auf den
schlechten und holprigen Wegen in den bergigen Teilen der Provinz nicht ausbleiben können, (Sehr gut.)

Ich bitte Sie im Namen der III. Fachkommission, den Antrag - dem, wie ich übrigens
bemerken will, nur ein Kommissionsmitglied widersprochen hat - anzuuehmenund dadurch neue
Aussicht auf eine günstige, zukünftigeEntwickelung des Kreis- und Gemeindewegebaues zu eroftnen.
(Lebhafter Beifall).

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann vi-, von Renvers: Ich möchte nur eine kurze Bemerkung hmzufuge".
Es bestehtmeines Erachteus ein nicht zn lösender Widerspruchzwischen der Aussafsuug

des Proviuzialausschussesund der Verwaltung einerseits und der Fachkommission andererseits. Die
Provinzialverwaltuug ist der Auffassung,die Summe, die bisher zur Unterstützungdes Gemeinde-
Wegebauesim Etat steht, reicht aus, wenn die Anmeldungenin gewissen und vorsichtigen Grenzen
gehalten werden; sie reicht allerdings nicht aus. wem, wie es geschieht, die AnmeldungenMs ms
unendliche gehen. Auf die Zahlen gehe ich jetzt nicht ein, die habe ich ,a neulich alle genam,
Die Fachkommission hat sich dahin schlüssig gemacht zu erkläre»,eiu Bedürfnis nach emer gropreu
Summe ist doch vorhanden,uud hat sich auf deu Staudpunkt gestellt, wenn ihr wemger A,,M-
duugeu bekommt, als ihr eigentlich erwartet, dann liegt es nicht darau daß em ^MtrMs '.^
vorhanden ist, sondern das liegt daran, daß die Gemeinden nicht in der Lage s.nd,
von zwei Dritteln gegenüber dein einen Drittel anfznbringen. Setzt ihr erst einmal die Geg n-
leistung der Provinz - wie gestern iu der Kommifsiou hervorgehoben worden^ ^ «uf " ode
noch mehr Hexans, dann wird sich schon zeigen,wie groß das Bedür ms m der Provinz ist, dann
werdet ihr Aumeldnngengenug bekommen. Ann.eldnngen.die die Mgen bei weitem u ersteigen.

Meine Herreu' Das bezweifeltuiemaud. Weuu wir anstatt em Drittel °/.o oder /4
der Beihilfen geben, dann möchte ich allerdings glcmbeu, es liegt sehr im Interesse der Gememden
das eine Viertel irgendwieaufzubringen,dan.it sie die °/< bekommen. Ich glanbe. daß die Herren

16*
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ganz recht haben, wenn wir in dieser Weise vorgehenund den Fonds erhöhen, daß dann auch die
Anmeldungenentsprechend erhöht werden. Aber ich sage, wie die Sache jetzt liegt, ist zwischen der
Verwaltung und der III. Fachkommission eine Auseiuandersetzung,die zu einem Resultat führen
kann, kaum möglich. Es kaun der Verwaltung nur recht sein, wenn die Erhebungen, die seitens
des Herreu von Hammerstein angeregt worden sind, gemachtwerden. Ich hoffe, daß wir auf
Grund dieser Feststellungenim nächsten Jahre uns auf irgend einen Boden znsammen finden und
einigen werden, (Bravo.)

Ich bin also der Ansicht— und ich glaube, dariu stimme ich mit den Herren des
Provinzilllausschusfesüberein —, daß die Ermittelungen nur in beiderseitigem Interesse liegen und
erwünscht sein können. (Zustimmung und Beifall.)

Nur eine Bemerkung darf ich noch hinzufügen. Herr von Hammersteinhat ausgeführt,
die Provinz hätte in den letzten Jahren, ich glaube von 1893 ab nur rund 8 Millionen für den
kommunalenWegebau gegeben. Ich möchte diese Summe nur dann auerkeunen,wenn es sich um
deu ^« uud L-Fonds handelt; dann wird die Summe stimmen, aber ich wiederhole,wir geben
ganz andere Summen für deu kommunalen Wegebau. Ich vertrete immer den Standpunkt — den
hat die Verwaltung mich früher vertreten —: die Unterhaltung der Vezirksstraßen ist auf die
Gemeindeuuterstlltzuugauzurechncn. Unsere alten Bezirksstraßen sind von den Gemeinden als
Gemeindestraßenauf Gemeindekosten gebaut worden. Als die Verbände entstanden, da blieben die
Straßen, was sie waren: Gemeiudestraßeu,und die Staatsverwaltung hat nur die technische Aufsicht
uud Leitung übernommen, die Unterhaltung der Straße wurde nach wie vor von den Gemeinden
geführt. Nachdem aber auch die Provinz die Vezirksstraßenübernommen hat, sind die Straßen
realiter und rechtlich nichts weiter als Gemeindestraßengeblieben.

Ich darf daran erinnern, wie hätten wir sonst Abgaben als Vorausleistung erheben
können, wenn es nicht große Gemeindestraßengewesen wären. Von Staatsstraßen und Provinzial-
straßen durften wir das nicht. Wir haben es nur gcdurft, weil es eben Gemeindestraßenwaren.
Dann liegt auch eiu Erkenntnis des Oberverwalinngsgerichtsvom Jahre 1895 vor, das ausdrücklich
sagt, diese Bezirksstraßenkönnen jeden Tag von dem Provinziallandtag wieder als Gemeindestraßen
erklärt werden, und die Straßen fallen dann wieder in die Unterhaltung der Gemeindenzurück.

Meine Herren! Diese Bezirksstraßen betragen rund '/8 der sämtlichenStraßen, die wir
zu unterhalten haben. Also etwa ^/» des gesamtenStraßenbauetats fließt diesen Vezirksstraßen,
diesen Gemeindestraßenzn. Das sind in jedem Jahre — ich will eine ganz runde Summe nennen
— 3 Millionen. Wenn Sie von 1875 bis jetzt diese Summe von 3 Millionen znsammenzahlen,
dann haben Sie rnnd 90 Millionen, die haben wir doch auch richtig für den Gemeindewegebau
aufgewandt, uud ich muh sagen, es ist eigentlich nicht richtig, daß immer diese Berechnungaufgestellt
wird: Das geht aus der Dotation, jenes geht aus der Steuer. Meine Herren! Woraus das
genommenwird, das kann, meiue ich, den Gemeindenziemlich gleichgültig seiu. Es kommt darauf
an, daß sie es bekommen und daß sie es reichlich bekommen.

Wenn es fo gemacht werden füll, daß sie es aus den Steuern bekommen,dann genügt
ein Federstrich, denn dann ändern wir die Sache einfach um. Was wir jetzt aus der Dotation
nehmen, nehmen wir aus der Steuer und umgekehrt. Es ist ein Topf; es ist ganz egal, ob ich
es aus der rechten oder der linken Taschenehme. Also ich komme darauf znrück: ich glaube, der
Verwaltung wird es gauz recht sein, weun die Ermittelungen, die Herr von Hammersteinund die
III. Fachkommission vorgeschlagen haben, vorgenommenwerden. Wir werden uus bemühen, diese
Zusammenstellungso peinlich und genau zn machenwie nur möglich. Ich hoffe, daß wir dann
im nächsten Jahre auf einem gemeinsamen Boden uus zurecht finden können. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterScherer.
Abgeordneter Scherer: Meine sehr verehrten Herren! Ein Teil der Mitglieder der

III. Fachkommission hätte gewünscht, daß der Antrag Krawintel in seiner abgeänderten3«,,. nnd
zwar in der Einschränkung ans die Unterstützung des Kreis- nnd Gemeindewegebaues A" Beschlusse
erhoben worden wäre. Wie Sie eben geHort haben, meine Herren, war aber d,e Mehrzahl der
Mitglieder der Fachkommissionder Auffassung, daß es zweckmäßigerwäre zunächst wettere
Erhebuugen anzustellen. Erhebungen in der Form, wie sie Ihnen die III. FachKmnusswuvorge¬
schlagen hat. um dann auf dieser Grundlage die Bitte auszusprechen, in dem nächstjährigen Hans¬
haltsplane erhöhte Mittel zur Unterstützung des Kreis- nnd Gemeindewegebanes vorzusehen.

Meine Herren! Wir haben nns hiermit beschieden.in der Hoffnung nnd m der Erwägung,
daß wir auf dieser Grundlage weiter kommen werden und daß der Pr°viuz,alauslchuß auf dieser
Grundlage zu der Ueberzeuguuggelangenwird, daß die Bereitstelluugerhöhter Mittel zur Unter-
stützuug des Kreis- und Gemeindewegebaucs erforderlich ist. ,

Die jetzt znr Verfügung stehende Summe von 647 000 Mark, meme Herren stellt ;a
gewiß schon einen sehr ansehnlichen Betrag dar. Aber, meine Herren, es darf doch nicht verkannt
werden, daß das Bedürfnis, welches hier vorliegt, ganz außerordentlich groß ist.

Meine Herren! Wer nicht aus eigener Anschauung und aus eigener Arbeit die schwierigen
wirtschaftlichen Verhältnisse kennt, welche in jenen abgelegenenGebirgsgegendenvorherrschen der
macht sich keinen Begriff davon. Ich will Sie nicht länger aufhalten mit einer Schilderung ,e er
zum Teil trostlosenZustände. Ich mochte mir das eine hervorheben,daß em großer "ü me er
kleinen nnd armen Gemeinwesenganz anßerordentlichbelastet sind. In emzckiendieser Ge ne.n-
wesen werden 300. 400 Prozent an Umlagen erhoben. Meine Herren! Was «s b deut '
Gemeinden,in denen keine einkonimensteuerpflichtigePersonen oder solche mir m 8°^ "°'schwn"
Zahl vorhanden sind, werden Sie sich denken tonnen, daß ferner auch selbst be. "«er d ige,
Höhe der Umlagen für den Säckel der Gemeindennicht viel herauskommt,wird Ihuen ebenfalls

^"^'Mewe^V^en!^ Alle möglichenAnforderuugeu treten an die Gemeinden heran die
dringendstenBedürfnisse müssen befriedigt werden, es müssen
Schulen gebaut werden, wenn Bahnbanten in Frage kommeu. werden erhebliche Zuschüsse von du,
Gemeindenund Kreiseuverlangt. „. . >. c >>:» ^,'!n,ns? „i

Meine Herren! Das beste Mittel, nm diesen armen Gemeindenauf d,e Nrün,Pf zn
helfe.,, ist. ganz abgesehen von allen anderenMeliorationen, die Förderung ^ Weg "
ahne . meine Herrn für die ja auch die Proviuz erheblicheUntechütznngen ^.

ab elegenm Gegendennicht in Frage kommen. Es finden ich auch ^nch
Anlagen, da sie nicht rentabel find, und irgend welche Zuschüssekomm, d,e Gemeinden hierfür naturlich

"^ ^Meine Herren! Da, was wir wünschen möchten in
beschleunigterer Ansbau der Gemeindewege. Jetzt um eme I n b Mm-
an'h!rordmtlich dringlichsind, fortgesetzt "er znrückge^
nigten Ansbau. meine Herren, dannt wir auf die er Gmnd ° °M ' ö ^ ^
wir. wenigstens im Süden dieser Provinz, streben: die Unteryannng

w«^'A,t°ch,,.h«°,1"°!, «w,«im H.^^,«»7, ;«°:^^
Haltung »ud Verwaltnng der Kreise übergegangen,dann s'"d ,ne,ner ^ussanung naa) ,l>
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Jahren derartig erhöhte Beihilfen nicht mehr erforderlich. Dann wird es sich ja nicht mehr in dem
ausgedehntenMaße um den Ausban der Gcmeindewege handeln, es werden vielmehr in erster Linie
nur noch die Beihilfen für die Unterhaltung der Wege in Frage kommen.

Meine Herren! Meines Erachtens kann es der Provinz nicht darauf ankommen,einige
Jahre lang diese erhöhten Unterstützungen zu leisten. Wir sind ja der Provinz für das Entgegen¬
kommen, welches sie den armen und leistungsschwachenGemeindenbisher anch ans anderen Gebieten
in so ausgedehntemMaße bewiesen hat, außerordentlichund von ganzem Herzen daukbar. Wir
richten aber auch in dieser Frage wiederholt den Appell an das warme Herz der Provinz, daß sie
mit ihren Mitteln nicht kargen nnd uns zur Unterstützungder Gemeindewege erhöhte Mittel für
die Zukunft znr Verfügung stellen möge.

Meine Herren! Ich möchte mir znm Schlüssegestatten, dem dringendenWunsche Ausdruck
zu geben, daß das glückliche harmonische Verhältnis der industriellen und landwirtschaftlichen Interessen,
welches die Verhandlungendieses hohen Hauses von jeher ausgezeichnethat, sich auch in dieser
hochbcdeutsamen Frage bewähren möge.

Meine Herren! In diesem Sinne bitte ich Sie, den Antrag der III. Fachkommission anzn-
nehmen. Ich glaube, daß Sie mit ihm einverstandensein werden, namentlichmit Rücksicht darauf,
daß bereits der Herr Landeshauptmann soeben in entgegenkommender Weise sich für die Berück¬
sichtigungdes Antrages ausgesprochen hat.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Ren Vers: Ich möchte ans die allgemeinen Ausführungennicht

eingehen. Ich möchte nur mitteilen, daß wir anch dem Kreise Adenau das Wohlwollen, das der
Herr Landrat erwartet, entgegengebrachthaben. Ich darf konstatieren,daß der Kreis Adenau au
Beihilfen aus den verschiedenen Pruvinzialfonds im Jahre 1908 112 525 Mark bekommen hat
(Hört! Hört!), daß er im Jahre 1904 90 920 Mark, im Jahre 1905 65 557 Mark, im Jahre 1906
95135 Mark bekommen hat. (Hört! Hört! Bewegung.) Er hat im Jahre 1903 106 000 Mark
über seine Provinzialnbgaben hinaus, und in diesem Jahre 88 000 Mark über seine Provinzial-
abgaben hinaus bekommen. (Hört! Hört!) Also wir haben das Wohlwollen wirklich reichlich
gezeigt. (Zustimmung und Heiterkeit.) Für 1907 hat der Kreis, glanbe ich, 47 000 Mark für
Wegebanten beantragt und 41000 Mark bewilligt bekommen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDicke.
AbgeordneterDicke: Der Antrag, der Ihnen vorliegt, ist nicht mehr der Antrag Kra-

winkel. Dieser ist in der Versenkung, bezw. Kommission verschwunden. Es ist der Antrag des
Herrn Referenten, der Antrag Hnmmerstcin,denn er hat ihn gestellt.

Zunächst darf ich mir nun erlauben, den Herrn Referenten in etwa zu korrigieren. Er
hat gesagt, in der Komissionhabe sich nur eine Stimme gegen diesen Antrag erhoben, und er meinte
mich damit. In der Kommissionwaren tatsächlich 3 Stimmen gegen den Antrag. In Bezug
auf die zwei mag er ja recht haben, die sind inzwischen umgefallen. (Heiterkeit.) Auf wessen Ein¬
fluß das zurückzuführen ist, meine Herren, branche ich wohl kaum zu erwähnen. (Heiterkeit,) Das
hat mich aber anch garnicht gewundert, meine Herren, denn hente ist ja sogar der Herr Landes¬
hauptmann in gewissem Sinne umgefallen. Auf deu Antrag, zn erklären, daß die bisher bewilligten
Summen nicht für ausreichendzn erachten seien, sagte die Provinzialverwaltung: Die Beträge sind
völlig angemessen, um dem vorhandenenBedürfnis zu geuügen. Noch in der gestrigenSitzung trat
der Herr Landeshauptmann diesen Nnschannngen, als ob zn wenig Geld vorhanden sei,
ganz energisch entgegen,nnd, meine Herren, es war dasselbe, was wir hente gehört haben: Von
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den Antragstellern werden nur allgemeine Klagen vorgebracht. Heute hat der Herr Berichterstatter
gesagt, nur 30°/« von den angemeldetenBeträgen kommen überhaupt zur Vcwillignng. Gestern
sagte der Herr Landeshauptmann ganz richtig in der Kommission: Ja wenn ein Kreis sofort mit
100 000 Mark pro Jahr ankommt, dann werden die anderen Kreise — und wir haben im ganzen
64 - selbstverständlich nicht zurückstehenwollen, sobald sie sehen, daß auf derartige Anträge ein¬
gegangenwird; sie werden auch für andere Zwecke mit solchen Anträge» kommen, dauu wurdeu nur
in einem Jahre dafür allein eine Aufwendungvon 6400000 Mark haben.

Also wenn derartige Anträge in so weitem Maße gestellt werden, und es wnd chueu nur
zu 30°/« entsprochen, so beweist das noch garnicht, daß über die Bewilligung Humus ein Be¬
dürfnis vorliegt.

Meine Herren! Ich habe gestern gesagt, wir würden gerne darauf emgeheu, wenn man
dem Provinzialverbande den Borwurf macheu konnte, uusere Wege würden schlecht nnterha te„.
Das ist aber durchaus nicht der Fall; nusere Provinzmlstraßensind, wie ich gestern schon anführte,
in einem durchaus tadellosen Zustande. Meiue Herren! Sie werden ja auch in den Kreisen oben
an der Mosel gewesen sein, deren Vertreter heute hier gesprochn,haben. Sie werden gefunden
haben, daß auch dort recht gute Straßen vorhandensind, die durchaus nicht allein Provmzialstraßen
waren, die Kreis- und Gemeindestraßenwaren, uud die lediglich gebaut wareu mit der kräftige»
Unterstützungder Provinz. , c ^ >. ^

Nnn sagt der Herr Referent: Meine Herren! Sie können doch nun daraus ersehe,,, daß
diese Anträge an sich begründetwaren, da sie eine sorgfältigeVorbereitunggebrauchen Er hat m
die 5 Anforderungenaufgezählt, das ist ja noch kein Beweis dafür, daß mcht zu we.tgehen e An¬
träge vor ebracht werden können. Der Herr Referent hat gesagt: D,e Antrage g°hen I« ch °',
den Negieruugs-Präsideuten. Das beweist doch auch nichts. Nehmen Sie an, d« Regenng-
Präsident bekommt einen Antrag. Wem soll er diesen Antrag zur Prnfnng ^e»? Doch elbst-
verständlich dem höchstinteressierten Landrat. (Heiterkeit). Der hat ,a auch den Antrag gestellt.
Der wird natürlich sagen: I° der Antrag ist dnrchans gerechtfertigt. (Heiterkeit^)

Nun haben die Herreu eiu bewegliches Lied angestnnmt: Men Su
schaftlich schwachenLenten, die selbstverständlich ebenso fleißig nnd intelligent sind >«,e d.e g .
die in indnstrielleu Kreisen nnd Gemeinden wohnen. Damit habe ich Mich gestern .m P''M
einverstandenerklärt. Ich habe aber hinzugefügt: Eins mnß ich nnbedmgtverlangen; liefern S,
„ns den Nachweis, daß die zur Verfügung stehenden Fonds Nicht ausgereicht haben. Ich Im e
bestimmte Zahlen verlangt. Da kam z. B. gestern der Landrat des
Wir haben zu wenig bekomme«. Sofort gab der Herr Laudesha^tmam,
der Kreis Adeuau von 47 000 Mark, die er verlangt hat. "000 Mark ^ "neu ^ H
Krawinkelhütete fich in der Kommission spezialisierend mit
die gebühreude Autwort von dem Herrn Landeshauptmann ^«n. ^
erfahrene VerwaltungsbeamterHerr von Runkel trug Ms v°r: Es .st rm nd e^r üch> dem
Fonds zu erhöhen, denn wir haben ja Gemeinden,die mit 200 °

ihm mit Recht erwidert: Bitte zeigen Sie uns einmal d,e ""^«m f" < ^

d!,',m Fm,ds z,° «««, wem. ° ««« !r°">«° mch> »'»»" '"- '»« !°, «' >« «'»°
jetzt vorliegt, tau,, ich ihn nicht empfehlen.
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Nun sagt Herr von Hammerstein: Wir haben ja jetzt einen neuen Antrag gestellt, wir
wollen nur Material sammeln. Meine Herren! Wenn Sie sich jetzt auf diesen Antrag einlassen,
erkennen Sie mit anderen Worten im Prinzip an, daß der Fonds, wie er jetzt vorhandenist, nicht
ausgereichthat, um dem Bedürfnis zu genügen, daß Sie aber die Hand reichen wollen, um später
ein solches Bedürfnis zu decken.

Ich betone nochmals, meine Herren, wenn uns durch spezielleFälle nachgewiesen wird, daß
der Fonds nicht genügt habe, will ich gern dafür eintreten, daß er erhöht wird, und das würde
anch, glaube ich, die große Majorität, wenn nicht Einstimmigkeitin diesem Hause finden. Wenn
aber allgemeineKlagen uns hier vorgetragen werden, die bisher der Herr Landeshauptmannimmer
in so gründlicherWeise hat entkräftenkönnen,da bin ich nicht in der Lage, für eine solche Sache
einzutreten und bitte, mit mir diesen Antrag Hammersteinablehnen zu wollen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteSpiritus.
Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Ich kann die Empfindungen der leistungs¬

schwachen und wenig leistungsfähigenLandgemeindensehr wohl nachfühlen und ihre Wünschemit
ihnen teilen. Ich kann auch den Ausführungen in dem vorzüglichen Referat des Herrn Frciherrn
von Hammersteiunur beipflichten, daß es erwünscht ist, daß bei uns Industrie und Landwirtschaft,
Stadt und Land, sich in weitgehendstem Maße zu begegueu uud zu verstäudigeusuchen. Ich kann
aus diesem Gesichtspunkte sehr wohl billigen, daß die III. Fachkommission den Antrag stellt, daß
eingehendeErhebungen in Form einer Enquete augestellt wcrdeu sollen. Ich habe auch uichts
dagegen einzuwenden,daß wenn diese Ermittelungen dahin führen, daß unser Reglement für die
Forderung von Kreis- und Gemeiudewegebauteunicht mehr angemessen ist, wir dann in eine Be¬
ratung darüber eintreten, ob man ein solches Reglement nicht abändern soll. Also, meine Herren,
gegen die Vorschläge der III. Fachkommission zn I und II habe ich keine Einwendnng zu machen.
Dagegen muß ich mich gegen III wenden, wo gesagt ist, der Provinziallandtag wolle beschließen,
den Provinzialllusschnßzu beauftragen, anch aus steuerliche« Eiuuahmen dem wirtlichen Bedürfnis
entsprechendeMittel für den Kreis- und Gcmcindewcgebau im Hcmshaltsplan1908/09 bereit zu stellen.

Meine Herren! Das geht zu weit. Wenn wir das jetzt schon beschließen, dann ist das
ein ins UferlosehinausgehenderBeschluß. Wir wissen noch nicht, welches das wirklicheBedürfnis
ist, wir wissen nicht, welches die entsprechenden Mittel sind, nnd die Entschließungdarüber können
wir dem Landtag nicht vorweg nehmen. Sie werden mir darauf erwidern können: Der Landtag
kann ja eine solche Vorlage, weun sie iu unseremEtat steht, ablehnenoder kann den Betrag kürzen.
Gewiß kann er das. Aber, meine Herren, wenn wir eine solche Vorlage schon ciumal in unseren
Etats stehen haben, ist es sehr schwer, daran Aenderungenvorznnchmcn. Wauu bekommen wir die
Etats? Wir bekommen sie druckfertig kurz bevor der Landtag zusammentritt, nnd nur selten wird
es möglich sein, hier in gründlichvorbereiteterWeise Aenderungeniu dein Etat vorzuuehmeu. Eiue
wesentliche Acndernng würde es aber sein, »nenn wir, falls in dem Etat erheblicheentsprechende
Mittel nach dem wirklichen Bedürfnis mehr eingestellt werden sollten, diese hier wieder streichen
würden. Meine Herren! Das gibt anch uur Mißstimmung zwischen Stadt und Land, wenn in
dem neuen Etat eine Summe eiugestellt ist, und wir Städter, falls wir nicht die Ueberzeugung
haben, daß sie dem Bedürfnis entspricht,wollten dann dagegen sprechen und ans die Streichung der
Summe hinarbeite«. (Sehr richtig.)

Ich meine daher, lassen Sie uns erst Erhebungen anstellen, möge nns auch der Ausschuß
ein Reglement ausarbeiteu, das bestimmend sein soll für das weitere Vorgehen, wenn Sie es für
notwendighalten. Aber binden Sie den Provinzialausschnßnicht, daß er Mittel in den Etat ein-
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stellt. Eine solche Bindung würde unter Umständen die Folge haben, daß wir die Proviuzial-
nmlagc erhöhen müssen. (Sehr richtig!) Ich verweise auf den Bericht, den uns der Provinzial-
ausschußin Nr. 23 der Drucksachen unterbreitet,wo es heißt: „Aus deu vorangegebeuen Gründen
hat es der Provinzialausschußnicht für nötig gehalten, höhere Mittel, als dies geschehen ist, in
den Haushaltsplan für das Rechnungsjahr1907 zn den genanntenZwecken einzustellen. Die Ein¬
stellung höherer Mittel könnte zudem nur geschehen,wenn dieselben durch Erhöhung der Proviuzial-
Umlagen beschafft würden."

Also, meine Herren, der Provinzialausschußsagt: Wenn für diese Kreiswegebautenund
Gemeiudewegebnuteu höhere Mittel eingestellt werden müssen, dauu erfordert das eiue Erhöhung der
Proviuzialumlage. Ob das richtig ist, wird ja die nächste Vorlage beweisen. Aber, meine Herren,
die Erhöhung der Provinzialnmlage ist doch ein Faktor, den wir wahrscheinlich alle nicht wollen.
(Sehr richtig!) Ich glanbe auch, die Herren aus dem Landkreise werden nicht erfreut fein, wenn
unfcre Umlage von 12^2 "/u erhöht wird. (Unruhe) Man mag ja darüber verschiedenerMeinung
sein. Aber, meine Herren, ehe wir dem Provinzialansschnßdie Direktive geben: Bringe uns unter
Umstände« eiue Vorlage, die möglicherweise die Proviuzinlumlage erhöht, sollten wir der Sache
gründlichnäher treten tonnen, und dazu ist erforderlich, daß wir die Erhebungenund Ermittelungen,
die der Provinzialansfchnß anstellt, im nächsten Jahre hier diskutieren, und uns dann schlüssig
werden, ob eventuelldas Reglement anderweitig festzusetzenund dann dem übernächsten Landtag die
entsprechende Vorlage zu machen ist. (Bravo!)

Ans diesen Erwägnngen erlaube ich mir, den Antrag zu stellen, daß es dem hohen Haufe
gefallen wolle, in dem Antrage der III. Fachkommission zu dem Bericht des Proviuzialausfchusfes,
betreffendden Antrag des AbgeordnetenKrawinkel auf Gewährung höherer Mittel für Wegeban,
vom 13. dss. Mts. den Absatz III fortfallen zu laffeu.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst der Herr Abgeordnete von Runkel.
Abgeordnetervon Runkel: Meine Herren! Nachdem der Herr Landeshauptmannvorhin

erklärt hatte, er hätte gegen die Annahme des Antrages der III. Kommission nichts zn erinnern,
hatte ich mir vorgenommen,dasjenige, was ich vorbringenwollte, nicht mehr Zn sagen. Nachdem
aber der Herr AbgeordneteDicke vorhin iu seiner Rede meinen Namcu genannt uud nachdem er
hervorgehoben hat, daß auf meine gestrige Bemerkungin der Fachkommissionder Herr Landeshaupt¬
mann eine Erwiderung gegeben hatte, die meine Ausführung zn beseitigenimstande war, bin ich
so frei, Sie mit einigen Worten hier zu behelligen

Ich habe gestern einzelne wenige Fälle aus meinem Wahlkreisevorgeführt,aus welchen
fich ganz klar ergebendürfte, daß dem Bedürfnis nicht Rechnunggetragen wird.

Meine Herren! Ich hatte z. B. hervorgehoben, daß in einer ganzen Anzahl Fälle bei den
kleinen beschränktenBewilligungen aus deu, Fuuds H. seitens des Herrn Landeshauptmannsbczw. feitens
des Provinzialllusschusses in vielen Gemeinden,in den ärmstenGemciudeu des Westcrwaldes — uud
ein großer Teil dieses Gebirges gehört zum Kreise Neuwied — eiue doppelte Gegenleistung verlangt
worden wäre, obgleich in dem Reglement steht: In der Regel bei Bewilligungenaus dem Fonds H. ein¬
fache Gegenleistung.Der Herr Landeshauptmannhat mir erwidert,das müßte meinerseits ein Irrtum
sein; das wärein früherenJahren vorgekommen, aber in dem letzt verflossenen Jahre nicht. Das war
(sich zum Laudeshauptmann wendend) Ihre Erwiderung,Herr Landeshauptmann. Ich hatte in dem
Augenblick nicht das Jahr im Kopf, in welchen: das Reglementerlassen worden ist. Ich sah hinter¬
her nach, das Reglement ist vom Jahre 1895, und ich weiß mit aller Bestimmtheit, daß nach der
Zeit auf Gruud des jetzt noch bestehendenReglementsdiese doppelte Gegenleistung verlaugt worden ist,

l?
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Weiterhin, meine Herren, eine Gemeinde— ich kann sie auch nennen — die Gemeinde
Hunningen am Rhein, ist mit allen möglichenDingeu überlastet. Sie erhebt 200 °/« auf die
Realsteuern und 150°/,, auf die Einkommensteuer. Die Gemeiudehat uoch gar keine Verbindung
nach Osten, nach der Wittbach hin, nach den grüßen Klöstern, die dort sind und nach der großen
Lungenheilstätte,die da errichtet ist. Deshalb ist wohl der Wunschnatürlich, daß ein Weg dahin
gebaut werden möchte. Die Gemeinde hat im guteu Glauben an die Bestimmungen wegen des
Funds L die Aufbringung von 2/3 der Kosten in Höhe von etwa 50 000 Mark beschlossen.Die
Gemeinde hatte die Pläue und Projekte an den ProvinzialauZschnßeingeschickt,sie wnrdcn eingesehen
und soviel ich mich erinnere, wnrde die Fordernng genehmigt und mm baute die Gemeindedarauf,
daß sie das dritte Drittel bekäme. Sie hat es uicht bekommen,es ist zweimal der Antrag abge-
wiesen worden, und zwar nicht n, limius, sundern „zur Zeit".

Nun entgegnetemir der Herr Landeshauptmann — das hat vielleichtder Herr Ober-
bürgermeisterim Sinne gehabt — die GemeindeHönningcn ist reich, die Gemeinde Hönuingenhat
ein großes Areal von Wald. Ja, meine Herren, die GemeindeHönuingen erhebt allerdings jetzt
150°/«. Es gibt ja eine Menge Gemeinden, die viel mehr erheben, aber wohlhabend sind nur
ein paar, vielleicht 3 Familien, und was auf anderer Seite das Areal anlangt, das ist ein großer
Wald, aber Sie wissen, wie es mit unseren Gemeindewaldnngcn steht. (LandeshauptmannDr. von
Ncnvers: Bringt 4790 Mark der Gemeinde ein!) Ja, ja, das mag wohl sein, aber die
Gemeindehat eine Menge vvn Bedürfnissenund hat eiuen Haufen Schnlden usw. »sw.

Dann hat aber bei seiner Entgegnung, glaube ich, der Herr Landeshauptmannuicht gewußt
oder nicht daran gedacht, daß in dieser Gemeinde,in der GemarkungHönniugeu,36 Morgen wegen
Reblaus zerstört worden sind. Der Herr Lnudcshanptmaun, der selbst vor wenigen Jahren in
meiner Anwesenheitdafür gestimmthat, daß jährlich 60 000 Mark im ganzen den notleidenden
Gemeindendes Rotweiubaues auf der rechten Nheinfcite gegeben wurde, hat wahrscheinlichnicht
daran gedacht, daß gerade die GemeindeHönningen vum Rotwcinban sich ernährt.

Das alles, meine Herren, sind doch wohl Gründe, die es rechtfertigen,daß die Gemeinde
den Antrag gestellt hat — nnd es siud auch Gründe, die wohl den Antrag als ganz angebracht
ansehen lassen. Warum er bisher nicht honoriert wurden ist, weiß ich nicht. Gesternhat der Herr
Landeshauptmann uns gesagt, der Ausschußwürde alles wohlwollendPrüfen. Ich glaube ja aller¬
dings, daß das auch iu diesen!Falle geschehe» ist. Da ich uun einmal dabei bin, wegen der
Bcdnrfnisfrage Ihnen etwas zu sagen, su schenken Sie mir noch 2, 3 Minuten.

In der Stadt Linz liegt die Sache ebenso. Da ist im Zuge einer Provinzialstraße eine
Brücke, die von einer Menge Fuhrwerk jeden Tag befahren wird. Sie ist uur 3 in breit (Landes¬
hauptmann Dr, von Reuvers: 4 m!). Die Stadt kanu eine Verbreiterungnicht erlangen. Dann,
nieine Herren, ist in dem Kreise Ncnwied eine kolossale Industrie. Die Leute müssen bei schlechtem
Wetter außerhalb der Ortschaftendurch den Schmntz waten, die Arbeiter müssen durch den Schmutz
waten, die Töchter und die Weiber, die zu Hunderten mittags das Essen bringen, müssen mit ihren
taputenen Schuheu und zerrisseuen Sohlen durch den Schmntz waten. Es hilft nichts, meine Herren,
es wird nicht geholfen. Das ist dasjenige, was ich Ihnen vortragen wollte, nur veranlaßt durch
die Aeußerungendes Herrn OberbürgermeistersDicke.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Was den ersten Fall Hönningen

betrifft, so kann ich doch die Anträge nnr auf Grnud der Unterlagen beurteilen, die die Herren
Landräte mir vorlegen. Hönningen ist mm eine Gemeinde ans dem Kreise des Herrn Geheimrat
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von Runkel. Wie mir die Sache vorgelegt ist, kommt auf den Kopf der Bevölkerung an staatlich
veranlagten Steuern der Betrag vou 15,58 Mark. Also eine recht wohlhabende Gemeinde. (Hört!
Hört! Heiterkeit.) Dauu steht in den Unterlagen: Hat einen Grundbesitz von 1001 ua, hat auch
noch ein Kapitalvermögenund hat aus dem Grundbesitz eine Einuahme vou 4700 und so und so
viel Mark. Also ich mnß mich auf das verlassen, was in den Akten steht. Hätte der Herr Landrat
gesagt: Die Reblaus ist auch dort Gast, dann hätten wir die Sache vielleichtanders betrachtet.
Das ist aber verabsäumt worden. Dann ist die Grundlage, die mir vorgelegtworden, nicht eine
solche, daß ich darauf bauen kann.

Der Herr Geheimmt führte die Sache mit der Brücke in Linz an, ich kann nur annehmen,
daß er die Straße Linz—Roßbachmeint. (Abgeordnetervon Rnnkel: Ja!) Da steht eine tleiue
Brücke, sie befindet sich im Zuge einer alten Bezirksstraße. Die Gemeinde, die doch selbst die
Brücke gebaut hat, hat es für richtig befunden,sie auf 4 m, nicht auf 3 m zu bemessen.(Abge¬
ordneter von Rnnkel: 3 iu!) Im Bericht steht 4 in, nnd das mnß doch für mich maßgebend
sein. (Abgeordnetervon Rnnkel: Das ist ein Irrtum!) Dann hat der Herr Landrat den
Irrtum begangen. Es steht im Bericht, daran halte ich mich. Also die Brücke ist 4 in breit.

Nun kommt auf einmal ein Verschöncrnngsvercinoder ein Verein zur Wahrung der
städtischen Interessen oder der Lehrer einer höheren Schule und sagt: Die Brücke muß erbreitert
werden. Wir haben uns garnicht ablehnend verhalten; wir haben uns sagen müssen, mit dem
Direktor der Schule kann ich darüber nicht verhandeln, auch nicht mit dem Verfchonernngsverein
oder mit den, städtischen Verein, sondernmit dir, Stadt. Wir wollen die Brücke erweitern, aber
nicht blind darauf los, fondern zunächst müssen wir wissen: Wie wollt ihr die Straße, die eben
zu eng ist, verbreitern. Legt einmal eine Fluchtlinie an! Darauf habe ich keine Antwort von
der Stadt bekommen. Damit schließen meine Akten. Hätte die Stadt die Güte gehabt, mir zu
sageu, wir wulleu diese Fluchtlinie legen, dann wäre die Sache erledigt.

Ist das mit dem Schmutz auch in Liuz? (Abgeordnetervon Rnnkel: Nein, das ist
eine andere Sache!) Nuu ja, jeden Dreckhaufcn kenne ich mich nicht. (Große Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es ist ein Antrag auf Schluß gestellt. Er muß
zunächst von zehn Mitgliedern unterstütztwerden.

Erfolgt Unterstützung? (Rufe: Jawohl!) Wenn alle die Herren, die stehen, ihu unter-
stützen, ist er reichlich unterstützt., (Heiterkeit)

Dann kommen wir zur Abstimmung, Ich bitte die Herren, sich zn fetzen, sonst weiß man
nicht, ob Sie dafür oder dagegen stimmen.

Zum Wort gemeldet ist noch der Herr OberbürgermeisterKlotz.
Ich bitte diejenigen Herren, welcheden Antrag anf Schluß aunehmen »vollen, sich zn

erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.
Dann frage ich den Herrn Berichterstatter,ob er noch das Wort wünscht.(Berichterstatter

Freiherr von Hammerstein: Ich bitte darum!) Der Herr Berichterstatterhat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Hammerstein: Mcme Herren! Meine

Bemerkung,daß die Kommission den von mir vorgetragenen Beschluß gegen eine Stimme angenommen
habe, entspricht den Tatsachen. Gestern waren zwar noch drei Mitglieder gegen den Beschlnß.
Giner von diesen Herren rief mir heute im Vorbeigehen zu: Ich habe meine Stellungnahmegeändert;
irgend einer Beredsamkeit diesem Mitgliedc gegenüber hat es nicht bedurft. Das andere Kommisstons-
mitglied erklärte gestern Abend, es lege auf die Sache keinen Wert. Sein Widerspruch hatte sich
auch mir gegen die Ziffer III gerichtet, es ließ ihn fallen, weil durch Annahme der Ziffer III kein

1?"
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Zwang in irgend einer Richtung auf den Prouinzialausschußausgeübt würde, höhere Beträge für
den Wegebau schuu in den nächsten Etat einzustellen, sondern weil nur empfohlenwürde, dem wirk¬
lichen Bedürfnis entsprechend gegebenenfalls diesen Fonds zu erhöhen.

Dem Herrn OberbürgermeisterSpiritus möchte ich entgegenhalten: Der Absatz III ist
gerade deshalb aufgenommenworden, weil es erfahruugsmaßig leichter ist, für eine dringliche neue
Forderung Mittel bewilligt zu erhalten, wenn ein gewisser Betrag dafür schon im Etatentwurf
vorgesehen ist. Sollen höhere Mittel erst nachträglichbei der Etatsberatung im Hause bereit gestellt
werden, so wird der Etat dadurch relativ mehr iu Unordnung gebracht, als wenn ein Posten ver¬
kürzt oder gestrichenwerden soll. Für bereitgestellte Einnahmen finden sich bei Streichung von
Ausgaben sehr schnell andere Vcrwcudungspuukte,deren Vertreter sich schleimigstauf die frei-
gewordenen Mittel stürzenund aus diesen Mitteln Berücksichtigung für ihre Wünsche suchen.

Meine Herren! Ueber die Höhe der im Einzelfalle erwünschten Beihilfen, von der der
Herr Landeshauptmann gesprochen hat, habe ich kein Wort verloren, absichtlich nicht, obwohl von
einzelnenKommissiuusmitglicdernhervorgehobenwnrde, es wäre erwünscht, daß statt ^8 Beihilfe
'/>« gegebcu würde. Mit dieser Frage hat sich aber die Kommission nicht eingehender befaßt, weil
sie gerade diese Frage durch deu Pruvinzialausschuß gründlich geprüft fehen möchte, der in dem
neuen Reglement zu der Sache Stellnng nehmen kann.

Gbenfuwenighabe ich über die Höhe der den einzelnenKreisen gewährten Unterstützung
gesprochen, weil das, glaube ich, nicht Sache des Berichterstatters der Kommission ist. Im übrigen
möchte ich aber bemerke«:wenn durch Vortrag vou Einzelfällen festgestellt wird, daß den Wünschen
auf Wegebeihilfeuin so erheblichem Maße entsprochen wird, wie es beispielsweise in dem Kreise
Adenan der Fall sein soll, so geht hieraus doch auch zweifelloshervor, wie dringend das Bedürfnis
in einzelnen Kreisen ist. (Beifall.)

Meine Herren! Die Frage, ob die Mittel für die Unterstützung des Kreis- und Gemeinde¬
wegebauesaus den Dutationsfonds oder aus Provinzialabgabcnstammen,habe ich nicht angeschnitten,
um irgendwiehier von mangelnderMunisizenzauf der einen oder anderenSeite zn sprechen, sondern
lediglich, wie ich schun zu Anfang betont habe, um dem Vorwurf entgegenzutreten,die Tätigkeit der
III. Fachkommission wäre ein Wettlauf der Bettler bei wohlhabendenLeuten.

Ebensowenigtaun ich die Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns über die Bezirks¬
straßen unwidersprochen lassen. Wenn wirklich die Bezirtsstraßcn Gemeiudestrahenuud die Bezirks-
straßenunterhllltuugslasteine Gemeindelastgewesen wären, dann hätte man doch vermntlichbei den
Verhandlungen über die Aufhebung der Vezirksstraßenund ihre Umwandluug in Proviuzialstraßen
die Gcmeindeuhinzugezogen. Die Gemeindenfind aber gar nicht gefragt worden. Und ebenso find
die Einnahmen, die von den Vezirksstraßenerhoben wurden an Chaussecgeld,aufgehobenworden,
ohne daß die Gemeindenseinerzeitmit irgend einer Silbe gefragt worden wären. Weuu man also
heute deu Gemeindendie Straßen zurückgebenwollte, würden sie sie ohne die früheren Einnahmen
zurückbekommen.

Aber selbst wenn es sich in irgend einer Weise juristisch nachweisen ließe, daß die Vezirks¬
straßen den Charakter von Gemeindestraßeuuoch hätten, wenn nachgewiesen würde, daß wir für die
Nezirksstraßeualljährlich so und so viel zahlen, dann ist doch dieses Geschenk an die Gemeinden im
Jahre 1876 gemacht,also vor nunmehr 80 Jahren. Gewiß, damals mag es eine Art Sektfrühstück
gewesen sein, was man den Gcmeindeugegebe» hat, wozu mau sie eingeladen hat. Heute aber sind
sie arm und verlangen lediglich nach trockenem Brot. Uud wenn jemand, den man vor 30 Jahren
zu einem Sektfrühstück eingeladenhat, heute kommt und sagt: Mich hungert kolossal, gib mir ein
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Stückchen Brot, dann ist die Antwort: Vor 30 Jahren hast du Austern und Schampns bekommen,
doch ein recht schlechter Trost. (Heiterkeit.)

Ich habe znm Schlnß noch zu bitte», deu Unterantrag des Herrn Spmtus mcht anzn-
neh.neu, sondern den Nutrag der Kommission iu der Ihueu vorliegeude» Fafsuug znm Beschluss

^" "'^^Abgeordneter Spiritus: Ich bitte, nur nach der Geschäftsord.u.ng als Antragsteller noch
einmal das Wort zn gebe». ^ - >,

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Spmtus.
Abgeordneter Spiritus: Ich wollte eiu gcmz kurzes Wort dem Herrn Abgeor ueten oon

Hannnersteiu enoidern. Der Herr Abgeordnete sagt, es sei uur eiu Rat oder e>>u NupMiUg au
deu Proviuzialausschuß. Sie solleu jedoch nach dem Autrage der III. Facht« stou eM ß
Der Provinzialansschuß wird beanftragt, das zu tun. Nehmen Sie diesen ntrag Nicht ". ,(Bu,vo

Vorsitzender Becker: Meiue Herreu! Ich habe deu: Herrn Abgeordne en Spmtus auf
seinen Wunsch das Wort gegeben, um seinen Antrag noch einmal zn begründen, aber das war nicht
richtig. Ich bemerke das ausdrücklich, um eiue Berufuug auf diesen Vorgang zu vermeiden. - ^
hat keiueu selbständigen Antrag gestellt, und die Bestimmung in der Geschätsordnnng bezicht sich
nur auf selbständige Auträge. Herr Abgeordueter Spiritus hat eigentlich Nichts getan, alv da
einen Antrag zur Frage der Abstimmuug gestellt hat, keinen selbständigen Antrag '^ern m en
Abänderungsantrag zn diese.n Gegenstande. Also ich möchte nicht haben, daß für tue Zukuust e.ue
Berufung auf diesen Vorgang möglich wäre, nt.^,.„..,n,n

Nnn, meine Herren, kommen nur znr Abstnnmnng. Die Unterlage für AMmum
bildet der Antrag der III. Fachkommission. Er zerfällt in drei Teile Der
find meiues Erachtens garnicht bestritten, sie sind von keiner Sei e e.uaugelt >°md m D che

as ganze Haus annehmen zu wolle... Dann hat Herr Abgeordueter Spiritus geb ^de wtw
Teil abulehueu. Da u bedarf es keiues besoudere» Antrages das tonnen wir mach du 4
Abstininmng erledigen indeni wir zunächst über die ersten b"dm Teile abs imm dann
get ennte Abstiuunnug über den dritten Teil vornehmen.
vollständig genügt. Damit ist der Herr Antragsteller auch entstanden? (Zustimmung.) Gut.
Ich werde so verfahre». Wüuschen Sie eiue nochmalige Verlefuug? (Wird verne.ut)

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche den Antrag I und II annehmen .vollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Es ist die große Mehrheit. ..... ^

Dann bitte ich diejeuigm Herren, welche mich ^s Almea III auuehm u >vo . s'ch

ebenfalls zu erheben. (Geschieht.) - Ich bitte die Herren, stehen zn bleiben, die Nbstimmnng .st
zweifelhaft. Die Herren Schriftführer werden zähle». (Die Zahlung erfolgt.)

Meine Herren! Wir macheu die Gegeuprobe. ^ bitte d.eMig^
jetzt gestanden haben, m.d bitte diejenigen Herren, welche das dritte Alinea nicht neh wollm
sich zu erheben (Geschieht.) Ich bitte die Herren Schriftführer nachmal- zn zahle». (Die

""" Äewe^Herren! Jetzt steht die erhebliche Mehrheit. Alinea drei des Antrages ist ab-
gelehnt (Bravo) und damit der Gegenstand erledigt. ^„5,^„

Mein Herren! . .
Die nächste Sitznng beabsichtige ich auf morgen 12 Uhr anberaume» und zwar mtt

folgender Tagesordnung: Einmal die zehn Gegenstände der heutigen Tagesordnung, welche noch
nicht erledigt sind, ferner Eingänge:
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